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AlB -Aktuell: Das Stildnertribunal in Angola 
Am 28 . Juni 1976 verurteilte das Revolutionäre 
Volks gericht von Angola in Luanda vier Söldner 
(die Briten Costas Georgiou alias "Oberst Toni 
Callan", Andre",' Gardon I1cKenzie und John Derek 
Barker sowie den US- Bürger Daniel Francis Gear­
hart) zum Tode . Neun weitere Söldner , die sich 
vor demselben Gericht ebenfalls wegen Mord , 
Plünderungen und anderer Kriegsverbrechen sowie 
wegen Verbrechen gegen den Frieden zu verantwor­
ten hatten, kamen mit Gefängnisstrafen zwischen 
16 und 30 Jahren davon . Die Todesurteile sind 
inzwischen vollstreckt worden. 
Das Gerichtsverfahren, das von den Verteidigern 
der Angeklagten und dem überwiegenden Teil der 
westlichen Presse übereinstimmend als ".fair und 
korrekt" bezeichnet worden war, veranlaßte selbst 
den Spiegel , dessen Angola-Berichterstattung 
stets von ungeschminkter Sympathie für die pro ­
imperialistischen Spalterorganisation FNLA und 
UNITA gekennzeichnet war, am 21 . 6 . 1976 zu der 
Feststellung : 
"Es war ein trübes Kapitel Kolonialgeschichte , 
das da ans Licht kam - und es war , zumindest für 
den Schwarzen Kontinent, das erste Mal, daß die ­
ses Kapitel mit Hilfe eines Prozesses bewältigt 
werden sollte, der auch der gegnerischen Seite 
eine gewisse Achtung abnötigte . " 

Triumph ijbe, das int.rnatianal. Söldn.rtum 

In der Tat legte der Prozeß ein für die ganze 
Welt sichtbares Zeugnis von der Kraft, der Zuver­
sicht und der Reife der jungen Volksrepublik ab . 
"Dieser Prozeß ist mit einer Sachkundigkeit und 
einem Respekt vor gesetzliChen und demokrati ­
schen Verfahrensweisen durchgeführt worden," 
schrieb der Publizist Wilfried Burchett , "die 
einer Anzahl von Staaten der ' Alten Welt ' , die 
sich der Seriosität ihrer ReChtsprechung und des 
Respekts vor den Rechten der Verteidigung rüh­
men, als Beispiel und Modell dienen können . " 
(Afrique Asie , NI'. 113/28 . 6.1976) 
Indessen verfolgte die Volksrepublik von Anfang 
an mit dem Pr ozeß nicht nur das Ziel, die Ver­
brecher, die von der reaktionären Presse noch 
vor Monaten als "mutige Vorkämpfer der westli­
chen Zivilisation" gefeiert worden waren, ihrer 
gerechten Strafe zuzuführen . In einer Erklärung 
des Informationsministerium der VB Angola heißt 
es dazu : 
"Die Söldner , die sich für eine entsprechende Be ­
zahlung freiwi ll ig zum. Töten, Zerstören und Ver­
üben anderer Verbrechen zur Verfügung stellen , 
verkörpern die niedrigsten menschlichen Instink­
te ; aber gleichzei ti g sind sie nichts anderes 
als Agenten starker internationaler Kräfte . Sie 
versuchen, gewaltsam die Pläne durchzusetzen , 
die diejenigen , die sie bezahlen , mit anderen 
Mittel n nicht baben verwirklichen können . Ihr 
Eindringen in Angola stellte einen letzten ver­
zweifelten Kraftakt dar, um die MPLA und die 
Einheit des angolanischen Volkes zu untergraben 
und so den Reichtum Angolas unter dem Zugriff 
des west l ichen Imperialismus zu halten . Der Pro­
zeß von Luanda wird ein Prozeß gegen j ene Struk­
turen und Mechanismen . die diese Männer nach An­
gola gebracht haben . Aus ihren internationalen 
Dimensionen ergibt sich die Notwendigkeit einer 
Aktion von ebenfalls internationalem Ausmaß , um 
die Rekrutierung und die Operationen von Söld­
nern zu verhindern . Deshalb haben die MPLA und 
die Regierung der VR Angola die Initiative zur 
Bildung einer Internat ionalen Untersuchungskom­
mission ergriffen , die nicht nur die Beobachtung 
des laufenden Prozesses zur Aufgabe hat , sondern 
auch einen praktischen Vorschlag für eine inter­
nationale Aktion formulieren soll , um zu verhin­
dern, daß andere Länder auf dieselbe Wei se wie 
Angola unter dieser Form der Ag~ession leiden 
mÜssen . " (Afrique Asie , NI' . 11;/28. 6 . 1976) 

So grausam die Taten der 1; Söldner , die inLuan­
da von dem Gerlcht an die ÖffentliChkeit s.ebracht 
wurden, auch waren, niemals verdeckten sle , ' daß 
es in Wirklichkeit der Imperialismus und seine 
verbrecherischsten Auswüchse ware~, die hier un­
ter Anklage standen; und zu de ssen vollständiger 
Ausrottung einen Beitrag zu leisten , die VR An­
gola si04 aus ihrer zutiefst i nternationalisti ­
schen Haltung heraus verpflichtet fühlt . Im Ge ­
genteil : Die Enthüllungen . die das Revolutionä­
re Volksgericht ans Tageslicht brachte, erhell ­
ten zugleich die Hintermänner und die Interessen 
hinter den 1; , die hier auf der Anklagebank sa­
ßen . 

v. rbrech.n g.g.n das Volk Angolas 
Callan, der sich für alle Untat~n seiner Mitan­
geklagten verantwortlich erklärte, soll hier 
stellvertretend mit seinen Verbrechen genannt 
sein : Er lieB selbst FNLA- Soldaten umbringen und 
meuchelte seine eigenen Männer, 14 englische 
Söldner , oder gab den Befehl dazu . 
Am schlimmsten aber gerieten die Massaker am 
Volk von Angola . Oie hochschwangere Zeugin der 
Anklage, Senda Isabel aus einem Dorf in Nordan­
gola , schildert vor den Richtern : 
"Mein Hann rief mich in den Garten . Er stand mit 
erhobenen Händen vor einer Gruppe weißer Söld­
ner . die ihre Waffel) auf uns richteten . Sie tru­
gen ein.en Verletzten. Später hörte iCh , das war 
der Verbrecber Callen, der meinem Mann befahl, 
sechs Leute aus dem Dorf zu holen , um ihn sicher 
wegzutragen ••• Die Fremden blieben vier Tage in 
unserer Hütte. Ich mußte für sie Erdnüsse röst en 
und Essen anrichten . Unsere Mangofrüchte und un­
seren Palmwein stahlen , die Kassava- Felder mei­
ne s Mannes zerstörten sie . " 
Sie genierte sich zu s childern, wie die Söldner 
die damals Schwangere physisch malträtierten . 
Sie zeigte nur auf den "unschuldigen" McKenzie, 
umraßte mit zitternden Händen ihren Leib und 
sagte : 
"Ich leide nocb. heute unter den Folgen der Miß­
handlungen . " 
Wie viele Menschen bei diesen Terroraktionen ge ­
gen die Dörfer Angolas umgebracht wurden , wird 
wohl nie ganz geklärt werden können . 
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Nur zwei Prozesse der neueren Geschichte sind 
mit dem Söldnertribunal von Luanda vergleichbar : 
der Internationale Kriegsverbrecherprozeß von 
Nürnberg nach dem Zweiten Weltkrieg und das Tri ­
bunal von Havanna gegen die gedungenen Invasoren 
in der kubanischen Schweine bucht . 
Wie das Tribunal von Havanna exemplarisch die 
Methoden des aggressiven Interventionismus der 
USA unter Beweis stellte, so enthüllte der Söld­
nerprozeB in Angola: 
• Die Söldner wurden offensichtlich mit Billi­

gung und Förderung der britischen und belgi ­
sehen Regierung nach Zaire geschafft , von wo 
aus sie - nachdem sie von FNLA-Chef Holden Ro­
berto persönlich empfangen worden waren - nach 
Angola eindrangen . Auf keinem der westeuropä­
ischen Flughäfen, wo SODst strenge Sicher­
heitsmaßnahroen praktiziert werden, wurden s i e 
kontrolliert . Nicht einmal ihre Pässe mußten 
sie vorzeigen . "Wir haben daraus geschlossen , 
daß eine Art von Arrangement zwischen Banks 
(dem OS- amerikanischen Chef-Rekruteur der 
Söldner) und der belgisehen und britischen Po­
lizei bestand , " sagte der Sö ldner Fortlin vor 
den Richtern in Luanda (Afrique Asie, ebende) . 

• Unter Duldung der Regierungen der USA und Groß­
britanniens warben Jobn Banks und Devid Bufkin 
(Chefrekruteure der Söldner in den USA und 
Großbritannien) in aller öffentlichkeit, unter­
stützt vom CIA, der amerikanischen Bundespoli­
zei FBI und diversen multinationalen Konzer­
nen, ca . 600 Söldner, die sie mühelos nach An­
gola schafften. Angesehene Zeitungen, z . B. der 
britische Evening Standard veröffentlichten 
anstandslos Inserate , in denen das Söldnertum 
als lukrativer Job angepriesen wird . 

Die Werbung von Söldnern geht weiter . Das US­
amerikanische Söldner- Magazin Soldiers of For­
tune veröffentlicht weiter Anzeigen, obwohl das 
durch Artikel 958 bis 961 der '·U .S . Legal Statu­
tes" vom 25 . 6 . 1948 gesetzlich untersagt ist . 
Doch die Pord- Administration schreitet nicht 
ein . In einem Rundschreiben des Chefrekruteurs 
Bufkin an seine "Kunden" , das dem Tribunal in 
Luanda vorlag , heißt es; 
"Gegenwärtig besteht die Möglichkeit zu lang­
fristigen Verträgen für Rhodesien . " (Afrique 
ABie, ebenda) 
Aber durch den FrozeB von Luanda ist das Aushe­
ben einer Söldnerarmee heute bedeutend schwieri­
ger geworden . Besorgt bekundet d~r britische Ni ­
geria- Söldner Michael Hoare : 
"Das war der letzte Sar guagel für das Söldner­
tum . " (Stern, 8 . 7 . 1976) 
Und die britische Regierung hat - sichtlich von 
der Konsequenz , mit der die VR Angola gegen das 
Söldnerwesen einschreitet, beeindruckt - die öf­
fentliche Werbung von Söldnern noch während der 
ProzeB stattfand untersagt, allerdings nur die 
öffentlichß . 

So gestaltete sich der Prozeß von Luanda zum 
4 Triumph über das internationale Söldnertum. Für 

Zeugenaussage der sch~angeren 
Sendn Xsabel gegen die Söldner 
Callan und Me Kcnzie 

Angole und ganz Afrika habe er eine außerordent­
liche Bedeutung im Kampf für die Befreiung, für 
die politische und ökonomische Unabhängigkeit , 
wie der Justizminister der VRA Diogenes Boavida 
zum Ausdruck brachte . (Afrique Asie, Nr . 111/ 
14.6. 1976) Daran änderten auch die Versuche der 
Pard- Administration, die Urteile als "Verstoß 
gegen internat"ionales Recht" zu brandmarken , 
nichts . 
Wie sich das Internationale Kriegsverbrechertri­
bunei von Uürnberg nicht nur mit der Aburteilung 
der führenden deutschen Hit le rfaschisten befaßte, 
sondern mit seinen Urteilen Maßstäbe für das 
Völkerrecht setzte , so setzte das Luanda-Tribu­
nal neue internationale Rechtsprinzipien. 

Das Luandatribuncd ,ent neue Rect.hprinzipien 

Am 29 . 6 . 1976 , also einen Tag nach der Urtei ls­
verkündung,übergab der angolanische Justizmini­
ster der Offentlicbkeit den Entwurf einer inter­
nationalen Konvention zur Bekämpfung des Söld­
nertuma , den die Internationale Unterauchungs ­
kommission, der 52 Persönlichkeiten aus 38 Na­
tionen angehörten, in einer Tagung vom 7 . bis 
zum 17 . 6.1976 in Luanda erarbeitet hatte . Der 
Konventionsentwurf enthält eine juristische De­
finition des Söldnertums , die den Söldner als 
gewöhnlichen Verbrecher charakterisiert, und 
fordert international koordinierte Maßnahmen ge­
gen das Söldnerunwesen. 
Die VR Angola hat dieses Dokument bereits der 
OAU- Gipfe l konferenz vorgelegt , die kürzlich auf 
Mauritius ihre jährliche Sitzung abhielt . Sie 
wird es im August bei der V. Gipfelkonferenz der 
Blockfreien Länder i n Colombo , der Hauptstadt 
Sri Lankas , zur Diskussion stellen und anschlie­
ßend der XXXI . Vollversammlung der Vereipten Na­
tionen , die Ende des Jahres in New York zusam­
mentritt, vorlegen . 
Die junge Volksrepublik erweist sich 80 einmal 
mehr als eine der hervorragenden Repräsentanten 
der nationalen Befreiungsbewegung unserer Zeit . 
Dami t diese ihre Bemühungen im Kampf gegen das 
internationale Söldnertum von Erfolg zum Nutzen 
nicht zuletzt der in Rhodesien, Namibia und der 
Republik Südafrika kämpfenden Befreiungsbewegun­
gen gekrönt werden kann, müssen die fortschritt ­
lichen Kräfte in aller Welt zunächst allerdings 
noch ein Zwischenziel erreichen : die Aufnahme 
Angolas in die Vereinten Nationen . 
Diese wurde noch während das Tribunal in Luanda 
tagte von Washington im Verein mit der Pe~inger 
Führung unter fragwürdigsten und sich fast wie 
ein Ei dem anderen ähnelnden Vorwänden verhin­
dert . Die chinesische UNO- Delegation verun­
glimpfte die internationalistische Haltung Kubas 
und der UdSSR zum wiederholten Male als "fortge­
setzte bewaffnete Intervention des sowjetischen 
Sozialimperialismus in Angola . " Die USA bezog 
s ich bei ihrer ablehnenden Haltung auf nichts 
anderes (NZZ , Fernausgabe, 26.6 . 1976) . 
Aber die Kollaborateure standen vollkommen al­
lein da . Al le anderen westlichen Verbündeten 
hatten sie verlassen . 



Republik Südafrika 

&abrieie Bränner, Wolfram Brilnner, Rainer Falk 

Soweto und der Vorster-Besuch in der Bundesrepublik 
I. Aufstand lI1d Massaker in Soweto 
Anlaß für die Kämpfe von Soweto war der Versuch 
der südafrikanischen Regierung , die verhaßte Bu­
ren- Sprache Afrikaans , die ca . , Nio WeiBe der 
Republik Südafriku (RSA) sprechen , in die Schu­
len der schwarzen Vorstadt Soweto einzuführen . 

Gezi.lt. Tod ... ct.ü ... gegen smwarn $d!ül.r 

ftit Arroganz und rassistischer SelbstgefälÜg­

keit hatte die regierende Nationale Partei des 
Buren Balthasar Johannes Voreter diese Maßnahme 

begründet : 

"Wenn wir für den Unterricht der Neger Geld aus­
geben , bestimmen wir auch, was unterrichtet 
wird . " (Stern, 24 . 6 . 1976) 

Seit Mai d . J . widersetzten sich die Schüler der 
Oberschule Pherani in Soweto durch Boykott der 
Einführung des Afrikaans , das an die Stelle ih­
rer Muttersprache und des Englischen treten 
sollte . Am Morgen des 16. Juni demonstrierten 
sie mit Tausenden anderen SChülern aus Soweto 
gegen dieses diskriminierende Vorhaben der Re ­
gierung . In diese Demonstration von Jugendlichen 
und Kindern hinein eröffnete die Polizei plötz­
lich und ohne jede Vorwarnung das Feuer : 

"Die Polizisten kreisten die demonstrierenden 
Kinder ein . Inzwischen war die Menge auf etwa 
12. 000 angewachsen . Wieder feuerten die Polizi­
sten Tränengaspatronen ab . 
Die Kinder wehrten sich mit Steinen gesen die 
Polizei. Einige umzingelten die Polizisten und 
deckten sie von allen Seiten mit einem Steinha­
gel ein . Da begann die POliZ9i zu schießen" 

- berichtete ein Augenzeuge , der Fotograph der 
südafrikanischen Zeitung Sunday Times , Al! Khu-

malo . Kaltblütig , ohne jede Warnung - so Alf 

Khumalo weiter - schoB die Polizei auf die Köpfe 
der Kinder: 

"Es dauerte Sekundenbruchteile • bis ich begriff , 
daß die Polizei gezielt schoß . Rechts von mir 
fiel ein 13jähriger um , Hector Petersen hieB er . 
Gleich neben ihm ein kleines Mädchen . Beide hat­
ten Kopfschüsse . Sie waren sofort tot . Andere 
Kinder fielen um , getroffen. Sie wälzten sich im 
Blut und schrien verz .... eifel t . " 

Allgemeiner Aufstand in den Getto.tädten 

Gegen das Morden der Polizei an wehrlosen Kin­
dern und Jugendlichen erhob sich unter den Be­
wohnern Sowetos verzweifelte Wut und Protest . 
Aus dem Schülerstreik wurde ein allgemeiner Auf­
stand gegen die rassistische Unterdrückung und 
Ausbeutung dur'ch die weiße Minderhei t . 

Auf Anordnung B. J . Vorsters : "Gesetz und Ordnung 
müssen hersesteilt werden, .... as immer das auch 
kosten mag" (NZZ , Fernausgabe , 22 . 6 . 1976), wurden 
Polizei und "Sondereinheiten zur Terroristenbe­
kämpfung " aus dem ganzen Land zusammengezogen . 
Ein Sprecher der Rassistenpolizei : 

"Besser 
nächste 
1976) 

erschießen wir jetzt drei Afrikaner als 
Woche zehn . " (NZZ, Fernausgabe , 22 . 6. 
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Boweto - eingeteilt in Planquadrate, uw~ben von 

Gitterzäunen , die nur eine beschränkte Anzahl 

von J.usgängen haben - wurde systematisch a.b~ ­

r iegelt und durchkämmt . Unterstützt von Hub­

schraubergeschwadern (die Bundesrepublik liefer­

te Südafrika Hubschrauber vom Typ BO 105) schOG ­

aen Polize i und Armee auf alles , "was sieb be ­

wegte " (Stern, 24 . 6 . 1976) . 

Die Empörung der schwarzen Bevölkerung über die 

brutalen Militäreinsätze war so groß , daß die 

Hassenprotsete auch die anderen schw~zen Gettos 

und eine) Großteil des Landes erfaSten . 

Die Studenten der schwarzen Universität von Zu­
luland und in der Norduniversltät v~n Turfloop , 

aber auch 1 . 000 weiße Studenten der weißen Wit­

watersrand- Universität von Johannesburg prote ­

stie rten gegen den Terror . In fast allen um Jo­

hannesburg gelegenen Gettostädten , in J.lexandra, 

Kagiso, Vosloosrus, Boksberg, Springs , Krugers­

dorp wie auch in den Townships bei Pretoria, Ga­

rankuwa und Hamelodi , erhob sich die Bevölkerung 

gegen die Massaker von Soweto und gegen das Ras­

sistenre gime Südafrikas . 

Und auch dort reagierte die Polizei wie in Sowe­

to . Scbwerbewaffnete J.?mee - und Polizeieinbei­

ten, eskortiert von liundesta!reln und unter­

stützt von Panzerwagen , Flugzeugen und Hubschro.u­

bern, griffen die Deconstranten blindwütig an 
und eröffne ten daß Feuer . Der südafrikanische 

Polizeicbef Prinsloo kommentierte : "Wir werden 

uns keine Blöße geben" (FAZ, 22 . 6 .1976) . Und Po­

lizeiminister Kruser, der den Aufstand der 

schwarzen Afrikaner in Blut und Tränen erstick­

te , beschied sieb mit den Worten: 

"lcb möchte den Brandstifter-n und l'1ördern vcn 
Soweto sagen, daß ich nicht länger bereit bin, 
sie mit der Störung von Ruhe und Ordnung rorl ­
fahren zu Le.seen." (FAl , 29 . 6 . 1976) 

50."0: ",in, Ar1 Konl,ntrationllag,r" 

Daß "das Sprachenproblem nur der Funlte war , der 

die sicb anstauende Verbitterung der schwarzen 

Bevölkerung cntz(indete" - wie es Winnie l'landel'3. , 

die Frau des auf der Gefangeneninsel Robben Iz­

land eingekerkerten Präsident.en des A.frikani ­

:'Icben Na~ioLr.al.kongresse9 ( J.NC) , bescb.rieb - macht. 

allein die Si tuation der Bevölkerung 1.n 50"'0t.o 

boispielhaft für olle südafrikanischen Townships 

deutlich : 

In Soweto (Abkürzun@: für South-Western-Town­

sbip), der rünngrößten Stadt Afrikas südlich 

der Sabara, leben 1 , 5 Hio der insgesamt 18 Hio 
schwarzen Afrikaner der Republik Südafrika • 

Ursprünglich für vier Personen bestimmt , leben 

heute je 10-12 Menschen in den 200 . 000 Baracken . 

Nur 5% der Häuser haben fließend Wasser , ledig­

lich 20% Stromversorgung. Den Bewohnern So .... etos 

&ist es verboten , Land oder Häuser zu erwerben 

oder zu besi~zen und Fabrike n zu errichten . Vier 

von .rÜ.ll.f Arbeiterfamilien leben unterhalb des 

Existenzminimums . 

"Sowet.o ist wie eine gro ße Koppel, mc.rgens brin­
gen uns überfüllte Züge wie Vieh zur Arbeit, 
nachts bringen sie uns zurück" (Spiegel, 21 . 6 . 
1976) , 
so beschrieb der Bewohner Sugar Hangani die 

Funktion der scbwarzen Vorstädte . Der US-5taats­

sekretär H. R. Ora .... ford nannte sie "eine Art Kon­

zentrationslager" (Spiegel , 21 . 6 . 1976) . 

Entsetzen, Abscheu , 'Empörung haben die Morde des 

Rassistenregimes in aller Weit hervorgerufen und 

erneut unter Beweis gestellt, mit welcher Mim­

schenverachtung das Regime jedem Aufbegehren be­

gegnet: So war es im Jahre 1946, als die Polizei 

bei einem Minenstreik 30 Arbeiter erschoß ; so 

war es 1960 , als sie 69 Per'sonen in Shru.'peville 

ermordete und so war es 1973 , als sie 12 Arbei ­

ter eines Goldbergwerkes in Carltonville umbrach­

te. Die Reaktion des Regimes in Soweto war die 

gleiche Wie vor 5, 10 oder '0 Jahren : kaltblüti­

ger MOI'd . 

00. SeIt,iter" der Anpa .. ",ng.politii Südaf,iias 

Der Aufstand von Soweto aber illustriert : D~s 

Beispiel , daß die hi::J;toriscllen Siege der Völker 

von Hoo;e.mbique und Angola dem Befreiungokampf im 

südli.chell Afrika setllten, zeigt auch in der 

stärkoten Bastion der Rassistenheri:'<lchaft., in 

der RSA, neine Wirkung . 

"Wir haben daraus in gleichem Maße Mut und 
Selbstvertrauen geschöpft, wie die weißen Hin­
derheitoregierungan ~n Panik geraten sind und 
ihr Vertrauen in die Zukunft ins Wanken geraten 
ist " , 

verdeutlichte dies der Reprösentant dea ARe für 
We steuropa , Reginald September (DVZ, 1 . ? .19?6) . 

Darüber hi nau~ haben mit den Ereignissen .... on 50-

~eto auch die Versuche des Vorster-Regimes 

Schiffbruch erlitt;en , durch die Aufgabe der 

"pett;y" oder "kleinen" Apartneid den eigentli­

chen Charaktet' seiner r0.60i stisc!:len Herrschaft 

und UnLerdl'ückung zu verwischen . 

Das gleiche gilt fÜ1' die Bestrebungen Vorst;ers, 

die ".Ban tustaru;" oder "l1eimatländel'" in eine so­

genannte Unabhängigkeit; zu entlassen . Dagegen 

beschloß die OAU-Gipfelkonferenz Anfang Juli d. 

J . , daß kein OJ.U- Mitgliedsland einen "unabhän­

gig" gewol'denen Bantustan (so im Oktober die 

Transkei) anerkennen wird und daß alleo ver­

sucht werden $011 . die internationale Anerken­
nung dieser Staaten zu verbindern . 

Schon durch den Oberfall nur Angola war die "DI:­
tente" (Enl,spannung) bZ\ll . "Dialog" - Politik der 

südafriknnischen Rassist.en mit kollnborationshe­

reiten $chwarzafrikani echen Regierungen unglaub­

wiirdig geworden ; nun bat sie sich dw'Ch das Mas­

saker von Sowet;o vollends ad absurdum geführt . 



Warum Soweto brannte 
Das Fernsehen und die meisten Tageszeitungen 
dieser Republik vermittelten in der Berichter­
stattung über den "Neger- Aufstand" in Soweto 
den Eindruck , anarchische Slumbewohner hätten 
in einem Gewaltrausch wahllos öffentliche Ein­
richtungen angezündet und zerstört , die doch 
in ihrem Interesse unterhalten würden . 
Die Absicht war klar : Mit der vom bürgerlichen 
Jou...rnalismus gepflegten Form der "action" - He­
portage sollten Menschen, die ihre verzweife l ­
te Lage nur mit Gegengewalt zu verändern kön­
nen glaubeo, als unterentwickelte Exoten prä­
sentiert werden, deren Selbstbestimmung bei 
Strafe des Untergangs von Ordnung und Recht zu 
verhindern sei . Tatsächlich - und dies wurde 
be~~ßt unterschlagen - ~ar der Widerstand der 
unter Beschuß genommenen demonstrierenden Get­
to- Bewohner nicbt nur ohnmächtiges Aufbegeh­
ren , sondern aucb scbon eine :üelgerichtete 
Aktion , die besondere Aufmerksamkeit verdient . 
Einzelheiten darüber berichtete der weiße 
Südafrikaner Horst Kleinschmidt, der in seiner 
Heimat mehrere Male wegen antirassistiacher 
Manifestationen verhaftet worden war und 
schließlich seine Arbeit im Christian Insti tu­
te in Johannesburg aufgeben mußte . ( . . . ) 

Lurtansicht des Ge t tos Sowe t o 

Nach seinen Informationen , die auf verschiede ­
nen Que llen in SO'Neto berullen, wurden bei den 
"Unruhen" - die bekanntlich durch die beab­
sichtigte, doch mittlerweile abgesagte Einfüh­
rung der Buren- Sprache Afrikaans als einzige 
Unterrichts sprache provoziert wurden - zuerst, 
und die s spricht für eine gezielte Handlung, 
die Amt"sgebäude der "Bantu Administration" 
in Brand gesteckt , nachdem die -Vors ter-Polizei 
friedLiche Demonstranten erechossen hatte . 
Sinn dieser Aktion war es offenbar , alle be­
hördlichen Unterlagen des Rassistenregimes zu 
vernichten und dami t auch die bürokratischen 
Voraussetzungen rür die geplante Umsiedlung in 
die sogenannten "homelands" zunichte zu ma­
chen . 
Al s NäChstes, so berichtet Kleinschmidt unter 
Berufung auf verschiedene Informationen ihm 
bekannter Persönlichkeiten, seien die Bierhal­
len und die Lastwagen, die das Bier auslie ­
fern, angezündet worden . Hintergrund ~erfür 
sei die Tatsache , daß das gesamte Brauerei­
und Gaststättengewerbe im Monopol - Besitz des 
Rassistenregimes sei, das aus dem Erlös des 
Alkohol konsums wiederum seine repressi· ... 
Struktur in Soweto ökonomisch ausbaut. Offen­
sicbtl~ch erkannten die Brandstifter , daß s ie 
der Alkohol nicht nt..r mit der Malaise ihres 
fremdbestimmteu Lebens versöhnen soll , sondern 
auch noch eine den Unterdrücker wirtschaftlich 

stärkende Funktion hat . 
Zu Berichten, wonach Krankenhäuser angezündet 
worden seien, erklärte Kleinschmidt, daß es 
sich dabei - nach übereinstimmenden Informa­
tionen - um Spezialkliniken handle , die "Auf­
gaben der Familienplanung" realisieren würden . 
Darin sähen die achwarzen Afrikaner einen Ein­
griff in ihre soziale und ethnische Integri ­
tät, weil nach ihren Erfahrungen "Familienpla­
nung" unte r den gegebenen Bedingungen ein re ­
pressives Instrument in der Hand der Herr­
SChenden sei . Die Afrikaner wüßten schließ­
lieb , daß eine nach rassistischen Kriterien 
betriebene "Bevölkerungspolitik" darauf ge ­
richtet ist, sie langfristig in einem Land zu 
dezimieren, in dem 18 Millionen Schwarze vier 
Millionen Weißen gegenulberstehen . 
Nach Kleinschmidts Informationen wurden 
schließl ich zwei Schulen angebrannt - und 
nicht etwa, wie verschiedentlich behauptet 
wurde, sämtliche "Bildungseinrichtungen" . Der 
Grund für diese BrandansChläge sei die Tatsa­
che gewesen, daß sie von schwarzen Lehrern ge ­
leitet würden, die sich bedingungslos den For­
derungen der Rassisten-Administration unter­
worfen hätten . ( • •. ) 

Kleinschmidt widersprach auf grund ihm vorlie ­
gender Briefe aus Soweto auch der Behauptung 
der Behörden, es habe "nur" 176 Tote gegeben. 

Ihm seien verschiedene Zahlen - zwischen 500 
und 700 - übermittelt worden , die freilich 
nicht autorisiert seien , aber durch ihren 
deutlichen Unterschied zu der offiziell ver­
lautbarten Zahl doch deutlich machten , daß die 
Behörden das Blutopfer der schwarzen Bevölke ­
rung herunterspielten . In einem Brief sei ihm 
mitgeteilt wordeu, daß der Schreiber allein am 
ersten Tag des Aufstandes im Leichenschauhaus 
140 Tote gezählt habe . Zudem müsse man mit 
einer hohen Dunkelziffer bei den Verletzten 
rechnen, weil sich unter den Bedillgun~en des 
"Ausstandes" nur Schwerverletzte in d1.e Kran­
kenhäuser wagen . Kleinschmidt: "Jeder Verletz­
te gilt für die Polizei , die am Eingang der 
Hospitäler kontrolliert , als Rädelstührer und 
wird verha.ftet . " Mehrere verletzte Personen 
seien direkt ins GefängniS gebracht und dort 
erschlagen worden . 
Am letzten Wochenende , so berichtete Klein­
schmidt weiter, hätten die Behörden die Bei­
setzung der ermordeten A.frikaner verboten, 
weil sie neue Demonstrationen befürchteten. 
Dies verstünde sich vor dem Hintergrund des 
afrikanischen Brauches, daß zu einer Beiset ­
zung Verwandte aus dem gesamten Land zusammen­
kommen würden . Die black parents 8ssociation 
habe deshalb als erstes "Geld für Särge und 
Reisebusse gesammelt" . Die Beerdigungen seien 
unter Berufung auf das Versammlungsgesetz ver­
boten worden . 

Zu der Behauptung des südafrikanischen Premier 
Vorster während seines Aufenthalts in der Bun­
desrepublik , "Schwarze haben auf Schwarze ge ­
schossen", erklärte Kleinschmidt : "Am ersten 
Tag schossen einige schwarze Polizisten noch 
mit, aber am Abend des zweiten Tages wurden 
ihnen schon die Gewehre wegen der wachsenden 
Gefahr der Illoyali tät abgenommen . l! Nach den 
ihm zugegangenen Berichten hätten sich immer­
hin etliche Polizisten zumindest verbal mit 
den Aufständischen solidarisiert und keine Ag­
gressionsmaßnahmen unternommen . Die B6hörden 
hätten schließlich die schwarzen Polizisten 
völlig von diesem "Einsatz" abgelöst . 
Kleinschmidt meinte in dem ED- Gespräcb zusam­
menfassend, daß der Aufstand von Soweto Aus ­
druck eines gewachsenen Selbstbewußtse~ns der 
unterdrüCkten Schwarzafrikaner sei . Mit weite ­
ren Erhebungen müßte das Rassistenregime rech­
nen . 

(Quelle : Berliner Extra Dienst , 9 . 7 .1976-) 
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11. Der Vorster- Besuch in der BAD 
Am 21 . Juni 1976 traf der Chef des südafrikani ­
schen Rassistenregimes Balthazar Johannes Vor­
s te r zusammen mit seinem AuBenminister Hilgard 
Muller i n der Bundesrepublik Deutschland ein . 

Sechs Tage zuvor hatte er gerade vor seinem 

"Parlament " in Pretoria verkündet; 

" Ich habe der Polizei die Anweisung gegeben, oh­
ne Rücksicht auf 'Personen alle Mittel" anzuwen­
den, um die Ordnung wieder herzustellen . " (Afri­
qua Asie , NI'. 113/ 28 . 6 . 1976) 

Ein Mörder b.i guten Freund.n 

Die BRD war nicbt umsonst von Vorster zum 
Schauplatz seines Treffens mit US-Außenminister 
Kissinger auserkoren worden. Schon früher hatte 
der Direktor der rassistischen Südafrika- Stif­
tung in der BRD, Gruber , das offizielle Bonn ge ­

lobt und verkündet: 

"Die politischen Beziehungen zwischen der BRD 
und Südafrika liegen ebenfalls recht günstig . 
Obwohl die Bundesrepublik von einer sozial-libe­
ralen Koalition regiert wird, bestehen von Sei­
ten des Kabinetts keine groBen Hindernisse und 
Schwierigkeiten. Diese unter sozial - liberalen 
Parteien Europas einmalige Einstellung ist; sogar 
freimütiger und konstruktiver in ihrem Ausdruck 
als man es bei einigen konservativen Parteien 
und Regierunsen findet ." (Afrika- Poet, Nr. 61 
1973, B. 231) 

Und so hatte denn auch Bundesaußenminister Gen­
scher "freimütig und konstruktiv" dafür gesorgt, 
daß für den Rassi~tenchef und sein Gefolge in 
der Bundesrepublik zumindest äußerlich alles 
nach seinem Gescbmack bereitet wurde : 

• Die Konferenz süda!rikanischer Botschafter aus 
Westeuropa, Nordamerika und dem Nahen Osten in 
Bonn, die Vorster eröffnete , wurde unter massi­
ven Polizeischutz gestellt . Eigens errichtete 
Polizeibarrikaden von 3 Meter Höhe schirmten 
die Rassisten von der demokratischen Offent ­
lichkeit unseres Landes ab . 

• Im bayeriechen Bodenmais und Grafenau , wo die 
Begegnungen und Gespräche zwischen Kissinger 
und Vorster stattfanden , sorgten gleich vier 
Hundertschaften Bereitschaftspolizei für den 
"effektiven" und "angemessenen" Schutz der Ab­
ordnung aus der Rassistenrepublik sm Kap der 
Guten Hoffnung . 

Ganz nach dem Geschmack Vorsters, dessen Polizei 
eine Woche vorher das Blutbad von Soweto ange­
richtet hatte, war es auch , daß die westdeutsche 
Polizei mehrmals gewaltsam gegen friedliche De ­
monstranten vorging . Geschützt werden mußten auf 
diese Art die Interessen des Imperialismus . 

0., Dialog Vont.,·Kining.r: 
T.i! d.r US-Afrikopolitik 

Das Ziel seines Treffens mit dem südafrikani ­
schen Ministerpräsidenten am 23 . und 24 . Juni 
1976 hatte Kissinger in der Woche zuvor vor dem 

a AUSwärtigen Ausschuß des US-amerikanischen Re-

Eltern mi t ihrem erschossenen Kind in Soweto 

präsentantenhauses so beschrieben: 

"Ich will die Frage ergründen, ob Südafrika be­
reit ist , seine eigene Zukunft von Rhodesien und 
Namibia zu trennen . " (Die Zeitl Nr . 27 , 25 . 6 . 
1976) 

Die Zukunft der Rassistenrepublik Südafrika also 
rückt nach dem infolge des historischen Sieges 
der MPLA und der VR Angola grundlegend veränder­
ten Kräfteverhältnis im Südlichen Afrika zuse ­
hends in den Mittelpunkt der Uberlegungen und 
Aktivitäten des außenpolitischen Sachwalters des 

UB-Imperialismus . 
Die Außenpolitik der USA sieht sich dabei dem 
nur schwer aufzulösenden widerspruch gegenüber, 
einerseits zur Sicherung der imperialistischen 
Wirtschaftsinteressen in Rhodesien, Namibia und 
der Republik Südafrika die Aufrechterhaltung der 
rassistischen Systeme zu verfolsen, andererseits 
eine Verbesserung ihrer Beziehungen zu den Staa­
ten Schwarzafrikas um ihrer neokolonialistischen 
Ziele willen anzust~eben, was langfristig nur 
dann erfolgreich sein kann , wenn sie sich zumin­
dest verbal von den weltweit geächteten Unrechts­
systemen im Südlichen Afrika absetzen . Um den 
Erfolg dieser zweigleisigen Politik garantieren 



zu können , fordert man die Rassisten zu kosmeti ­
schen Korrekturen an ihrem System auf . Zu diesem 
Zwecke auch braucht man solche GespräChe wie die 
zwischen Vorster .und Kissinger im Bayerischen 

Wald . In diesem Sinne hat man beschlossen , den 
"konstruktiven Dialog" - so das weitgehend 
nichtssagende Pressekommunique - weiter fortzu­
setzen und die Kontakte aufrechtzuerhalten . 

Dos oHb.i.ll. 10"" .. . 

Bonn steht hier in nichts nach . Den zahlreichen 
und intensiven Kontakten und Zusammenkünften zwi ­
schen hohen Repräsentanten der Bundesrepublik 
undSüdafrikas (außer der BRD gibt es keinen 
Staat auf der Welt , der seit dem Massaker von 
Sharpeville 1960 derart viele führende Politiker 
und Wirtschaftsführer direkt in die Rassisteure­
publik geschickt hat) sind mit den Gesprächen 
Genscher/Muller am 22 . Juni , Genscher/Vorster am 
24 . Juni und als Höhepunkt Scbmidt/Vorster/Muller 

am 25 . Juni 1976 drei weitere hinzugefügt worden . 

Zwar sollten diese Gespräche nach der offiziel­
len Regierungsversion dazu genutzt werden , den 
südafrikanischen Gästen "sehr deutlich" die Mei ­
nung zu sagen über die "weltpolitische Gefähr­
dung" , die von der Innenpolitik Südafrikas aus­
ginge (FAZ , 25 . 6 . 1976) .Vorster allerdings hatte 
davon offensichtlich nichts gemerkt, bezeichnete 
er doch seine Unterredung mit Schmidt als "auf­
schlußreich und fruchtbar" (FAZ, 26.6 . 1976) . 

An den Grundpfeilern des Bündnisses zwischen der 
BRD und Südafrika sollte allerdings in den Ge ­
sprächen von vornherein nicht gerüttelt werden ; 

• In einem Spiegel-Interview vom 21 . 6 . 1976 be­
tonte der Entwicklungshilfeminister Egon Behr, 

er könne die Investjtionen der bundesdeutschen 
Unternehmen in der RSA nicht verbi~ten, er 
haI te sie allerdings gegenwärtig "für ein Ri­
siko " . 

Bund eskanzle r Schmid t beim Emprang de s 
Ra ssi stenc hef s Vors ter i n 8 0nn 

• Bundeskanzler Schmidt lehnte am 24 . 6 . 1976 vor 

Schülerzei t ungsredakteuren einen Wirtscbafts­
boykott Südafrikas durch die Bundesrepublik, 
wie er zahlreichen Beschlüssen der Vereinten 

Nationen entspreChen würde, ab . Bei Wirt­
schaftsbeziehungen handele es sich um die Zu­
sammenarbeit von Unternehmen . Wider besseres 
Wissen behauptete der 
datan nicht beteiligt 

Kanzler , die BRD sei 
(FAZ, 25.6 . 1976) . 

• Regierungssprecher Bölling stellte schon vor 
den Gesprächen mit den Rassisten klar, worum 
es hierbei nicht gehen könne ; Es gehe nicht 
darum , jemanden "auf die Anklagebank zu zer­
ren und wirtschaftliche Sanktionen anzudro ­
hen" (UZ , 23 . 6 . 1976) . Allerdings meinte auch 
er , daß sich "das Klima für Investitionen in 

Südafrika verSChlechtert" habe (FR , 26 . 6 . 

1976). 

Es störte die Bundesregierung nicht , daß ihre 

Verhandlungspartner und das Regime , das sie re­
präsentieren, just zu der Zeit , als sie sich in 
der BRD aufhielten , internationale Verurteilung 
erfuhren . 
Die Empörung über das Soweto- Massaker war derart , 
daß sich selbst die USA im Sicherheitsrat der 
UNO einer Verurteilung der RSA nicht mehr ent­
ziehen konnten . Der Sicherheitsrat bezeichnete 
die Apartheid-Politik als "Verbrechen gegen das 
Bewußtsein und die Würde der Menscbhei t" und an­

erkannte ausdrücklich die "Rechtmäßigkeit des 
Kampfes der südafrikanischen Bevölkerung für die 
Beseitigung der Apartheid und der Rassendiskri ­
minierung . " (NZZ, Fernsusgabe, 22 . 6 . 1976 ; UZ , 
21 . 6 . 1976) 

Auch das Vierpunkteprogramm, das die OAU- Außen­
ministerkonferenz beschloß und das effektive 
Boykottmaßnahmen gegen das südafrlkanische Re­
gime dU~ wirtschaftlichem , politischem und di­
plomatischem Gebiet sowie eine verstärkte Unter­
stützung der Befreiungsbewegungen im Südlichen 
Afrika fordert, scherte die Bundesregierung we ­
nig . 

Sorge um de" profit im Apartheid.taot 

Allenfalls ist man verärgert über die Plumpheit , 
mit der die Rassisten in Soweto gegen die schwar­
ze Bevölkerung vorgingen. Die Sorge um Südafrika 
ist die Sorge um das "Investitionsklima" für die 
über 400 Filialen westdeutscher Konzerne, die in 
der RSA ansässig sind und sich an der Au~plünde ­

rung des Landes beteiligen. Getragen von dies~r 
Sorge waren wohl auch die Gespräche, die eine 
Gruppe südafrikanischer Parlamentarier zur sel ­
ben Zeit und kaum bemerkt von der öffentlichkeit 
im Bundeswirtschaftsministerium über die "Ver-
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tiefung der bilateralen B..e.ndelsbeziellungen" und 

über verstärkte Investitionstätigkeit bundes­

deutscber Konzerne in der RSA führten (NZZ , 

781.'1Ulusgabe , 24 . 6 . 1976) . 

Gerade diese Sorge um das lDveetitions- und Pro­

fitpaN\dies Südafrika steht wohl auch dahinter, 

wenn Gräfin Dönhof! in der Zeit vom. 25 . 6 . 1976 

vom Rassistenchef Vorster "mehr Weitsicht " .tor­

dert und zu der bezeichnenden SChlußfolgerung 

gerät , daß die vollständige Ausschlie ßung der 

Scbwarzen von dsr politiscben Repräsentation , 

das Mischehenverbot und andere gröbste Erschei ­

nungen der Apartheidpolitik, wss ihren "Nutzen" 

für die Rassisten betrifft, " in keinem Verhält­

nis zu dem Schaden (ständen) , den sie sicb 

eelbst zufügen ". Allerdings darf die Partizipa­

tion dar schwarzen Meh,I'hei t lsut FAZ nicht zu 

weit gehen; 

"Man kann verstehen , daß sich die Weißen wei­
gern, der Forderung nachzugeben , j edeu Bürß8r 
eine Sti~e zu geben. Das ~äre kollektiver 
Selbstmord . Hit "one man one voten sind die 
südafrikanischen Probleme nicbt zu lösen; die 
WeiSen können sicb nicbt jedem Beecbluß der Ma­
jori tät unterwerfen:" (PAZ, 26 . 6 . 1976) 

Einen schrittweisen Abbau der gröbsten Auswüchse 

der Apartbeidpolitik fordert ähnlich wie der 

Cher des Anglo- American/De-Beers- Konzerns, Harry 

Oppenbeiaer, der PAZ-Kommentator Siegfried Ster-

ner, 

"wenD die südafri.k.anische Wirtschaf't - und dBl:lit 
die Republik - eine Zukun.!t baben soll . " (FAZ, 
23 . 6 . 1976) Allerdings: 

"Man eollte sich auch hüten, Maßstäbe der 6igo­
nen Zivilisation, des eigenen Horizontes unbe­
dacht zu übertragen . Diese Arrikaaner, diese Bu­
ren, die 60 Prozent der weiSen Bevölkerung aus­
machen, sind auch heute noch überwiegend fromme 
Calvinisten. Sie sind keine Kolonialherren, son­
dern Patriarchen . Wie die Bibel sie lehrt , bat 
der Herr für seinen Knecht zu sorgen. Angesiehts 
dieser Wurzel der Einstellung der We ißen zu den 
Schwarzen ist eine radikale Veränderung der Si­
tuation von heute auf llIorgen undenkbar . " (Eben­
da) 

Diese Beweihräucherung des mörderischen Apsrt­

heidsysteus ist nur noch von CDU- Kanzlerkandidat 

Kohl und von CDU-MdB Prof . Zeitel übertroffen 

worden . Kohl erklärte im Anschluß an eine Eun­

desvorstandstagung der CDU, seine Partei sehe 

keinerlei Notwendigkeit, eine Entschließung des 

UN-Sicherheitsrates zu unterstützen, in der die 

,..--------Anti -Apartheid- Bewegung zur fortgesetzten 
( • . . ) Die Bundesregierung hat die Dokuwenta- einer Entscheidung dsr Bundesregierung tat-
tion des !NC (vom Se'ptember vori~n Jahres i sächlich geliefert werden trotz ih.rer militii-
siebe AlB Nr . 11-12/1975 , d . Red . ) bisher IDit rischen Bedeutung, die aus der Auilistung iu 
Verleumdungen und Diffamierungen beantwortet, der Internationalen Kernenergieliste Nr . 0130 
aber keinen der gegen sie erhobenen Vorwürfe ersichtlich ist . 
entkräftet oder gar eine lnderung ihrer ge- Auigrund der Veröffentlicbung der ANC-Dokumen-
riihrlichen Politik in die Wege geleitet . tation bette es vorübergehend Widerstand ge­

gen diese Lieferung in Regierungskreisen gege -
Uzennergobe d .. L",ndesd.utsdlen ben . 

Trenndü.en ... rfohren. Diese Kompre ssoren erbal ten vom BundsBvertei -
Die Urananreicberungeanlage i n Pelindaba/ digungswinisterium NJ.TO-KodiIizierungsnummern . 
l'ransvaal, die das militärisch eigentlicb re- Diese Kodi.fiitierung wird vom Materialamt der 
levante ProJ·ekt darstellt, wird unter ". ... oße/ll Bundeswehr in St . Auguetin durchgeführt in Zu-

~ sammenarbeit mit der südafrikanischen Bot-polizeilichem Sicberhei tsau.fgebot weiterge - aft ( ) 
baut und entgegen dsn oflizisllen Aussageo., sch .. • • 
die als Jahr der "P~rtigstellung 1984 angeben , Die Bundesregierung aber hat weder die L1-
vermutlich scbon 1979 in Betrieb genommen wer- zenzvergabe des deutschen Trenndüsenverfahrens 
den . noch den STEAG-Tecbnologie - Transfer , noch die 
Dafür s~rechen; STEAG-Beteil igungspläDe Je beanstandet oder 
6) Der Terainplan für die Erprobung der gro- gar verhi.ndert . 

Ben Trennstufe "SA 500" (. die für Südatri- Die fortdauernde bundesrepublikanische Unter-
ka. von STEAO ent'Wickette Trennstufe mit stützung der Urananreicberungsanlage VOD Pe-
500 . 000 m' . UranbexaflUorid-Gasgemiscblb lindaba ist der hauptsäch1iche Angri ffspunkt 
Durchsatz) durch STEAG und MAN , Nelle Tech- gegenüber der Bundesregietung , wie er vom ANC 
nOlogie/MünChen siebt den Abschluß der Ver- in seiner DOkwIlentation in das Blickfeld der 
suche mit der groBen Trennstufe, aur dem Offentlichkeit gerückt worden ist . 
Gelände der MTu/Müocben am Rande des Alla- Es gibt eine ganze Reibe von Hinweisen , die 
cbe r Forstes, bis Ende 1979 vor . Die Monta- die fast ausschließlicb militärische Funktion 
se der Trennsturen bzw . Ausrüstung der in von Pelindaba als eindeutige Tatsache fest -
Südafri ka installierten Trennetufen mit stellen lassen: 
Trennelementen der Pirma MBB/Müocben soll 
bis Ende 1980 durchgeführt sein. Di. milittiri.ch. funklion 

® Bis 1980 sollen in der Provinz Transvaal d.r Atomonlog. in '.Iindaba 
in Südafrika die drei größten Kohlekra.!t - G) Es gibt bisber keine zivile Verwendung rür 
werke der Welt Krie1 , Matla und Duvhe. adt das in Pelindaba anzureicbernde Uran . 
!.Usammen 10. 200 Megawatt (HW) Erzeugungs- Selbst der eigene Koeberg- Reaktor wird an-
kapazität errichtet verden . Sie sind vor- gereichertes Uran nur aus den USA und aus 
rangig rür den Betrieb der Anreicherungs - E'r5.Dkreicb/Belgien bezieben . Und es gibt 
anlage geplan t (von 18. 600 M\rrI Kraftwerks- keine bekannteo. Exportverträge für das er-
leistung pro Jahr , die bis 1980 von Südaf- wartete Produkt . 
rika zusätzlich bezogen werden sollen, 801 - t2' Atomstrom ist laut offiziellen sÜdafrikani-
len 15 . 000 MW tür die Pelindaba- Provinz ~ 
!I'rs.n.svaal gebaut werden) . schen Angaben 100\\S teurer als KohlestTow in 

SüdaIrika (Dr . L. Straszacker, ESCOM-Chef, 
Die von MAN/Niirnberg für die Anlage in Valin- Journal Südafrika 311973, offizielles Organ 
daba zu liefernden Verdicnter sollen aufgrund der südafri.kanisch.en Botscbaft, Köln) . Es 
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Gewaltakte des Vorster-Regimes am Kap ve.rurteilt 
werden . Kohl verstieg sicb zu dem Vorwurf an die 

Demokrateo der Bundesrepublik, sie würden "nur 
eine Seite diffamieren" (Tat , 25 . 6 . 1976). Pro! . 
Zeitei, bezeichnete »ach seine.r kürzlichen SUdaf­
rika- Reise die R5A als ein "uns freundlich ge ­
s inntes Land ", übe!' das er positive Eindrücke ge ­
wonnen habe und das die votle Unterstützung der 
~RD verdiene (PAZ, 22 . 6 . 1976 ; UZ , 22 . 6 . 1976) . 

Trott $0 .. '0: 
die o'omo ... kollabol'G'ion geh' .eile, 

Die "voll e Unterstiitzung der BRD" erhäl t die 
Rassistenrepublik am Kap allerdings scbon lange . 
Als größter Randelspartner der RSA und zweit­
größter Investor stabilisieren die BRD-Monopole 
mi t Unt,"erstützung der BundesregierUDg da~ System 
der Rassendiskriminierung mit . Auch nach der 
Vergabe des Baus zweie r Atomreaktor'en in Südaf­
rika an ein französisches Firmenkonsortium ist 
die Bundesregie~g mitverantwortlich für die 
Gefährdung des Wel tfriedens , die von der RSA 
heute ausgeht : Wenn sich die Rassisten heute 

rühmen , Atomwaffen herstellen zu können , dann 
deshalb , weil sie mi~ Billigung der bundesdeut­
schen Regierung das technologische kaow bow , das 
von ProI . Becker von der bundeseigenen Gesell­
schaft für KernforSChung (GfK) in Karlsruhe ent ­
wiCkelte Trenndüsenvertahren zur Atomanreiche­
rung, erhielten. Gerade während des Vorster- Be­
suches bewies die Anti -Apartheid- Bewegung ( AAl! ) 

mit einer Dokumentation erneut die Zusammenar­
beit bundesdeutscher Konze rne mit der RSA beim 
Bau von Anlagen zur Produktion einer Atombombe. 

nie Dokumentation, die mit "Die öffeotlichkeit 
sollte vorläufig nicht unterrichtet werden (Ka­

binettsvorlage für die Bundasregierung 14 . Ja­

nuar 1976) ,. überschrieben ist , bringt. mi t ihren 
Tatsachenenthüllungen (siehe beigefügten Text) 
die Bundesregierung - die durch ihren SpreCher 
Bölling erst kürzlich wieder behaupten ließ, le ­
diglich Anfang der 70er Jahre hätten "unverbind­
l iche Gespräche " zwischen der bundesbeteiligten 
STEAG und cffiziellen südaIrikaniscben Stellen 
stattgefunden - in den Geruch der bewußten Irre­
führung der Öffentlichkeit . 

atomaren ZUSIIllnenarbeit BRD-Südafrila----------. 
gibt daher keine wirtschaftlichen Gründe 
zur Entwicklwlg atomnrel.' Aktivi taten i n 
Südafrika, die Vorster als Begründung für 
die Uran- Anreicherungsanlage unterstellt . 

Q) Die Größe der bereits existierenden Hallen 
in Pelindaba läßt erkennen, daß dort weit 
mehr als 100 Trennstufen untergebracht wttr­
den sollen , die zur Anreicherung von 5. 000 
t /Jahr auf 3% U 235 nötig wären . Di e Ha~len 
sind für 1 . 500 Tr-ennstufen angelegt . 

€) Das TrenndüseDverfahI'en ist das bei weitem 
unwirtschaftlicbste A:nreiCberungsver fahren . 
Es "'ourde bisher nirgendwo ei ngesetzt . Seine 
Anwendung kann nicht wirtschaftliCh moti -
viert sein . 
Die Besichtigung der Anlage durch General 
Rall im Oktober 1974 . 
Die 
der 
die 

NATO- Kodi fiziel'ung 
Pi rma I'1A1f/Nürnbe rg 
Btwdeswehr . 

von 
für 

Zulieferungen 
die Anl age durcb 

Wenn Vorster und andere südafrikanische regie ­
rungsamtlicbe Stellen immer wieder zu ihnen 
geeignet erscheinenden Zeitpunkten betonen, 
daß SüdaIrika in der Lage sei , Atombomben zu 
bauen , so beziehen sie sich auf die Anlage von 
Pelindaba. Auf diese und nicht auf das Ke r n­
kraftwerk in Koeberg/Kap konzentrieren sich 
die Bem;jJlUDgen der südafrikaniscben Re gierung 
und der westeuropäiscben und nordamerikan1scben 
Regierungen , die an einer Erbal t ung der Macbt­
verhältnisse in Südafrika interessiert sind . 
In der Urenanreicherungsanlnge wird. direkt 
bombentaugliches Uran 235 gewonnen und zwar 
schon bis 1981 . Das im Koebe r-g-Reaktor ab 1984 
vorliegende Plutonium müßte in einer weiteren 
Aufbereitungsanlage bombentauglicb gemacht 
werden . Der Bau des Koeberg- Reektors , zu des ­
sen Erricbtung Siemens/AEG schon 1970 bei An­
kündigung des südefTi kao1scben Anl'e iche rungs ­
verfahrens eine Firma in Büdatr-iks gründeten, 
dürfte ein Tarnungsmanöver für die militÄriscb­
nuklearen Ambitionen Pr etorias sein. Nukleare 
Komponenten für Pelindaba können als für Koe -

berg bestimmt deklariere werden . Di e Firma 
Alsthom z . ~ . , Mitglied des französischen Reak­
tor-Konsortiums , liefert auch gemeinsam mi t 
MAN für die Urananreicherungsanlage . 

Nu, nodt Fron. reim im Atomkomplo" dobei? 
Auch wenn Koeberg nicht gebaut wird, so haben 
die lautstarken Auseinandersetzungen darum den 
Eindruck hinterlassen , daß außer Frankreicb 
keine weiteren Staaten nuklear mit Südafrika 
zusammenarbeiten . Gestützt suf die Lüge, einen 
sicheren Auf trag von 2 ,4 Mrd DM bz'll . 1 Mrd Dl1 
verlortn zu haben, bereiten KWU, Gene~al Elec­
tric , Rijnschelde, EBC und die Regierungen in 
Bonn , Washingt0o, Den Haag und Sern ', ~rBt!irk­
te StützungsmaBnabmen für das Apartheid-Regime 
vor . 
nie Hinweise , daß das Auseinanderbrechen der 
holländischen Regierung wegen einer Koeberg­
Beteiligung von Rijnscbelde , amerikaniscbe Re ­
gierungsvorbehalte we gen einer General Elec­
tric-Be teiligung so wie die breit beschworenen 
Irritationen zwischen Bann und Pre toria Thea­
ter für eine demokratiscbe Öffentlichkeit wa­
r en, sind zahlreicb . 
Dss Apartbeid- Regime hat ohne "Wunderwaffen" 
keine Cbancen mehr . Das Treffen von Vorster , 
Klssioger und Scblllidt und das gl eichzeitige 
Eintreffen von Allon hie1' in der Bundes.I'epu­
blik signalisieren, daß aie führenden NATO­
Staat en ihre im Apartbeid-Staat investierten 
Milliarden mit dieser unverantwort liChen ato­
maren Aufrüstung Pretorias bewahren wollen . 
Unseren 18 Appe llen an "die Bundesregierung und 
an STEAG, die nukleare Zusammenarbeit sofort 
zu unterbinden , f ügen wi r einen weiteren hin­
zu : 
Wir fordern die Bundesregie~g auf, j s gliche 
militäriSChe . insbesondere j egliche nukleare 
Zusammenarbei t mit Südafrika sofo r t zu unter­
binden . 

(Quelle: Anti-Apartheid-Bewegung i n der BRD 
und We stberlin, Bonn , 21 . Juni 1976) 
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111. Die bur.desdeutsche Protestbewegung 
.Der von den BeIreiungsbewe!;UJlgen ANe (Afrikani­

scher Nationalkongt'eB von Südafrika) und SWAPO 

(SüdwestaIrikaniscbe Volksorganisation ) um 11 . 
Juni d . J. an die demokratische Offentlichke ic 
Westeuropas gerichtete Appe tl , 

"eine breite und wirlrungsvolle Mobilisierung ge­
gen den Besuch Vorsters zu gewährleisten" (AlB , 
Nr . 6/1976, S . 4), 

stieß in der Bundesrepublik auf verhältnismäßig 
groBe l.asonaoz . Unter dem Eindruck dea "Massen­

mordes der Rassistenadministration in Soweto 

häuften sich in den letzten Tagen vor der ßRD­
Visite Vorsters die Proteste gegen die "Einreise­

erlaubnis wie gegen die "Höflichkeitsgespräche" , 

die die Bundesregierung mit den Vertretern des 
Rassistenregimes , Vorster und Muller , plante . 

"rot" __ gegen Ein,.i ... rlaubnis 
IVr de" .. Mörder WO" Soweto" 

In Briefen an die Bundesregierung und Stellung­
nahmen protestierten u . ~ . die im Antiimperiali­
sti sehen Solidaritätskomitee ( ASK) zusammen ge­
schlossenen Organisationen , die Anti-Apartheid­
Bewegung (AAS), der 8 . Gewerkschaftstag der öTV 
(siehe beigefügten Text), der Bundesvorstand der 
Jungsozialisten, die Präaidien der Deutschen 
Friedensunion ( DFU) , der VVN/Bund der Antifa­
schisten und der Deutschen Kommunistischen Par­
tsi ( DKP) , 32 Bundestagsabgeordnete der Sozial ­
demokratischen Partei Deutschlands (SPD) und die 
evangelische Kirchliche Bruderschaft im Rhein­
land . In einem Aktionsaufruf der Mitgliedervel'­
sammlung des ASK am 17. Juni wurden die beab­
sichtigten Treffen Schmidts , Genschers und Kis ­
eingers mit Vorster namentlich verurteilt und 
erklärt : 

"Das Antiimperialistlsche Solidaritätskomitee 
erhebt schärfsten Protest dagegen, daß ein Mann 
wie Vorster in die Bundesrepublik einreisen darf 
und von der Bundesregierung empfangen wird . 
Nachdem die BRD zu einem der bedeutendsten Kre ­
ditgeber , Handelspartner und Waffenlieferanten 
Südafrikas geworden ist und nachdem die Bundes ­
regierung durch die Lieferung von technischem 
know how zur atomaren Au.frustung des Apartheid­
regimes beigetragen hat und noch immer beiträgt , 
bedeut et der Besuch Vorsters eine neue Eskala­
tion der Unterstützung für die Rassisten . 
Dies er Herausforderung müssen alle demokratisch 
gesinnten Menschen entgegen~reten . Wir f ordern 
die Bundesregierung auf, entsprechend den Be­
schlüssen der UNO , das Apartheidr egime zu boy­
kottieren , Vorster ke i ne Einreise zu gewähren 
und alle Gespräche mit dem Rassistenche f abzusa­
gen . 
Das ASK ruft deshalb die demokratischen Kräfte 
in der Eundesrepublik zu Protest aktionen gegen 
den Besuch Vorstera auf . " 

Ungeachtet di eser Proteste und der Verurteilung 
des Apartheidregi me s als akute Gefahr für den 

12 Frieden durch den UN- Sicherhei tsra t sm 20 . Juni 

konnte John Vorsr.el' tags darauf wlbehelligt in 
die Bundesrepublik einreisen - allerdings schon 
sm Flughafen Düsseldorf und vor der südafrikani ­
schen Bot3chaft in Bonn/Bad Godesberg empfangen 
von Sprechchören Hundei·t.er Demonst.l'a.t.Itcn : "Ras ­
aisten raus aU3 der BRD" und "Mörder von Sowe to 
- Verbündete der NATO " . Unmittelbar nach seiner 
Ankunft erstattete das ASK bei der F~ankrurter 
Staatsanwaltschaft Strafanzeige gegen Minister­
präsident Vors t el' wp.gen Verdachts auf Völkermord 
und rief zu Demonstrationen u . a . am 2,3 . Juni in 
Hamburg auf , wo US-Außenminister Kissinger und 
Vors tel' zunächst zusammentreffen sollten . 

80"" m"B die Entscheid""9 der UNO ,,"pelltiere"' 

Der Vorsitzende der Anti-Apartheid-Bewegung , 
Pfarrer Markus Braun , bezeichnete sm 21 . Juni 
auf e~ner Pressekonferenz Vors ter als "Vertreter 
eines verbrecherischen Systems" und legte eine 
aktualisjerte Dokumentation zur atomaren Zusam­
menarbeit BRD - Südafrika vor . Die AAB veran ­
staltete Protestkundgebungen gegen den Vorster­

Besuch am 21 . Juni in Bonn/Bad Godesberg und sm 
23 . J uni gegen die etomare Zus~mmenarbeit ERD -
Südafrika in Essen vor der Hauptverwaltung des 
STEAG-Konzerns . In dem von der AAS verbreiteten 
Flugblatt wird die fortgesetzte nuklear-mi litä­
rische Zusammenarbeit BRD - Südairika aufgewie­
sen und gefordert : 

"1 . Klage gegen Südafrika eufgrund der 'wider­
rechtlichen' Anwendung des deutschen Trenndüsen­
verfahrens! 
2 . Keine bundesdeutschen Lie ferungen für die 
südafrikanische Urananreicherungsanlage !" 

I n einem Protesttel~gramm an den in der BRD wei ­
lenden Ministerpräsidenten B. J . Vorster schloß 
sich sm 23 . Juni - wie zuvor euch die Evangeli­
sche Kirche Deutschlands (EKD) - auch der Vor­
sitzende des De utschen Gewerkschaftsbundes ( DGB) , 
Heinz O. Vetter, den Protesten gegen die Apart­
heidpolitik an . 



Höheptmlll der Prot.,toktion.n: YDS·Kundgebung in 80n" 

Offenbar unter dem Eindruck der starken Protest­
bewegung verlegte die BundcsregieI~g kurzfristig 
aus "Sicherheitsgründen" das Treffen Vorster- Kis­

singer von Hamburg in den Bayerischen 'Wald , wo 
in den Konferenzorten Bodenmais und Grafenau 

durch besondere Vorkehrungen für völlig ungestör­
te Verhältnisse gesorgt werden sollte . 
Gegen eine Gruppe von rund 100 Demonstranten 
gingen in Bodenmais Polizeieinheiten brutal zu 
Werke ; über 10 Personen wurden festgenommen . 

Reginald September, Repräsentant deo ANC in 
Wes teuropa , hatte auf der Pressekonferenz der 
AAB an die Bevölkerung und Regierung der BRD die 
Forderung gerichtet , die Entscheidung des UN- Si ­
cherhe:i.ts rates zu respektieren, die die Apart -

heidpolitik 
" jetzt als ein Verbrechen gegen die Menschlich­
keit und als eine Gefahr für den Frieden bezeich­
net ... 
Wir appellieren daher selbst zu diesem Zeitpunkt 
noch an Sie , die diplomatischen und wirtschaft ­
lieben Bindungen :ni t dem weißen Minderheitsre ­
gime zu lösen , alle Waffenll eferungen einzustel ­
len und die atomare Zusammenarbeit zu beenden j 
mit anderen Worten , alle Kontakte zu diesem Re ­
gime ab~ubrechen . 
Wir können nicht genügend betonen, wie sehr wir 
beunruhigt sind über die Tatsache , daß die Re­
gierung der BRD sich bereit gefunden hat, Vor­
ster in diesem Land zu beherbergen. " 

Reginald September verband bei seinem Au1"treten 
in Bonn ouf der Demon~tration der Vereinigten 
Deu tschen Studentenschaften (VDS) wie auf der im 
Anschluß an eine Protestaktion VOl.' dem südafri ­
kanischen Konsulat in Hamburg veranstalteten So­
lidari1,;ätskundgebung die Forderung nach dem Bo,y-

Rede Reginald SeptellDrs auf der VDS -KIIIdgebung ----. 
"Während wir hier zu Euch sprechen , bereiten 
sich die besten Krüfte unserer Jugend darauf 
vor, den Kampf auIzunehmen , einschließlich des 
bewaffneten Kampfes . Es sind jene jungen Men­
schen , die im Kontakt mit unserer illegalen 
Bewegung stehen . 
Macht Euch aber keine Illusionen . Dies wird ein 
langer und dornenreicher Weg sein! Denkt daran, 
daß wir in einem besetzten Land kämpfen , ganz 
ähnlich den Völkern Europas während des letzten 
Krieges . 
Der einzige Unterscbied bestebt darin, daß es 
sich bei unserer Besatzungsmacht um ein weißes 
südafrikanisches Minderheitsregime handelt, um 
den Hauptvertreter des Imperialismus in Afri ­
ka . 
Dieses Südafrika wird politisch , kulturell, 
wirtschaftlich, diplomatiscb und durch Waf­
fenlieferungen von außen unterstützt i insbe­
sondere durch die USA, Großbritannien und die 
Bundesrepublik Deutschland. 
Dieser Einmischung und Beteiligung an unserer 
Unterdrückung müssen wir gemeinsam ein Ende 
bereicen . 
Diplomatiscb verklausuliert nebmen die Re ­
gierungen dieser Mächte gegen die Apartheid 
Stellung. Aber sie tun genau das Gegenteil! 
Und damit nicht genug! Sie liefern Südafrika 
nun aucb Atomreaktoren und eine Urananreiche ­
rungsanlage . Dies bedeutet eine Bedrohung des 
Friedens und der Unabhängigkeit der Staaten 
Afrikas . 
Außerdem unterstützen diese Mächte das "Ban­
tustan -System" und die Idee einer sogenannten 
"unabhängigen" Transkei. All dies bedeutet 
nicht s anderes als die Rückkehr zu finsterstem 
Tribalismus . 
Liebe Freunde! 
Den Kurs in den Beziehungen zwischen der BRD 
und Südafrika zu ändern, dies ist eine große 
Herausforderung für Euch und Eure Verbündeten . 
Wir in Afrika haben beobachtet , daß die im­
perialistischen Mächte zunehmende Scbwierig­
keiten haben, ibre wirtschartlichen Probleme 
zu lösen . Deshalb warnt man Euch vor den Ge­
f ahren einer wachsenden Arbeitslosigkeit , 
falls Ihr es ablehnt, an der Herstellung von 
Waffen für Südafrika mitzuwirken . Aber dies 
ist nicbts anderes als ein moderner Sklav~n­
handel - und sie sollten nicht mit Eurer Zu ­
stimmung rechnen dürfen . Gerade so wie wir er­
warten , c.aß keine Bürger dieses Landes nach 
Südafrika auswandern , um dort auf unsere Ko­
sten zu leben. 

Wir möchten EUch schließlicb versichern , daß 
wir gemeinsam mit dem African National Council 
von Ziebabwe , geeeinsam mit der SWAPO von Na­
mibia, gemeinsam mit dem unabhängigen M.oryam­
bique und Angola , den Faschismus im Südlichen 
Afrika zerschlagen werden . 
An seine Stelle werden wir eine Regierung der 
nationalen Befreiung und demokratische Rechte 
für alle setzen. Keine Monopole - abeT Frie­
den! 
Jeder euß sich darüber klar sein, daß wir die 
künftige Regierung in Südafrika stellen wer-
den . . 

Schließlich muß ich EUch , zusätzlich zu Eurer 
politi schen Unterstützung , auch u~ materielle 
Solidarität bitten . Gerade heute bedürfen wir 
ganz besonders Eurer Hilfe . 
Wir sehen uns vor die Aufgabe gestellt, vie­
len Menschen , die unter den Polizeiaktionen 
der letzten Tage zu leiden batten, zu helfen . 
Vor allem aber tragen wir die Verantwortung 
für die Vorbereitung des Kampfes um die Macht 
in unserem Land . 
Wir gehen in dif"! ... n Kampf mit der Zuversicbt 
des Sieges ! 
Wi r sind überzeugt, daß Euer und unser Volk 
e ine neue Welt aufbauen werden - gemeinsam!" 
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kott des Rassia.hnregimes durch Bonn mit dem Er­
suchen um Solidarität mit den Opfern von Soweto, 
mit der südafrikaniechen Befreiungsbewegung ANC. 

Die Abecblu8lrundgebung der zentralen Studenten­
demonstration der Vereinigten Deutschen Studen­
tenschaften B.IIl 22 . Juni in Bono gegen den Abbau 
politischer und aozialer Rechte wurde zweifels­
frei zugleich zum Höhepunkt der Protestaktionen 
gegen die Massaker von Sowe to und den Vorster­
Besuch. "Wir verurte i len es", erklärte Rudol.! 
Hartung für den VDS-Vorstand, "daß Bundeskanzler 
Helmut Schlllidt diesen Herrn Vorster empfängt ", 
wäre ee doch unvorstellbar, daß etwa die sozial­
demokratischen Regierungschefs Hollands oder 
Schwedens dergleicben täten . 

Vor rund 35 . 000 Kundgebungshilnehlllern. prangerte 
Reginald September die Ereignisse von Soweto und 
das legalisierte System der Rassenunterdrückung 
an, gegen das das südafrlkanieche Volk - obwohl 
unbewaffnet - nun erstmals zurückgeschlagen ha­
b • • 

Die VDS- DemOll8tration bildete auch mit einem 
Bammelergebnis von mehreren Hundert Mark einen 
hof fnungsvollen Auftakt für die Ingangsetzung 
einer Spendenakt ion zugunsten der Opfer von 80-
weto und der Befreiungsbewegung ARC, die an meh­
reren Orten i n den Tagen danach weitergeführt 
wurde im Sinne des gemeinsamen Solidaritätsap­
pell!!! von .!NC und ABK (vg!. AlB NI'. 6/1976, 'Bei­

lage) • 

Sottd.rt!onto Prof. frich WvtH 
PSchA Fr.Mfurt, 527055 - 602, KHnwot1 : SücIofriII. 

Namibia 

der 
Gewerkschaft örv 

Der Regierungsche! des südafrikanischen Ras­
sisteoregime a , das von der UNO wegen Mißach­
tung der elementaren Menschenrecb te laufend 
scharr verurteilt wird und heute bere its von 
einem großen Teil der We ltörfentlichkei t iso­
liert ist , will zur sogenannten ~Krisenbera­
tung" nocb in diesem Monat mit US- AuBenmini­
ster Kissinger in der Bundesrepublik zusammen­
treffen . 

Sollte di e Bundesregierung Außenminister Kl s ­
ainger das Gastrecht für das 'lrer.!en mit Vor­
ster nicbt verweigern können , erwarte t die Ge­
werkschaft OTV ,daß der Bundeskanzler und der zu­
ständige AuBenminister dem süda.rrikaniscben 
Ministerpräsidenten unmißverständlich klarma­
chen, daß die Bundasrepublik voll hinter den 
Beschlüssen der UNO hinsicbtlich der Boykot ­
tierung des A.partheidsystems in Südafrika 
steht , und aie gewillt iat, die Boykottauf­
forderung der UNO gegenüber Südafrika ~oll zu 
unterstützen . Die Bundesrepu'blik Deutschland 
.... ird allee tun , um der unterdrückten Mehrheit 
der schwarzen und farbigen Bevölke~g Süd­
afrikas zu dem Anspruch auf Gl eichberechti­
gung zu verhelfen , der ihr nach unserer Au.f­
fas!!!ung über Demokratie zusteht . 
Wir Ge werkschafter erklären unsere Solidarität 
mit dem schwarzen und larbigen Bevölkerung!!!­
teil SÜdafrikas , der einem System von Zwangs­
arbeit und Polizeiterror ausgeliefert ist . Wi r 
füh len uns verpflichtet, alles daranzusetzen , 
daß die um ihre Rechte kämpfenden Arbeiter 
8üdafrikas die Höglichkeit erhalten , freie Ge­
werkschaften aufzubauen . 
Der 8 . Ordentliche Gewerkschaftstag der OTV 
fordert die Bundesregierung auf, diese Grund.­
haltung, die der Mehrheit der deutschen ae ... öl­
kerung entspricht , in allen poli tischen Si tua­
tionen gegenÜber dem j etzigen südafrikanischen 
Terrorsyatem zu vertrete.n . 
(Initistivantrag NI' . 202/A an den 8 . Ordent ­
licben Gewerkschaftstag der OTV) 

In einem ScbauprozeB wurden sm 12 . 5 . 1976 in·Swakopmund vier Mitglieder der Befreiungsbewegung von 
Namibia , der SWAPO (South West ilrl.ce Feople ' s Organisation of Namibis) , von einem illegalen "Hohen 
Gericht " der sÜda.1'rikanischen Rassisten verurteilt . 1)ie vier Patrioten waren im August 1975 im Zuge 
einer Kampagne dea Apartheidregimes gegen namibischa Freiheitskämpfer zusammen mit mehr als 200 
SWAPO-Mitgliedern und -Sympathisanten unter ~em Vorwand verhaftet worden, an der Ermordung von Bile­
mon El i les, dem Bantustan- Chief von Ov~boland , beteiligt gewesen zu sein . Während die meisten deI 
Verhafte ten wieder f~eigelassen werden mußten , nachdem auch mit wochen- und ~onatelangen Foltern 
keins "Geständnisse" aus ihnen hexausgepreBt werden 'konnten, ging das Rassistenregime dazu über, ge ­
gen Aaron Hushimba und Hsndrik Bbikongo au1' der Grundlage des berüchtigten "Ter:-oristengesetzes" und 
unter Berufung auf mehr als zweifelha1"te Indizien einen exel:lplariechen Mc..rd vorzubereiten . 
Die jetzt erlaesenen Terrorurteile steben in engem Zusammenhang mit. einer Reihe anderer annexioni­
e!;;ischer Haßnahlllen: So wurden die Gebiete Ovamboland , Ks.vangolo.nd und Ostkaprivi zu "Sicherheitsdi ­
strikten" gegen die auch militärisch zusehends erstarkende SWAPO erklärt . Ein Ab schluß der "Verfas ­
aungsgespräche" von Windhoek, die ursprünglich er!!!t 1978 beendet sein sollten , wird nWUllehr offen­
sichtlicb bereits bis zum 31 . 8 .1976 mit der Annahme einer "Verfsssung", die die Herrschaft Südafri ­
kas über Namibia fe st!!!chreibt, angestrebt , um l aut Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 18 . 5. 1976, 
"e inem von den Vereinten Nationen befürworteten ETfolg der Guerillabewegung ' Südwestafrikanische . 
VOlk!!!Organisation' (SWAPO) und der Errichtung einer 'Republik Namib ie ' zuvorzukommen". 
Die im Tribunal von Swakopmund erlassenen' Urteile baben starke internationale Proteste ausgelöst . 
U. a . hat die Internationale Juristenkomooiesion die Rechtsgültigkeit der Urteile angefochten und die 
Wiederaufnahme des Verfahrens gefordert . Der UN-Namibia- Rat forderte die unverzügliche Frei lassung 
von Mushimba und Shikongo sowie der bei den Frauen. 
Mit ihrem "i ppell an die internationale Gemeinschaft" wendet eich die Londoner Vertretung der SWAPO 
an die demokratische Or1"entlicbkeit der Länder Westeuropaa , alles zu tun, um das Leben der ve!~-

14 teilten Patrioten Namibias zu retten . 



Appell der SWAPO 

Verhindert den Mord 
an Mushimba und Shikongo ! 
Aaron MuShimba , der Nationale Organisationsse­
kretär der- SWAPO in Namibia, und Bendrik Shikon­

go sind von einem illegal im besetzten Namibia 
tätigen südafrikanischen Gericht zum Tode verur­
teilt wo~en . Gleichzeitig wurden zwei junge 
Frauen, Rauna Nambinga und Anna Ngaihondjwa , die 
ebenfalls Mitglieder der SWAPO sind , zu insge­
samt 12 Jahren Gefangenschaft auf Robben Island 
(der KZ- Insel des südafrikanischen Rassistenre­
gimes , d .Red . ) ve~rteilt . 

Ib.t' Verbrechen ist se , Mi tglied der SWAPO zu 

sein und Widerstand gegen die anhaltende Beset­
zung Namibias durch Südafrika zu leisten . Mu­
shimha und Shikongo wurden zum Tode verurteilt, 
weil sie für die Unabhängigkeit und Freiheit Na­

mibias eintreten . 

Diese Urteile sind der grausame Höhepunkt der 
südafrikaniscben Unterdrückung in N8.J:Iibia. . Wäh­
rend des Gerichtsverfahrens kamen entsetzliche 
BeriChte über Foltern an das Licht der öffent­
lichkeit , die an mehreren hundert SWAPO- Mitglie­
dern, die zusammen mit Hushimba und Shikongo im 
August letzten Jahres eingekerkert worden waren, 
verübt wurden . Die namibischen Patrioten , Männer 
Wld Frauen , zum großen Teil noch Jusendliebe , 
wurden mit Elektr'oschocks gefoltert , tagelang an 
ihren Handgelenken an der Zimmerdecke au.fge­
hängt, geschlagen und ohne Essen und Schlaf in 
Einzelhaft gehalten . Die südafrikanische Polizei 
und Armee versuchten so , die Moral des namibi­
sehen Volkes , das mit und in der SWAPO für die 
nationale Befreiung kämpft, zu brechen. Das Ge­
richtsverfahren sollte ein Instrument zur Zer­
schlagung der SWAPO sein . Nur mit solch brutalen 
Methoden glaubt Südafrika, den waChsenden Wider­
stand des n~ibiscben Volkßs unterdrücken zu 

können . Aber keine noch so harten Foltern und 

Einschüchterungen können den Port schritt des 
Kampfes des Volkes von Namibia aufhalten . Selbst 
in den Todeszellen sind Mushimba und. Shi.k:ongo 
mehr denn je mit der Sache der Freiheit Nami ­
bias . 
Die ungeheuerlichen Urteile für Mushimba und 
Sbikongo zielen darauf ab , den Widerstand Nami ­
bias gegen die auf der Grundlage der Bantustan­
Politik von Südafrika in Windhoek eingeleiteten 
Verfassungsgespräche zu brechen. Durch diese Ge ­

spräche glaubt Südafrika , eine schwarze Mario-

nettenregierung in einem ethnisch geteilten Na­
mibia errichten zu können und so die Au.frecbter­
haltung der südaIrikaniscben Kontrolle über un­
ser Land zu garantieren. Die SWAPO und das Volk 
von Namibia lehnen diese betrügerischen Gesprä­
che grundsätzlich ab. Unsere Ziele sind der völ­
lige RÜCkzug Südafrikas aus Namibia und die Er­
richtung der Unabhängigkeit Namibias in einem 
einheitlichen Staat . 

Die Besetzung Namibias durch Südafrika ist von 
der internationalen Gemeinschaft , den Vereinten 
Nationen unter Berufung auf den Internationalen 
Ger~chtshof , für illegal erklärt worden . Südaf­
rika hat kein Recht, Namibier zu inhaftieren 
oder zu verurteilen . Diejen::'gen, die die illega­
len Urte i le gegen Mushimba und Shikongo ausfüh­
ren , sind als Mörder zu betrachten und von der 
internationalen Gemeinschaft für ihre Verbrechen 
verantwortlich zu machen . 

Südofriko provoli." di. int.motionol. G._in.dloft 

Die von Vorsters illegalen Gerichten gefällten. 
Urteile in Namibia sind eine ungeheure Eeraus ­
forderung für die internationale Gemeinschaft . 
Die Resolution 385 des UN-Sicherheitsrates , die 
im Januar d . J . einstimmig verabschiedet wurde, 
verlangt den schrittweisen Rückzug Südaf'rikas 
aus Namibia bis zum 31 . 6 . 1976 und fordert freie 
nationale Wahlen in Namibia unter Aufsicht und 
Kontrolle der Vereinten Nationen . 
Die Todesurteile, die in Namibia verhängt wur­
den, zeigen , daß Südaf'rika nicht die Absicht 
bat , in irgendeiner Weise diesen Forderungen der 
internationalen Gemeinschaft nachzukommen . Die 
SWAPO .fordert deshalb bindende Maßnahmen gegen 
das illegale Regime in Namibia . 

Die SWAPO fordert zu nationalen Protestkampagnen 
auf, um die Vollstreckung der Todesurteile in 
Namibia zu verhindern . Wir rufen alle Kreise der 
Gesellschaft auf - die Gewerkschaften und Arbei­
terorganieationen , die Ki r chen , die Studenten 
und alle .fortschrittlichen Kräfte -, die Solida­
rität mit unseren Genossen in Namibia voranzu­
treiben . 

Weg mit den Todesurteilen! 
Freiheit für Namibia! 

(Quelle: Namibia News, Nr . 1- 2/1976 , Beil.age) 
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Libanon 
Seit der syrischen Militärinterventior4 haben sich ungeachtet der Schlicht.ungsvorstöBe der Arabi ­
schen Liga besonders in der zwei teo JurÜ.hii l Ct"e d . J . die olli tiil'ischen Klil:lpfe i::l Libanon 'oie aar 
ausgeweitet , stiegen die Todesopfer im libanesischen Blirgerkrieg mittlerweile aUf über 30 . 000 . 
Die Großangriffe der rechtsgerichteten l i banesische n Milizen auf palästinensische Flüchtlingsla­
ger, die durch die andaue rnden syrischen Militüroperat ionen im Libanon begiinstigt werden, haben 
zu einer exi s tentiellen Bedrohung der 200 . 000 im Libanon l ebenden Palästinenser wie der militär­
politischen Basis der palästinensiacben Widerstandsbewegung ge führt . 
Uber die Motive der syrischen Mil itärintervention , die Gründe ihres Scheiterns und die Konsequen­
zen der syrisch-pal ästinensischen Konfrontation gibt die Er k lärung der KP Israels vom JUJti d . J . 
wert vol len Aufschluß . 

Erklärung der KP Israels 

Die syrische Intervention im Libanon wird scheitern 
Die herrschenden Krei se Israels und die mit: ih­

nen verbündete imperialistische Flottenndmiruli ­

tät im Mittelmeer sind von den letzten libanesi ­

schen Ereignissen überrollt worden . Die Entwick­

lung verlief genau in entgegengesetztel' Richtung, 

als diese Kreise es vorausgeplant hatten . 

Die arabischen Völker und ihl'e fort.schrittlichen 

nationalen Kräfte haben bewiesen , daß sie im­

stande sind , der nntii~eriul istischen, gegen 

dje Aggression gerichteten Solidarität treu zu 

bleiben , insbesondere der Solidarität mi t dem 

arabiscn- palästinensiachen Volk und seiner ge ­
rechten Sache . Diese Sol~darität erwies sich als 

viel stärker als jede Verschwö rung 8er,en die ge ­

rechte arabische clache , stärker als ,iede defä­

tistiSChe rechte Abweichung. 

0,11 Sch.itern Syriens im libanon 

Es gibt Kreü:e in Dacw.skus und in Amman (Haupt­

stadt Joroaniens, d . Red .) Imd selbstve !'ständ!ich 

auch in Israel und in den USA, die dill 1llusion 

hegten , man könne die syriEche ~ee ~u ein~m 

neuen " Schw(lr~en September,,1) '1eranl.(lOsen . 

Das Scheitern der syrischen milir.äri~cbea aben­

teuerlichen Intervention hat die Ehre des syri­
schen Volkes gerettet . Es besliitigCe ~;ich von 

neuern , daß arabische Patrioten e.9 ab~c:.hnen , inre 

Wo. ffen geGen ihre palästinensischen BrUder zu 

richten . 

Für das Scheitern der syrischen militäl'ischen 

Interven tion gibt es mehrere Gründe . 

Vor allem war es nicht der Zweck der syrischen 
Intervention , die Ruhe im Libanon herzustellen , 

wi e die Drahtzieher der Intervention behaupte n . 

Sie bezweckte die Zerschlagung des palästinensi­

schen Widerstandes und der libanesischen natio­

nal en Bewegung mit d em Ziel , sie für die Pläne 

der rechten Kreise in der regierenden syri schen 

16 Baath- Partei gefügig zu machen . Das Wasser lief 

diesen Kreisen r Ö1'I!l.lich ';'C1 Munde zusamClen , bei 

der Vorst:ellu.ng übel' das , "'.3.3 sie profitieren 

würden , nähmen sie an GeUl Spiel des "US- Fl-'iedens" 

und der Ki!'.lsinger ' schen "kleinen Schri tte " teil . 

. , . sdluf eine neue Situation im Nah.n O,te" 

Seit diese Kreioe ein Bündni s mit dem monarchi­

stischen Regime in Jordanlen gesc.hlossen haben , 

träumen sie davon, einen Block unter ihre r Fü}1-

r ung zu BChaffen , bestehend aus Syrien , Jorda­

nien , Libanon und dem palästinensischen Wider­

stand . So ein BlOCk würde diese Kreise in den 

Augen der US-"Ve rmittte!'" aufwe:'ten . Damit er­

hoffen sie , sich einen größeren Teil der "Tisch­

reste,,2) ~u erhalten sI,<; Sadat mit seinem de1'ii­

tistiscnen Sinai -Abkommen . 

Die Sowjetunion und alle F~eunde der gerechten 

arabischen Sache - ein!lchließlich uns - haben 

sich bemi.Ll-Jt , dei' i;Cfillll'lichenEnt'Wicklwlg Ein­

haI t zu gebieten und sie zu bannen . 

Die rechte b'ühl'u.ug der regiel'enden syt'ischen 

Baath- Partei arbei tClt tl'ot:zdem an de:- Vel'wirkl1.­

chung ihres wahowilz i~n Planes weiter . Dabei 

unterschätzt <;hese Füh!-ung die Bewußtheit de~ 

syricchen Volkes selbst und die der beiden ande­

ren 'vö lker , des p.:tlüstinensischen und des liba­

nesischen , sowie alle!' ande:'en arabischen Völker' . 

Das Scheitern Jer ~yri6chen Intervention durch 

die Festigkeit des palüstinensischen Widel'~tun­

des und die de I' libune~ischen nationalen Bewe ­

gung, sowie di e Solid .:l.l'ität deI" arabischen Völ­
ker mi t den beiden , sclluf eine neue Situation ;"m 

Ua.hen Daten , die wei tgehende Kon!>equenzen habcll 

wird . 

Die Loyalität del' paliistinensischen Organisation 

Al Saika zur syrischen Baath-Partei überwog die 

lnteressen der Einheit der palästinensischen 

Front , Du Salka r1.chtete lhre \.laffen gegen :lW' 

eigenes Volk und wurde vernlchtend geSChlagen;) 

Dieser Zu sammenbruch soll eine Mahnung an jede 



palästinensische Organisation sein , die nach der 
Pfeife dieses oder jenes arabischen Regimes 

tanzt . 

Die Entwicklung unterstreicht die existentielle 
Notwendigkeit der Einheit und Unabhängigkeit der 
palästinensischen Bewegung. Zugleich bestätigt 
diese Ent"wicklung die Pflicht der arabischen Re ­
gimes und der nationalen Kräfte , sich mit der 

gerechten palästinensischen Sache zu solidari ­
sieren , sie zu sChützen und nicht ihre Reihen zu 

"'palten . 

Vorrangig für di. PlO: Unabhöngigk.it und Einh.it 

Wieder einmal hat das arabisch- palästinensiche 
Volk - das Volk des legendären Widerstands - al ­
le Pläne der Feinde zum Scheitern gebracht . Es 
hat mit seinem heldenhaften Widerstand , der die 
Sympathien der Welt besitzt , bewiesen , daß es 
keine Kraft gibt , die es daran .hindern kann , sei­
nen Platz unter den Völkern - in seiner Heimat -
einzunehmen . 

Die rasch fortschreitende Entwicklung der liba­
nesischen Krise konfrontiert die herrschenden 
Kreise Israels und die ganze Welt mit dem Recht 
des arabischen paläs t inensischen Volkes auf 
Selbstbestimmung und vor allem auf Errichtung 
eines unabhängigen Staates neben Israel . 

Wir Komu;unisten haben dieses unabdingbare Ergeb­
nis vorhergesehen , weil wir dieses Volk und sei ­
ne Geschichte kennen und weil wir an das Bewußt­
sein der Völker glauben und weil wir die ent ­
scheidende Rolle hoch einschätzen , die die ara-

PLO- Demonst r a t ion i n Beirut 

bischen Völker in der Stunde der Niederlagen und 
der Gefahr spielten . 

Wir lehnen die Position der Resignation und des 
Jammerns über "die Zukunft der arabischen Völ­
ker" ab, welche heute nichts außer Abweichungen 
von Abtrünnigen und nur die nachgeordoeten, vor­
übergehenden Auseinandersetzungen zwischen den 
arabisChen Führern zu sehen vermag . 

Wornvng vor n ..... n AIMnt.v.rn lua.11 und d., USA 

Vor ein paar Tagen warnten wir an dieser Stelle 
die herrschenden Kreise Israels vor einer ver­
frühten Schadenfreude über die innerarabischen 
Auseinandersetzungen . Wir sagten ihnen , daß das 
Glockengeläut des Leidens im Libanon ihre aben­
teuerliche und aggressive Politik anklagt . 

In dieser schweren Stunde betrachten wir es als 
unsere Pflicht , die herrschenden Kreise (und den 
hinter i":J.en stehenden US- Imperialismus) vor ge ­
fährlichen Abenteuern zu warnen . Für die israe­
lischen Verantwortlichen wäre es an der Zeit , 
sich darüber klar zu werden , daß jegliche mili ­
tärische Intervention ihrerseits ernsthafte in­
ternationale Verwicklungen und große Gefahren 
für sie selbst zur Fol@e haben wird . 

Wir raten ihnen , jedes Wort in der le t zten offi ­
ziellen sowjetischen Erklärung genau zu überden­
ken , in der die Sowjetunion erneut ihre prinzi­
pielle Haltung und Weitsicht b",weist : 
Die Araber sollen ihre Probleme selbst lösen . 
Keine ausländische EinmiSChung , keine Konzession 
in der Frage der legitimen Rechte des arabischen 
palästinensischen Volkes . Kein Einfrieren des 
Problems . Eile bei der Verwirklichung eines ge ­
rechten und umfassenden Friedens ist geboten . 

(Quel l e : Al-Izihad, Tel Aviv , 11 . 6 . 1976) 

Anmerkungen der Redaktion : 
1) "Schwarzer September" bezieht sich auf das 

Massaker, das von Husseins Armee im Septem­
ber 1970 in Jordanien unter den Palästinen­
sern angerichtet wurde , dem rund 20 . 000 Men­
schen zum Opfer fielen und das mit der Liqui ­
dierung aller PLO-M1litärbasen auf jordani­
schem Territorium endete . 

2) Gemeint ist hier das Bemühen dieser Kreise 
daruc, mehr finanzielle Zuwendungen seitens 
der Ölstaaten und mehr politische Zugeständ ­
nisse seitens der USA zu erhalten als dies 
bei Sedat der Fall war . 

3) Al Saika war als eine der führenden palästi ­
nensischen Organisationen unter dem Vorsitz 
von Zuheir Mohsen, einem Mitglied des ZK der 
syrischen Baath-Partei, bis zum offenen Aus­
bruch des syrisch- palästinensischen Konflik­
tes im PLO -Exekutivkomitee mit einem Sitz 
vertreten . Während der letzten Kümpfe schlos­
sen sich große Teile der Saika- Verbände den 
PLO-Einheiten und den Milizen der libanesi­
schen nationalen Bewegung an . Der Rest wurde 
während der Kämpfe in Beirut aufgerieben . 
Im Mai d . J . wurde die Saika auf Beschluß des 
PLO- Exekutivkomitees aus der PLO ausge­
schlossen. 
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Entwicklungsländer 
Dieter Boris 

Bericht vom 3.lntemationalen Seminar in Bagdad zu 
"Problemen der Entwicklung II1d des Kanp für ei1e 
neue " [1.-4. JIIIi 197&] 
3ach den beiden ersten Sem-naren in Bagdad vom 
November 1972 und November 1974 über Prnbleme 
der nationalen Kontrolle der RohstoffreS6ourcen 

der EntwicklungslÄnder, insbesondere des Erdöls , 
war das Thema des dritten Kolloquiums - entspTe­
cbend der realen politischen Entwicklung - noch 
weiter gefaBt . Vier Tage lang beschäftigten sich 
cs . 100 Wissenschaftler und Politiker au~ 24 

Ländern , vor allem aus den jungen Na~ionalstno­
teD - auf Einladung der irakischen Sektion des 

Weltfriedensrates und der AAPSO (AIro-Asian 
Peoplee Solidarity OrgaIli sation) - mit den wich­

tigsten Problemen der Entwicklung und dem Stand 
der Diskussion um eine "Neue Wel twirtschaftsord­
nung", wie sie sich nach der gerade erst zu Ende 
gegangenen IV . UNCTAD- Konferenz von Nairobi 1 ) 
darstell te . 

Die vorgelegten Papiere und die sich daran an­
schließenden Diskussionen wurden in drei Gruppen 
gegliedert : 
• Probleme der Unterentwicklung und ihrer Ober­

windung, 
• Rolle der internationalen Konzerne beim Kampf 

um ökonomische U~abhängigkeit und EntwiCklung, 

• Diskussion der Vorschläge zur "Ne u~!l Interna­
tionale n Wirtschaf tsordnung" . 

Beachtliche FortschriHe 
im Unabhängigkeitskompf , , , 

Ohne hier auf Einzelbeiträge eingehen zU können , 
läßt sich doch als Resultat der Konferenz soviel 
zusammenfassen; 
Dia unterentwickelten Länder haben in den letzten 
Jahren enorme Fortschritte in ihrem Kampf um die 
Konsolidierung der politiSChen Souveränität und 
die Erweiterung ihrer ökonomischen Unabhängig­
kei t - als den wichtigsten Voraussetzung zur 
Aufhebung der Unterentwicklung - gemacht , Dies 
war nufgrund des global zugunsten der progressi­
ven Kräfte und der sozialistischen Länder ver­
schobenen Kräfteverhältnisses, der zugespitzten 

Krisenentwicklung in den entwickelten kapital i­
stiSChen Länder::n und vor allem aufgrund des ver'­
stärkten und vereinheitlichten Kampfes der uo-

18 terentwickelten Länder möglich . 

Deutlichater Ausdruck dieser Positionsverbesse­
rung ist das Bündel von Forderungen, die in dem 
Begri If "Neue Internationale Wirtschaftsordnung" 
zusammengefaßt werden (Integriertes Rohstoffpro­
gramm, Anbindung der Rohstoffpreise an die 
Preisentwicklung für Industriegüter, Erleichte ­
rung des Markt~ugangs zu den entwickelten kapi­
talistischen Ländern , Lösung des Verschuldungs­
problem~ im Interesse der EntwiCklungsländer und 
ungehinderter Zugang der Entwicklungsländer zu 
neuen und entwicklungsadäquaten Technologien) . 
Allerdings wurde betont : Selbst wenn diese Fo.'­
derungen erfüllt würden (wobei es immer auch auf 
die Modalitäten ankomme) , wäre dies noch keine 
endgültige Garantie für die Beseitigung der Un­
terentwicklung, sondern würde dies lediglich ei­
nen - allerdings notwendigen - Zwischenschritt 
hierzu darstellen . Denn es ist festzustellen , 
daß trotz dieser insgesamt für die EntwiCklungs­
länder günstigen Tendenzen die internationalen 
Konzerne und die jeweiligen Regierungen der im­
perialistischen Länder mit allen Mitteln versu­
chen , ihre Positionen in den EntwiCklungsländern 
zu konsolidieren und sogar auszubauen . 

, .. aber neue Versudle :zur Stabilisierung dar 
neokolonialen Abh1ingigkeit 

Diese Versuche, die sich neuer Mittel bedienen, 
und die sich zum Teil auf anderen als den tradi­
tionellen Ebenen abspielen , zu ano.lysieren, war 



die Hauptabsicht der Konferenz . Es wurde deut­
lich , daß der Versuch, die unterentwickelten 
Länder stärker an das kapitalistische System zu 
binden (z . B. durch "Recycling,,2), verstärkte 
Waffenexporte oder stärkere Einschaltung in den 
IndustrialisierungsprozeB), immer wieder zu 
(neuen) Abhängigkeiten, damit auch zu Ausbeutung 
und Ferpetuierung von Unterentwicklung führen 

müsse . Daher müsse immer wieder auf bestimmte 
widersprüchliche Fositionen in den Forderungen 
der EntwiCklungsländer aufmerksam gemacht und 

auf die - vielfaCh nicht ohne weiteres sichtba­
ren - Gefahren einer verstärkten Integration in 
die kapitalistische Weltwirtschaft hingewiesen 
werden. 

VOI'Ton9 notionol.r TechnologiHntwiddun9 

Besonders ein Themenkomplex rückte häufig in den 
Mittelpunkt der Diskussion: Technologietransfer 
und technologiscbe Abbängigkeit . DaB diese Pro­
blematik ständig an Rang und Gewicht zunehme. 
wurde auf die verstärkten Industrialisierungsan­
strengungen der EntwiCklungsländer , die Anp as­
sungsstrategie der imperialistischen Länder (die 
in einer modifizierten internationalen Arbei ts ­
teilung zum Ausdruck kommt) und schließlich auf 
den Umstand zurückgeführt , daß bezüglich des 
technologischen Standards und auch der jeweili­
gen Ausgaben für Porschung , Entwicklung und 
Technologie die Unterschiede zwischen den Ent­
wicklungsländern und den kapitalistischen Indu­
strieländern am größten sind. Nur 2% der Ausga­
ben für Forschung und Entwicklung in der nicht­

sozialistischen Wel t entfallen auf die Entwick­
lungsländer . 

Die damit verbundenen Abhängigkeitsebenen und 
Ausbeutungsgelegenheiten sind selbstverständlich 
außerordentlich vielfältig. Sie reichen von der 
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Lieferung veralteter Technologie über die höhe ­
ren Gebühren für Patente und Lizenzen, die npak_ 
ket-Technologien" (d . h . die Verpflichtung, ge ­
samte Technologie -Komplexe übernebwen zu müssen , 
ohne Rücksicht auf den tatsächlichen Bedar! in 
dem jeweiligen Entwicklungsland), bis bin zu 1en 
mit der Lieferung verbundenen Verboten des Ex­
ports von Gütern (restriktive Geschäftspr8kti ­
ken), die mit dieser Technologie hergestellt 
werden . Die häufig mit der Lieferung von nschlüs­
selfertigen" Anlagen verknüpfte Festlegung auf 
bestimmte Ersatzteile, Betriebsmittel etc . aus 
dem imperialistischen Lieferland sind wichtige 
Hebel der langfristigen Bindung an bestimmte 
Firmen bzw . Länder und zugleich ständige Quelle 
stets neu reproduzierter Ubervorteilungsbezie ­
hungen . Die häufig zu groß dimensionierten Anla­
gen, die zu Unterauslastung der Kapazitäten und 
Ve rlusten führen. sind ebenso wie die mit sol­
chen Projekten einhergehenden "Consulting- Teams" 
Ausdruck der Verschwendung knapper finanzieller 
Mittel (z . B. werden die Aurwendungen für diese 
technischen Berater aus den imperialistischen 
Ländern auf ca . 10% der gesamten Investitionsko­
sten durchschnittlich geSChätzt) . Kritik wurde 
daran geübt , daß gerade auch progressive Regie­
rungen im Zeichen ihrer sprunghaft ange wachsenen 
Importkapazität diese - an sich abgelehnte -
Form des Technologietransfers z .T . wieder aufge ­
nommen haben (wie z . B. der Irak) . weil sie 
glaubten , hierdurch die technologische und indu­
strielle Entwicklung forcieren zu können. 

V.rlust. d.r Entwicldungsländ.r 

durdl .. brain drain" 

Demgegenüber wurde besonders hervorgehoben , daß 
es zuallererst auf die eigenständige, nationale 
Technologieentwicklung ankomme, die dann auch in 
Kooperation mit anderen Entwicklungsländern ei­
ner Region oder mit den Entwicklungsländern ins­
gesamt abgestimmt sein müsse . Erst aur dieser 
Basis könnten die Kosten und die Verschwendung 
bei der Auswahl und der Obernahme von Technolo­
gien aus den kapitalistischen Ländern reduziert 
werden . Eine besondere Rolle komme bei diesen 
grundsätzlich neuen Formen von Technologietrans­
fer auch den Beziehungen zu den sozialistischen 
Staaten zu: einmal, weil sie einen Teil der 
technologischen Bedürfnisse kostengüDstiger ab­
decken können, zum anderen aber helfen können, 

den Informationsstand zu erhöhen und damit auch 
die Verhandlungsposition der Entwicklungsländer 
zu stärken . 
Eine andere Seite dieses Problems wurde mit dem 
Phänomen des sogenannten "brain drain" (also dem 
ständigen Abzug von qualifizierten Arbei tskräf­
ten aus den Entwicklungsländern in die entwickel -
ten kapitalistischen Staaten) erörtert . Die Ver-
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luste der Entwicklungsländer sind auf diesem , 
ebenfalls immer wichtiger werdenden Feld enorm . 
So hat z . B. eine UNCTAD-Studiengruppe errechnet, 
daß die f inanziellen Ve rluste ( Ausbildungs lei­
stungen plus spätere Wertschöpfung in den kapi­
talistischen Industrieländern) so hoch anzuset­
zen sind, daß sie be1spielsweise 10% höher lie­
gen als die gesamte staatliche "Entwicklungshil­
fe" der USA, Kanadas und GroBbri~anniens von 
1961 - 1972 (öffentliche "Entwicklungshilfe "; 46 
Hrd US- Dollar; "brain drain" - Verluste : 51 Mrd 
US- Dollar) . Gerade der Abzug von Ingenieuren und 
Naturwi:Jsenschaftlern aus Ländern der "Dritten 
'Welt " ist u . a . eine Folge einer bislang fast 
völlig fehlenden nationalen Technologiepolitik 
und unzureichender nationaler Wirtschaft splanung. 

Das Seminar hat deutlich gemacht , welc he Möglich­
keiten, aber auch welche Gefahren in den jewei ­
ligen Interpretationen und Umsetzungsweisen der 
Fordenwgen nach einer "Neuen Internationalen 

Deklaratioo 
des 3. ~nationalen 

Senilars i1 Bagdad 
Der Kampf der VÖlker hat besonders während der 
letzten zehn Jahre große Siege errungen: ~as Ko­
lonialsystem des Imperialismus ist zerbrochen, 
die Politik des Kalten Krieges - eine Politik, 
die auf aggressive militärische Blockbildung und 
die Einmischung in die inneren Angelegenheiten 
der VÖlker gerichtet ist - hat eine Niederlage 
erlitten. Das internationale Kräfteverhältnis 
bat sieb stark zUguDsten der Sache der nationa­
l en Unabhängigkeit, der interna~iona1en Entspan­
nung, der friedlichen Koexistenz, der Zusammen­
arbeit und der Festigung des Friedens, basierend 
auf Freiheit und Gerechtigkeit , entwicke lt . Dank 
ihrer Einheit und Zusammenarbeit mit der sozia­
listischen Gemeinschaft w~en die Entwicklungs­
länder imstande, vi.el zu den internationalen Er­
eignissen beizucragen . Diese Tatsache wil~ durch 
die Entwicklung der .Bewegung der NichtpakLgebun­
deahei t auf dem Weg der antiimperialistischen 
Befreiung genauso wie durch die wachsende Rolle 
der Ent wicklungsländer innerhalb der Vereinten 
Nationen unters t richen . 

Verbenene Position der Entwickbngslönder 

Die Au ssichten des Kampfes für die ökonomische 
Befreiung und zur Rettung von Mill ionen Menschen­
l eben in den Entwicklungsländern vor den Folgen 

20 des Elends , der Unterentwicklung, der Krankhei t 

Wirtschaftsordnung'l stecken . Es wurden den Teil ­
nehmern klar, daß as gerade für progressive Wis­
senschaftler und Politiker darauf ankomme - jen­
zeits der kruden, unrealistischen und unpOliti ­
schen Alternative : Autarkie oder vollkommene rn­
tegration in den kapitalistischen Weltmarkt 
die einze lnen Ebenen und möglichen SChl'i tte auf 
dem langen und zäh zu führenden Kampf gegen die 
Unterentwicklung konkret zu bestimmen und dami t 
noch bestehende Unklarheiten und Ambivalenzen in 
den Forderungen der Entwicklungsländer über sich 
hinauszutreiben . Dies kfinD aber erst in aus-
reichendem Maße geschehen, wenn die konkrete , po­
litische Auseinandersetzung um die ersten Schrit­
te aufgenommen wird . 

Anmerkungen der Redaktion : 

1) Siehe auch ; AlB, Nr . 6/1976 
2) Hit dem Begriff des "Recycling" wird der 

RückIluß der Olmilliarden in die entwickelten 
kapitalistischen Länder bezeichnet . 

und des Hungers, d.1e Janrnund.erte Iremdlandi ­
scher und imperialisti~cher Herrschaft und Aus­
beutung hinterlassen haben , llaben siCh so ver­
b essert ; desgleichen wurden bessere Beziehungen 
für EntwiCklung und sozial ökonomische Umgestal ­
tUllgen geschaffen . 

Es is t heute zu einem unbestreitbaren Recht der 
Völker geworden, daß sie ihre natürlichen Res­
sourcen befreien und d.iese unter ihre nationale 
Souveränität stellen, ein Recht, das in zahll'ei -



ehen Resolutionen unterstrichen und festgelegt 
wurde, die von der Bewegung der Nichtpaktgebun­
denheit und von der VI . und VII . Sondertagung 
der UNO, 1974 und 1975, angenommen wurden. 

Die Völker haben einen gewissen Fortschritt bei 
der Befreiung ihrer natürlichen Ressourcen er­
zielt . Ein wichtiger Beweis dafür ist die Be ­
freiung der Erdölreichtümer . 

Die Aggression,politik des Imperialismus 

In jedem Fall ist der Kampf der Völker für die ­
ses Ziel auf heftigen Widerstand seitens der im­
perialistischen Staaten gestoßen , die zwei Arten 
von Methoden anwenden : 

1 . Die traditionellen Methoden des Kolonialismus, 
darunter die bewaffnete Einmischung, die Drohung 
mit Krieg sowie die Organisation reaktionärer 
Staatsstreiche und Komplotte . Dies beweisen die 
bitteren Erfahrungen , bei denen wir Zeuge waren, 
wie beispielsweise: 
• der amerikanische Aggress ionskrieg in Vietnam ; 
• die zionistischen Bestrebungen und die expan­

sionistische und aggressive Politik Israels, 
die sich gegen das arabische Volk von Palästi ­
na und die arabischen Nachbarstaaten richtet ; 

• die Entfesselung des zerstörerischen Bürger­
kriegs im Libanon ; 

• die Drohung der US- Führer gegen die erdölex­
portierenden arabischen Länder , ihre Erdöl­
quellen zu besetzen, und die Eskalation der 
reaktionären imperialistischen Militärpolitik 
im arabischen Golfgebiet , -die auf die Einnahme 
und Ausplünderung dßr Ressourcen dieser Länder 
abzielt ,anstatt sie für die Entwicklung zu 
nutzen; 

• die Organisation ausländischer Einmischung ge ­
gen das Volk von Oman; 

• der Militärputsch in Chile ; 
• die von den rassistischen Regimes mit zioni­

stischer Unterstützung betriebene Apartheidpo­
litik im südlichen Afrika . 

Da s Seminar betrachtet die Republik Südafrika 
und Israel als die Bastionen der monopolkapita­
listischen Expansion in Afrika und im Nahen 
Osten, als die Hauptstützen der multinationalen 
Konzerne ; es betrachtet di~ Vertiefung der Zu­
sammenarbeit zwischen Israel und Südafrika als 
Bedrohung der wirtschaftlichen Unabhängigkeit 
der arabischen und afrikanischen Länder sowie 
der gesamten "Dritten Wel t " . 
Im Kampf für die nationale Souveränität und 
wirtschaftliche Unabhängigkeit fordert das Semi­
nar zur Verstärkung der ökonomischen und politi­
schen Beziehungen zwischen den arabischen und 
afrikanischen Staaten auf . 

skolo verfeinerter 

imparialistischer Praktiken 

2 . Andererseits nutzen die imperialistischen 
Mächte ihre im Verhältnis zu den Entwicklungs­
ländern privilegierten Positionen aus , insbe ­
sondere ihre Kontrolle des kapitalistischen 
Weltmarktes, von dem die Entwicklungsländer im­
mer noch abhängig sind . 
Mehr noch , der Imperialismus greift verstärkt zu 
Methoden , um der Entwicklung und ökonomischen 
wie sozialen Umgestaltungen entgegenzuwirken. 
Die Regierungen der imperialistischen MäChte , 
deren Interessen organisch mit denen der multi ­
nationalen Konzerne verbunden sind , setzen ihre 
Machenschaften weiterhin fort, um ihren Einfluß 
auf die Vö:ker aufrechtzuerhalten, um deren 
me~schliche Potentiale auszubeuten und ihre fi­
naDliellen Ressourcen durch die verschiedensten 
Mittel einzuschränken , darunter : 

• Der Export von Folgen der Inflation , die di~ 
kapitalistische Gesellschaft kennze1cbnet , 1n 
die Wirtschaft der Entwicklungsländer . 

• Die Schaffung von Institutionen und wirtschaf t ­
lichen Gruppierungen wie die Energieagentur 
oder anderer Einrichtungen , die dazu geeignet 
sind , die Errungenschaften der Entwicklungs­
länder , was ihre natürlichen Reichtümer be­
trifft , zu zerstören und die Verwirklichung 
nauer Fortschritte zu verhindern . 

• Die Zerschlagung der Einheit der Entwicklungs ­
länder dadurch , daß man auf ei nige über die 
reaktionären Regimes Druck ausübt und ihre 
wirtSChaftlichen Schwierigkeiten ausnutzt . 

• Die Diskriminierungen der Entwicklungsländer 
auf der Ebene des Außenhandels und de r inter­
nationalen Arbeitsteilung. 

• Der Widerstand gegen die Sehaffung einer Infra­
struktur , die es ermöglicht, eine nationale 
Technologie in den Entwicklungsländern zu ent ­
wickeln , durch den Abzug geistiger Kapazitäten 
und Fähigkeiten in die imperialistischen Län­
der und durch derart übermäßig hohe Preise für 
Projekte und Ausrüstungen sowie für den Tech­
nologietransfer in die Entwicklungsländer , daß 
die Inangriffnahme notwendiger Entwicklungs ­
programme verhindert wird . 

• Die Preisanhebung für Fertigwaren, Nahrungs­
mittelerzeugnisse , Agrarprodukte und Baumate ­
rialien , die von den EntwiCklungSländern einge­
führt werden und die keineswegs der bescheide­
nen Erhöhung der Rohstoffpreise entspricht, 
die durch den Kampf der Völker erreicht worden 
ist . 

Der Weltimperialismus wird in der Verfolgung 
dieser den Bedürfnissen der VÖlker gegenüber 
feindlichen Politik durch die Politik der Ver­
geudung in den nichtproduktiven Sektoren unter­
stützt, die von den sich an der Macht befindli ­
chen reaktionären Kräften betrieben wird , so 
durch die Anlage der Rohstoffeinkommen, beson­
ders der Erdölgewione auf dem kapitalist ischen 
Markt und die immensen Ausgaben für die Rüstung , 
die die Erfordernisse der nationalen Verteidi ­
gung keineswegs reChtfertigen . 

Parallel dazu bemühen sich die imperialistischen 
Mächte, die Beziehungao zu den sozialistischen 
Ländern , die auf wirtschaftlicher Zusammenarbeit 
beruhen, zu schwächeo ; sie zählen dabei auf die 
reaktionären Kräfte, die mit der Ausführung ihrer 
Politik in deo Entwicklungsländern beauftragt 
sind . 

Die kapitalistischen Mächte bemühen sich ande ­
rerseits darum, die Tendenzen einer kapitalisti ­
schen Entwicklung in bestimmten EntwiCklungslän­
dern zu förde~n , indem sie auf die All ianz mit 
den verbürgerlichten und ehemals feudalen Klas ­
sen sowie anderen reaktionären Elementen ba~en . 

Eleman'e einer 

prograssiven Enrwicklungsstralegie 

Daraus ergibt s~ch , daß der Entwicklungsprozeß 
in den EntWiCklungsländern eine Politik erfor­
dert, die konsequent gegen den Imperialismus und 
seine Monopole gerichtet ist, die die nationalen 
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Ressourcen im Rahmen eines S;ystems der wissen­
schaftlichen und umfassenden Planung für gesell­
schaftliche und ökonomische Entwicklung ein­
setzt, die die 1ähigkeiten der Massen freisetzt, 
um radikal e soziale und demokra~sche Verände run­
gen durcbzuführen und die die Teilnahme der 
frauen und der j ungen Generation, der Jugend und 

Studenten am ProzeB der kulturellen Entwicklung 
sicberstellt. Der Entwicklungsprozeß fordert 
gleicbzeitig, die Einheit der Kräfte i n den Ent ­
wicklungsländern zu stärken und sieb den Versu­
cben Oe~ i mperialistisch- reaktionären Kräfte zu 
wide:'se"zen, die darauf abzielen , ihre Einheit 
zu zerbrechen. Ebensc ist die Stärkung der Bewe­
gung der Nichtpaktgebundsnen und die ~estigung 
ihrer anti i mpe rialistischen Stoßrichtung erfor­
de r lich . 

Der Entwicklungsprozeß er fordert die Einheit der 
Kräfte, die f ür den Fortschritt kämpfen, der Völ­
ker und Massen in den Entwicklungsländern, der 
internationalen ArbeiterLlasse ~ der flozie.li ­
stiachen Stae.ten. De r Entwicklungsprozeß erfor­
dert ganz besonders eine verst~kte Zusammenar­
beit mit dem sozialistischen Weltsystem, nicbt 
nur zur Abwehr der imperialistisch- reaktionären 
Aggression , sondern auch zur Sicherung unabhän­
giger gesellschaftlicher und ökonomischer Ent­
wicklungsprogramme und zur Entwicklung neuer tlo­
delle gleichberechtigter Beziehungen auf interna­
tionaler Ebene I illl Interesae des Kampfes für die 
Errichtung einer neuen Ve ltwirtsChaftsordnung. 

Ge".einsam 

mit den lozioliltiJehen Staaten 

Die ganze Menschheit 1st mehr noch als bisher 
mit Herausforderungen und ernst zunehmenden Ge­
fabren kollfrontiert , was durch das Verhältnis 
zwischen den Wachstumsraten der Nahrungsmi ttel 
und Rohsto!/produktion und der demographischen 
Wachstumsrate beleucbtet wird . Sie leidet glei ­
cbermaßen unter den Gefahren der Umweltver­
scbmutzung und unter dem Mißbrauch narürlicher 
Reseourcen . 

Das alles erfordert gemeinsame internationale 
AnstTengungen und einen koordinierten Kampf al ­
ler Staaten und aller fortschrittlichen Kräfte 
der Welt , um diese Schwierigkeiten im Interesse 
der Völker und der Sache des Friedens und des 
FortSChritte zu überwinden und zu lösen . Es ist 
unerläßlich, daß die sozialistischen Ste.aten und 

die Entwicklungslände r zusacmenarbeiten , um in 
den unterentwickelten Ländern eine nationale 
Technologie zu entwickeln, die der Situation und 
den sozialökonomiechen Erfordernissen dieser 
Länder entspriCht . 

Das größte Hinderni s auf dem Wege dieser AD.-

22 strengungen und dieser internationalen Zu&smmen-

arbeit stellen die imperialistischen Monopolge ­
sellschaften dar , die nicht damit aufhören , den 
Frieden zu gefährden und die internationale Zu­
sammenarbeit sowie die internationalen Beziehun­
gen überhaupt negativ zu beeintlussen. 

Die Abhängigkeit 
va". l"'fNriali,,,,ul dUfdlb...dten 

Die Scbaftung gleichberechtigter internationaler 
WirtscbaItsbeziehungen ist eine Frage des ge ­
meinsam von den Völkern der Entwicklungsländer 
zu führenden Kampfes . Sie stützen sich dabei auf 
die Hil~e der sozialistischen Länder und der 
f ortschrittlichen Kräfte der ganzeo Welt, insbe­
sondere allf die Arbeiterbewegung in den kapita­
listischen Ländern , im Interesse eines höheren 
Lebensniveaus der Völker der EntWiCklungs länder, 
der Entwicklung ihrer Volkswirtschaft und im 
Interesee eines angemessenen Beitrages zum Sieg 
der Bache des Friedens, der Freiheit , der 
gleichberechtigten internationalen Zusammenar­
beit sowie einer unabhängigen wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung . 

Die Völker dieser Länder müssen große Anstren­
gungen unternehmen, um die Bindungen, die sie an 

den kapitalistiscben Weltmarkt fesseln , bestän­
dig zu reduzieren , um ihre eigene nationale und 
unabhängige Wirtschaft wieder aufzubauen und den 
Kamp! für eine neue We ltwirtSChaftSOrdnung !ort­
zusetr.en. 

Den sozi8listische.o Ländern kommt aufgrund ihrer 
Erfahrung mit Beziehungen auf dem internationa­
len 80zialistischeq Markt und mit den EntwiCk­
lungsländern eine beträchtliche Rolle beim Auf­
bau einer neuen WeltwirtsChaftsordnung zu . 

Das Dritte Internationale Seminar von Bagdad be­
grüßt die Initia'!;ivs des We ltfriedeIUl.rats zur 
Einberufung einer We ltkonfereoz über Entwicklung 
im nächsten Oktober in Budapest (Ungarn) . Es 
drückt 8~ine Unterstützung und WürdigunS für die 
Vorbereitungen und bei der Ergreifung der not­
wendigen Maßnahmen für ihren Erfolg aus . 

Die Völker stehen heute vor der dringenden Not ­
wendigkeit, dem Wettrüsten ein Ende zu setzen 
und zur Verwirklicbung der Abrüstung beizutra­
gen, U~ so dis enormen Potentiale freizumacben, 
die durch das Wettrüsten verschlungen werden 
und sie in den Dienst der EntWicklung und der 
internationalen Zusammenarbeit zu stellen; sie 
müssen die Versuche der I~erialisten, Spannun­
gen zu schaffen und Kriege zu provozieren , 3U 

Fall bringan j sie müesen den Alptraum eines zer­
störeriacben Weltkrieges voll und ganz ausmerzen 
und ertolgreich auf dem Weg der Vollendung der 
nationalen Befreiung und der Festigung des Frie ­
dens voranecbreiten . 

(Quelle : Hektographiertes Konferenzmaterial, 
Bagded , 4 . Juni 1976) 



Chile 
Während die VI. Ko nfer enz der Organisation Amerikanischer Sta,ten (OAS) in Santiago tagte, hielt sich eine internationale 
Juristen-Delegation in Chile auf. Ihr ,eh Orten au s der Bundesrepubli k an: Prof. Gemard Stuby , Prof.ssor In der Unjv~rsl tlt 

Bremen, Vlzeprisident der Internat ionalen Vereinigung Demokratischer Ju risten und Mit heraus.geber d es Chl1e-Schwarzbuches; 
Petar Secker aus Marbung, Rechtsa nwalt und FDP-Stadtverordnetef; sowie JOlchim Schwimm born al S Frankfurt , Rechb· 
anwalt, SPO-Kreishgsabgeordneter und Vo rsta ndsm itglied der Arbeitsgemeinschaft Sozi,ldemokr.t ischer Juristen. 
JOl chlm 5chw.mmborn schildert In dem Interview m it dem AlB d ie Aufgaben, Erfahrungen und Erkenntn isse der Juristen­
Delegat ion. 

Interview mit 
Joachim Schwammbom 

Die Reise der 
bundesrepubUkanischen 
Juristendelegation 
nach Chile 
Frage : Vom 4. bis 10. Juni reis ten Sie Im Rah men einer 
internationalen Juristendelegation nach Chile. Wer' gehör te 
der Delegat ion an und in wessen Auft rag reiste sie? Welche 
Aufgabe stellte sie sich ? 

J . SchwImmborn : Oie Delegation reiste im Auftrage der 
AUSlandsvertretung der Unidad Popular, Chile Oemocratico, 
der Internationalen Kommis.sion zur Unter5uchung der Ver­
brechen der Militärjunta in Chile und auf Bitten der Ange­
hörigen der in Chi le inhaftierten Personen. 
Aus der Bundesrepublik gehörten der Delegation an Prof. 
Gerhard Stuby, Rechtsanwalt Peter Becker und ich. 
Aus F rankreich nahm die Rechtsanwältin talette Auger teil , 
aus Belgien Dr. Piefre r.1e rtens, Professor für öffentl iches 
Recht In Brasset und aus Italien Rech tsanwalt Calvi. 

Aufgabe: Suche nach verschwundenen Personen 

Die Aufgabe der Delegation war es, nach vermißten oder 
verschwundenen Personen zu suchen, die von den chileni­
schen BehOrden verhaftet worden sind und deren Verhaftung 
von den BehOrden bestritten wird. Wir haben eine Liste mit 
uns gefQhrt, die von den chi lenischen Emigranten zusammen­
gestellt worden war und die die Namen einer Reihe von 
solchen vermißten Personen enthielt . Unsere Aufgabe hierbei 
war es, die Liste zu vervolhiändlgen, gen aue Angaben Ober 
die einzelnen Fälle zu machen; wozu es erforderlich war, die 
Angehörigen aufzusuchen und Beweismittel über die Zu sam· 
menhänge und Umstände der Verhaftungen zusammen­
zutragen. 
Unsere Aufgabe war es ferner, mit diesen ErmitUungsergeb­
nissen an d ie chi len ischen Behörden heranzutreten, ihnen 
unsere Ermittlungsergebnisse vorzulegen und darauf hinzu­
wirken, daß die Verhaftungen dieser Personen zugegeben und 
mitgeteilt wird, wo sie sich befinden. 
Sodann bestand unsere Aufgabe darin, Kontakt aufzuneh­
men mit den Delegationsleitungen der OAS-Delegationen, die 
sich wegen der zu dieser Zeit in Santiago stattfindenden 
Konferenz der Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) 
dort aufhielten. 

Rechtsonwolt J. Schwommborn 

Sch ließlich hatten wir die Au fgabe, Gefangene zu beSuchen 
und Kontakte mit Personlict-keiten der früheren Aliende­
Regierung aber auch mit Persönlichkeiten des öffentlichen 
und pol itischen Lebens, welche in Opposition zum Allende­
Regime gestanden hatten, jetzt aber auch gegen die Junta 
kämpfen, aufzunehmen. 

Was die Kontaktaufnahme zu den OAS-Delegationen betrifft, 
so ist vielleicht hinzuzufllgen, daß das selbstverständlich von 
vornherein nicht mit allen OAS-Delegationen mOglich war. 
In Frage kamen nur einige Delegationen, u. a. die Delega· 
tionen von Jamaika, von Kostarlka, von Venezuela und 
Kolumbien, sowie d ie Delegat ion von Ekuador. 

Das Mysterium der Vermißten 

FraIlI: Worin bestand d ie Tätigkeit der bundesrepubtika­
nischen Vertreter? 

J. Schwammborn: Wir haben aufgrund der uns zur Vertilgung 
gestellten Listen mit Anwälten In Santiago und mit Angehö­
rigen der vermißten Personen sow ie mit dem Vicaria de la 
Solidaridad, einer Sektion der Katholischen Kirche Chiles, 
Kontakt aufgenommen. 
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Man hat uns dort bestätigt, daß es se it Beginn des Jahres 
1976 eine ausgedehnte Verhaftungswelle in Chile gibt, deren 
Besonderheit es Ist, daß die Verhaftungen 'Ion den Behörden 
nicht zugegeben werden und Ober den Verbleib dieser Perso­
nen keinerlei Angaben 'Ion den Behörden zu erhalten sind. 

Frage : Brachten Sie über diese Verschwundenen neue Infor­
maUonen und Zeugenaussagen in Erfahrung? Können Sie ein 
Beispiel nennen? 

J . Schw ammborn: Da wir natOrlich nicht alle Fälle 'Ion 
bekanntgewordenen Verhaftungen, die nicht zugegeben wor· 
den sind, untersuchen konnten, mußten wir uns exempla­
risch auf 8 Fälle beschränken, in denen wir versuchten, ganz 
konkrete Nachweise zu führen. 
Darun ter befanden sich die Fälle: Viclor Diaz, Mario 
Zamorano, Jo rge Munoz, .)ost! Weibel, Jaime Donato, 
Uldaricio Donaire, Lenln Oiaz Silva und Ida Amel ia Vera 
A lmarza, deren Fallsch ilderung vom Vikariat schriftlich auf· 
gezeichnet wurde. 

Der F.llid. A. V. Alm.rz. 

Ida AmeHa Vera Almarza, eine Archltektln chil enischer und 
bol ivianischer Staatsangehörigkeit, wurde am 19. November 
1974 um 17.00 auf ·dem Heimweg vor ihrer Wohnung von 
D INA-Agenten verhaftet. Sie ~rli tt eine Schußverletzung am 
Beln und eine Schädelverletzung durch einen Schlag mit dem 
Gewehrkolben. In der Nacht wurden die Wohnungen ihrer 
Familienangehörigen m it den SchlOssein von Ida geöffnet 
und durchsucht. 
Eben falls am 19. November 1974 wurde der A rch itekt Luts 
Humberto Canobra verhaftet und bis zum 29.4.1975 in 
Tres A lamos gefangengehalten. Der Gr und für die Verhaf­
tung: Er hatte sein Aulo öfters an Ida ausgeliehen. 

Ei ngaben der Angehö rigen an alle Behörden blieben ergeb­
niSlOS, die offizie lle Auskunft war, tda sei nicht verhaftet. 
Der Oberste Gerichtshof ordnete eine richterliche Untersu­
chung an. Der Prozeß Nr. 1302 ergab, daß Ida am 19. 
November verhaftet worden war und daß sie zusammen m it 
anderen Personen in Gefängnissen und Folterstätten wa r, 
ebenfalls in einer K l inik der DtNA. Unter den Zeugen, die 
namentlich genannt sind, befand sich unter anderem ein 
Hauptmann der Carabineros (Polizei). 

Trotz aller vorliegenden Beweise gaben das Innen- und 
Außenministerium gegenüber der botivianischen Regierung 
und der QAS an, dllß Ida nicht durCh eine der Regierung 
untergebene Stelle verhaftet wo rden sei und daß keine Ankla­
ge gegen sie vorläge . 

Vera Almarza ist allerdings insofern eine Besonderheit, als in 
diesem Fall die Verhaftung schon vor längerer Zeit stattge­
funden hat, also nicht im Rahmen der neuerlichen Verhaf· 
tungswelle seit Beginn diesen Jahres; aber das Verschwinden 
dieser Person und ihre Verhaftung werden gleichsam von den 
Behörden bestritten. 

F rage : Gelang es Ihrer Delegation, Einzel hei ten über die 
Umstände der Verhaftung und das Sch icksal der anderen 
erwähnten Demokraten zu er mitteln? 

J . Schwammborn : Die anderen, lU nächst genannten sieben 
Fälle fa llen in den Rahmen der Verhaftungswelle seit Beginn 
des Jahres 1976. 

Oie Spuren des Victor Oiaz 

Im Fall des Victor D illz konnten wir folgendes ermitteln: 
Er lebte seit dem 11.9.73 versteckt, gab aber seiner Familie 
ständig und in regelmäßigen Abständen Nachricht über sei· 
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Zwei der Verschwundenen: Jorge Munoz und Jose Weibel (r.) 

nen Verbleib; zuletzt informierte er seine Familie am 
9.5. 1976. Am 10.5. 1976 wurde er in der Avenida Colon in 
Santiago verhaftet; am 15.6. 1976 erfuhr seine Familie von 
der Verhaftung. Für diese Verhaltung stehen Zeugen zur 
Verfilgung, und zwar eine Person, die ebenfall s im Unter­
grund lebt aber ihren Namen nicht nen'len kann. 
Wir haben diese Person gesprochen und von Ihr die glaub­
hafte Zusicherung der Verhaftung bekommen. Ferner ein 
Ehepaar, das jetzt ebenfalls in der Illega lität lebt. 
In der gleichen Nacht wurde eine größere Anzahl von 
Personen inhaftiert. Der bereits vorher verhaftete Rechtsan­
walt Faudlch Castillo hörte im Konzentrationslager Tres 
Amalos ein Gespräch von Wachen mit. in dem diese über die 
Verhaftung von Victor Diaz sprachen und ihrer Freude 
darOber Ausdruck gaben. 
Oie Häftlinge des Lagers Tres Amalos stellten anhand de"" 
Anzahl der Essensrationen fest, daß im Zusammenha ng mit 
der Verhaftung von Diaz dreizehn Personen in Tres Amalos 
eingeliefert worden waren, diese wurden allerdings, bevor der 
Gerich tspräsident, und zwar der Präsident des Obersten 
Gerichtshof, das KZ inspizieren konnte, wieder abtranspor­
tiert. 

Gruppcnverhaftun[ in der 
C.lhe Conferenci. 1537 

Die Fllle Zamorano, Oonato, Oonaire und Munoz fal len 
zusammen. Die Verhaftung dieser vier Personen hat im 
selber Haus st attgefunden , und zwar in der Callie Confe­
rencia 1537. Im Zusammenhang mit d ieser Verhaftungs­
aktion waren in <jer ealtie Conferencia zwei nebeneInan­
derliegende Häuser besetzt wo rden, und zwar das Haus, in 
dem die Verhaftung spater vorgenommen wurde und das 
Nachbarhaus. 
Mario Zamor.ano wurde bei der Verhaftung angeschossen, 
später in die Call ie Portugal zur Ambulanz gebracht. 
Im Fall Jorge Munoz gibt es Informationen darüber, daß er 
nach der Verhaftung in der Villa Grimaldi, ei nem Foller­
zentrum, gefoltert worden ist und anschließend ins Mi litär­
lazarett gebracht wurde in der Absicht, ihn wieder herzurich­
ten. Aber seit der Wegschaffung aus dem Militirl azarett gibt 
es keine Spur mehr von ihm. 

Im Zusammenhang mit diese n vier Verhaftungen Ist der 
Bischof EnrlQue Alvear im Nebenhaus, das ebenfallS besetzt 
war, verhaftet worden. Er hatte offenbar von der Aktion des 
Geheimdienstes DINA gehört und sich in eines der Häuser 
begeben; er wurde drei Stunden festgehalten . Von Bischof 
Alvear lieg t eine schrift liche Erklärung zu d iesen Vorfällen 
vor. 

Das Haus bzw. die Werkstatt in der ealile Conferencia 1537 
war den verhafteten Personen von einem Freund Mario 
Zamoranos zur Verfügung gestellt worden . Der Hauseigen­
tümer und seine Ehefrau waren ebenfalls Zeugen der Verhaf­
tung. Sie haben nunmehr Angst, gegenüber den Behörden 
auszusagen, weil sie bereits vom Geheimdienst bedroht wO(· 
den sind. 

Entführu ng Jos<! Weibels 
und Lenin D. Silvas 

Im Fall Weibel hat die Verhaftung folgendermaßen statt· 
gefunden. Jose Weibel fuhr mit seiner Frau in einem öffent­
lichen Bus und plötzlich schrie eine vor Weibel si tzende Frau, 
ihre Handtasche sei weg - offenbar eine abgesprochene 
Aktion. Vier Männer sprangen auf, stOrzten sich au f 'Jose 
Weibel , ein PKW fuhr vor den Bus, stoppte d iesen, Weibel 
wurde aus dem Bus h lnausgefOhrt, in das Auto gesetzt und 
weggefahren. Seit der Zeit gibt es keine Nachricht mehr über 
seinen Verbleib. 

Im Falle des Lenin Diaz Silva spielte sich die Verhaftung 
fol9l!ndermaßen ab: 
Lenin Diaz Silva lebte Im Haus seines Schwieger'late~. weil 
er es schon nicht mehr riskieren konnte, mit sei ner Frau In 
der frOheren Ehewohnung zUSammenzuleben, da er ständig 
mit seiner Verhaftung rechnen mußte. Am Tag der Verhaf­
tung, dem 9.5.1976, klingelten vormittags zwei Personen am 
Haus des Schwiegervaters. Der Schwiegervater sah, wie Lenin 
Diaz Silva zur Tür gjAg und sich mit zwei Personen unter· 
hiel t. Er ging daraufh in in einen Nebenraum, hielt sich dort 
kurz auf, und als er zurOCkkam, war Lenin Diaz Silva 
verschwunden, ohne eine Nachricht zu hinterlassen , ohne 
seine Jac ke mitzunehmen, ohne FrilhstOck, ohne sich zu 
verabschieden. Auf dem Tisch lag noch ein Kreuzworträtsel, 
das er gerade zu lösen im Begriff war. Seit dieser Zelt liegen 
auch keine Nachrichten mehr ilber den Verbleib von Lenin 
Diaz Silva vor. 

Es muß mit großem Nachdruck betont werden, daß für alle 
diese Verschwundenen hOChste Lebensgefahr besteht. 

Die Unterstützung durch 
Jamaikas Außen minister Thompson 

Frage: Zur Zeit Ihres Chile· Aufenthaltes fand In Santiago 
eine OAS-Tagung statt. Stand die Reise der Juristendeleg. 
tion mit dieser Tagu ng in d irektem Zusammenhang? 

J . Schwammborn: Wir haben diese ErmittJungsergebnisse 
zunäChst den Delegationen der OAS-Konlerenz, zu denen wir 
Ko ntakt aufnehmen konnten bzw. bei denen es sinnvoll war, 
diesen Kontakt herzu stellen, zu unterbreiten versucht. Dies 
ist uns in der Konseq uenz nur in einem Fall gelungen, und 
zwar im Fall des Außenministers von Jama ika, Thompson, 
der uns zu mehreren Gesprächen empfangen hat, der den von 
uns bearbeiteten Problemen sehr offen gegenüberstand und 
uns erklärte, er sei ohnehin nur nach Santiago gekommen, 
um das Problem der Menschenrechte bzw. der Menschen· 
rech tsverletzungen anzuschneiden. 

Außenminister Thompson hat unsere Unte~uchungs­

ergebnisse zur Grundlage seines Antrages in der OAS-Konfe­
renz gemacht, in dem er forderte, daß erstens eine Liste a ller 
Gefaf"l9E!nen und zweitens eine Liste aller KZs veröffentlicht 
wird; drittens beanspruchte er das Recht, alle KZs zu 
besuchen und viertens das Recht, nach verschwundenen 
Personen zu suchen. Außenmin ister Thom pson hat sich sehr 
dezidiert verhalten und - um das näher zu illustrieren - die 
ÄuSerung getan, daß, wenn man die Angehörigen aller 
verschwundenen Personen zusammenhote, eine größe re Men­
schenmenge zusammenkäme als jene Menschenmenge, die 
sich eingefunden hatte, um den US-AuSenm inlster Henry 
Kissinger zu begrllßen. 

25 



26 

Juntaminister Schweiner und die 
Menschenrechnlrage aul der OAS-Tagung 

Wir sind mit unseren Ermittlungsergebnissen dann an den 
derzeit amtierenden chilenischen JusUzminister Schweitzer 
herangetreten, bei dem wir auch eine Audienz e rhalten 
haben. 
Als ihm Prof. Stuby unsere ErmitUungse rgebnhse vorlegte, 
war Schweltzer praktisch nicht in der Lage, unseren konkre­
ten Äußerungen auch nur das Geringste entgegenzusetzen. Er 
ging auf einzelne Fragen und auf Einzelheiten gar nicht ein, 
tat praktisch alles, was wir vorbrachten, als kom munist ische 
LOgenpropaganda ab. Dagegen behauptete er, die Angehö­
rigen, die uns die Verhaftungsumstände geschildert hatten, 
wOrden sich verstellen. 

Schweitzer schämte sich nicht, als Beispiel anzuführen, daS 
auch während des Widerstandes gegen das NS. Regime in 
beutSChland Personen verschwunden seien, weH .sie in den 
Untergrund gegangen seien. Als Prof. Stuby ihn daraufhin 
fragte, ob er das derzeitige chilenische Regime mit den 
Nationalsozialisten in Deutschland vergleichen wolle, blieb 
ihm nichts anderes Llbrig, a ls das Thema kurzerhand zu 
beenden. 

Frage: Oie QAS. Tagung sollte nach den Vorstellungen 
Washingtans doch wohl Pinochet zu Internationaler Salon· 
fähigkeit verhelfen . Andererseits hat die Konferenz aber in 
einer Resolution namentlich die MenSChenrechtsverletzung in 
Chile verurteilt. Wie war die Resonanz der OAS·Konfere~1Z in 
Chile selbst? 

J . Schwammborn : Oie Tatsache, daß die OAS-Konferenz in 
Santiago stattgefunden hat, ist ja lIon einigen südamerll<an j­
schen Staaten scharf kritisiert worden . Natürlich zu Recht. 
da die Tatsache. daß die Konferenz in Santiago'staltgefunden 
hat, für das Militärregime in Santiago eine Aufwertung 
bedeutete. 
Auf der anderen. Seite hatte das Stattfinden dieser Konferenz 
in Santiaga allerdings auch einen positiven Aspekt - und 
zwar deshalb. weil praktisch keine Delegation an den Men· 
schenrecMsverletzungen. die es in Chile gibt, vorbeige­
kommen ist. Es gab praktiSCh keinen Tag, an dem die 
Schlagzeilen der chilenischen Zeitungen nicht das Wort Men· 
Khen rechtsverletzunge n e n th ielten. 

Oie Resonanz der OAS-Tagung in Chile 

So wurde der chilenischen ö ffentlichkeit kla r gemaCht. daß 
aUe Welt die Menschenrechtsvertetzongen in Chile beobach­
tet und schärfstens kritisiert. Vor a llem aber e rhIelten die 
Jou rnalisten Möglichkeiten, auf diesem Wege Oberhaupt erst 
einmal die Information in die chilenische Bevölkerung hin· 
einzutragen; denn aufgrund der !iOnst herrschenden absolut en 
Zensur ist dIes praktIsch gar nicht möglich. 
Es konnte natorlich im Zusammenhang mit der KonferenZ 
auch nur in!iOfern geschehen, daß die zensierten Journalisten 

die Berichte lIon der DAS·Konferenz kritisierten. Aber es gab 
eben nur Ober diese kritischen Berichte die Möglichkeit, d ie 
tatsächlichen Informationen und die Tatsache, daß eben vom 
Ausland die Menschel'lrechtsllerletzungen angeprangert wer· 
den, zu verbreiten. Von daher hat also die DAS-Kon feren z 
durchaus zwei Seiten in ihrer Beurtei lung. 

Frage : Sie erwähnten, daß Ihre Delegation auch mit Vertre­
tern der Plnochet·Junta sprach. Lag das am Stattfinden der 
DAS-Ta!;!ung oder erh ie lten Sie Unte~tOtzung se itens der 
BRD·Botschaft in Santiago1 

J . Schwammbom: Unse re Reise hat auch sehr beWUßt zur 
Zeit der OAS-Konferenz stattgefunden. und zwar aUs zwei 
Gründen: 
Einmal deshalb. weit es uns schien, daß es Im Windschatten 
dieser Konferenz. unter den Augen der WeitöffentlIchkeit 
erheblich leichter sein würde, unsere Recherchen anzustellen. 
Zu einem solchen Zeitpunkt hatten die chilenischen Behör­
den nicht die Möglichkeit, unsere Arbeit In dem Maße zu 
behindern, wie es zu anderen Zeitpunkten möglich gewesen 
wäre. Auch unsere persOnlir.he Gefährdung. die naHlrlich 
bestand, war zu dem Zeitpun kt der OAS-Konferenz weit 
geringer. als zu einem anderen Zeit punkt. 
Zum anderen ha tten wir eben damit gert:chnet . daß wir mit 
den Delegatio!1sleitern der OA5-Delegationen Kontakt auf· 
nehmen und diesen unsere Untersuchungsergebnisse lIor Ort 
unterbreiten konnten. 

Keine Hillestellung der BRO-Botschaft 

Zur Zusammenarbei t mit der bundesdeutschen Botschi1ft in 
Santiaga Ist zu sagen: 
Wir haben nach unser"r Ankunft sofort mit der Botschaft 
Kontakt aufgen om men . unsere Anwesenheit bekannt­
gegeben , unsere AufgabensteIlung und unsere Ziele mitgeteilt 
und gebeten, uns bei dieser Aufgabe behilflich zu sein. 

Von seiten der Botschaft wurde uns daraufhin mitgeteilt, 
daß man nicht die MÖC) lichkeit habe, uns bei unserer konkre­
ten Aufgabe zu helfen. Man werde sich zwar, wenn wir 
Schwierigkeiten mit den Behörden hätten , etwa lIerhaftet 
wurden. selbstverständlich um uns kOmmern, aber e ine dar­
überhinausgehende UnterstOtzung könne man uns nicht ange­
deihen lassen. 

Im krassen G6gensatz dazu stand das "erhalten der Bot· 
schafter der anderen DelegationsteIlnehmer. So laßt sich 
berichten, daß der italienische Ko llege Calvi In seiner Bot· 
schaft beherbergt wurde. dort übernachten konnte; der belgi. 
sehe Kollege bekam durch seine Botschaft Kontakte zu den 
chilenischen Behörden vermittelt, und die BOßchatt lIer· 
schaffte ihm praktISCh die Besuchserlaubnis für die Gefan· 
genen in Tres Alamos; die franzosische Kollegin wurde vom 
Presseattache Ihrer BotSChaft am Flughafen abgeholt und 
wieder hingebracht bei ihrer .t.>.breise. 
Man kann also sagen. daß die Botschaften der anderen 
Delegationsteilnehrner zumindest aktive Unte rstiltzung gelei· 
stet haben, während die bundesdeutschen Delegalionsteil­
nehmer in ihrer Arbeit faktisch auf sich alleine gestellt 
waren. 

Frage: Seit Jahren Ist die J unta bemüht, eine Anklage gegen 
Luis Corllalan und andere eingekerkerte UP-Ftlhrer zustande 
zu bringen. Gibt es neue Informationen Ober den Stand 
diese r Verfahren und sehen Sie einen Zusammenhang zu der 
anschwellenden ZahllIon Verschwundenen? 

J . Schwammborn: Es ist in der Tat so, daß es der Junta bis 
heute nicht gelungen ist, eine An~ lige gegen Luis Corvalan 
und die anderen führen den Mitgljeder der UP-R egierung, die 
Häftlinge seit September 1973 sind . zusammenzu stellen und 
zwar alle rn deshalb, well es keine Anklagepunkte gibt und 
weil die Junta befürchten muß, daß ein solcher Prozeß zu 
einem zweiten Relchstagsbraf1dprozeß und zu einer weltwei· 
te n Blamage fO r die Ju nta wird. 



Das Vorzeige- KZ Tres Alamos 

Für die beteiligten chilenischen Anwälte, auf d ie Ich später 
noch zu sprechen komme, ist es natürlich in diesem Prozeß 
besonders schwierig. weil schon mehrere Anwälte Corvalans 
verhaftet worden sind. Ober diesen Prozeß aber läSt sich 
Oberhaupt nichts sagen; auch die von uns befragten Anwälte 
konnten keine Angaben über den Stand der Prozeß­
vorbereitungen machen. 

Aber gerade dies ist der Grund fOr die Vorgehenswelse der 
Behörden in den Verhaftungen, die seit Anfang dieses Jahres 
stattfinden. Eben weil es nicht gelingt, eine Anklage gegen 
Luis Corvalan und die mit ihm inhaftierten führenden Politi· 
ker zusammenzubekommen, versucht man jetzt, Widerstands­
kämpfer, wenn man ihrer habhaft wird, einfach verschwin­
den zu lassen und ih re Verhaftung zu bestreiten. 
Das ist der konkrete Hintergrund der Vorgehensweise der 
Junta in den von uns untersuchten Fällen. 

Frage : War es Ihnen möglich, Veränderungen in der Unter­
bringung und Behandl ung der politischen Gefangenen. dar­
unter der angeklagten UP-Führer in Erfahrung zu bringen? 

J . Schwammborn: Es ist uns bekannt, daß Luis Corvalan 
gegenwärtig gemeinsam mit Joil! Cademartori (Wirtschafts­
minister), Fernando Flores (Minister der MAPUjCO), Jorge 
Montes (Senator der KP), und Daniel Vergara (Staatssekretär 
im Innenministerium) im KZ Tres Alamos untergebracht 
ist. 

Angeklagter luis Corvolan im KZ 

Die Situation der in Tres Alamos gefangengehaltenen Inhaf­
tierten ist - so makaber es klingen mag - noch relativ gut, 
weil man Tres Alamos als eine Art Vorzeige-KZ ausgestattet 
hat, in dem es noch relativ gutes Essen, relativ ordentliche 
Betten und Räume gibt. Das liegt selbstverständlich daran, 
daß verhältnismäßig häufig auch ausländische Besucher nach 
Tres Alamos kommen. Dieses KZ liegt etwa ei ne hal be 
Autostunde vom Stadtkern SanHagos entfernt und ist natür­
lich deshalb fOr Besucher relativ leicht erreichbar und steht 
eben unter der Kontrolle der Weltöffentlichkeit. Die Junta 
kann es sich also nicht e rl auben, dort Zustände sichtbar 
werden zu lassen, die sie noch meh r in Mißkredi t bringen 
wUrdeA. 

Verfeinerte Verhaftungs- und Foltermethoden 

Gefährdet sind in Leben und Gesundheit noch stärker die 
Gefangenen, deren Verhaftung bestritten wird, weil bei 
diesen Verhafteten keine Kontro lle ausgeübt werden kann. 
Es sind selbstverständlich in . akuter Gefahr jene Gefangenen 
in den nichtbekannten oder nicht zugegebenen Lagern, die 

überall im Land bestehen, von denen ständig neue errichtet 
werden und wo eben diese Kontrolle auch nicht stattfindet. 
In sehr großer Gefahr befinden sich schließlich auch solche 
Leute, die bereits eine Strafe verbüßt haben und wieder auf 
freien Fuß gesetzt worden sind. Denn bei diesen Leuten 
besteht die ständige Gefahr einer erneuten Verhaftung eben 
in der seit Anfang diesen Jahres gehandhabten Art und 
Weise, bei denen dann eine weit gröBere Lebensbedrohung 
besteht. 

Aufbau von Tres Alamos 

So makaber es klingt, kann man also sagen, daß d ie Häft lin­
ge, die offiziell in den Lagern und Gefängnissen sitzen, von 
denen man es weiB und bei denen die Behörden es zugestan­
den haben, noch am sichersten sind. 

Schlimm an der Lage der Gefangenen ist d ie T atsache, daß 
sich die Foltermethoden erheblich verfeinert haben. 
Die Folterungen ·werden nicht mehr direkt im KZ vorge· 
nommen, sondern In Folterzentren wie z.B. in der Villa 
Grimaldi (die allerdings jetzt nicht mehr in Betrieb ist), 
einem Haus in der besten Villengegend Santiagos, wo man 
die Gefangenen hingebracht, sie dort gefOltert hat. um sie 
nach den Folterungen dann in Hospitäler abzutransportieren 
und sie wieder einigermaßen herzurichten, bevor man sie 
dann ins KZ zurüCkbringt. 

Unheilvolle Rolle der DINA 

Am meisten .;,efäh rdet sind bei de r derzeit igen Verhaf­
tungswelle Kommunisten, Sozialisten und Gewerkschafts­
rohrer. 

Frage : Können Sie zu der Struktur des staatlichen Repres­
sionsapparates und zu den ArbeitSbedingungen der ch ileni­
schen Anwälte einiges erläutern? 

J . Schwammbo m : Eine besonders unheilvo lle Rolle im Un­
terdrucku ngsmechanismus spielt d ie DINA, der ch ilenische 
Geheimd ienst, der nur Pinochet unterstellt und vergleichbar 
mit dem Reichssiche rhei tshauptamt während des Dri tten 
Reiches vielleicht ist. 
Auf diese DINA haben a lle ande ren staatlicnen Behörden gar 
keinen Einfluß; wer also einmal in d ie Hände der DINA 
gefallen Ist, dem kann praktisch auch keine andere Behörde 
helfen_ Wir haben das in den Gesprächen 'mit den anderen 
Autoritäten fests tellen können. Sowoh l der Justizm inister, 
der Innenministe r als auch die Präsidenten des Appellations. 
gerichtshofes und des Obersten Gerichtshofes sind machtlos 
gegenüber der DINA und können die elementarsten Rechte 
nicht du rchsetzen. 

Eine Bemerkung noch dazu, daß auch dito Dekrete der J unta, 
die ohnehin schon gegen die Verfassung verstoßen, ihrerseits 21 
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nicht ein~halten werden. Es ist deutlIch zu erkennen, daß 
auch die offIziellen Behörden sich In dieo;er Rolle höchst 
unwohl fOhlen, weil sie selbst erkennen müssen, daß die 
DINA zu einem Instrument geworden ist. das von allen 
anderen staatlichen Institutionen völlig unkontroUiert zu 
arbeiten vermag. 

Besonders erschlltternd war es fur uns, als Juristen und 
Anwälte zu erleben, in welcher persönlichen Gefahrenlage 
sich unsere chilenischen Kollegen befinden, die politische 
Häftlinge verteidIgen. 

Repression gegen chilenische Anwälte 

Von frOher 64 Anwälten, die in politischen Prozessen Vertel· 
d iqungen durchgefOhrt haben, sind mittlerweile nur 14 Obrig' 
geblieben. Die Anwälte sind praktisch nicht in der Lage, 
Unterlagen Ober dIe politischen Prozesse, BeweismIttel zu 
diesen Prozessen in ihren Kanzleien aufzubewahren, weil sie 
sIch sonst der Gelahr aussetzen, daß bel etwaigen Durchsu· 
chungen dIese Beweismittel als kommunistisches Propaganda· 
materIal bezeichnet und Ihnen zum Vorwurf gemacht wird. 
Die Anwälte sagten uns z.B. , daß sie uns gerne e inmal nach 
Hause einladen würden, aber daß sie es sIch nicht erlauben 
könnten, weil das zu den größten Schwierigkeiten führen 
kOnnte. 
In sbesondere wurde von Anwaltsseite Qie BelOrchtung ge· 
äußert, daß nach der OAS·Konferenz die Junta zu einem 
weiteren großen Schlag aUSholen werde und alle, insbeson· 
dere alle Personen, die sich mit den DAS·Delegationen in 
Verbindung gesetzt hlitten, dann schwersten Repressionen 
ausgesetzt wOrden. 

Wir haben die Gefährdung der Anwälte an einem exempla· 
rlschen Fall auch überprOfen können, und zwar an dem Fall 
des Rechtsanwalts Hernan Montealeg,re. 
Dieser Rechtsanwalt. der ledigliCh ' Ur d ie Kirche arbeitete, 
war politisch völlig unabhängig und hat te sogar die Vertei· 
digung von Leuten Ubernommen, denen der Vorwurf der 
FoJterung gemacht worden war. 
Montealegre verteidigte im Kriegsgerichtsprozeß in Va lpa· 
raiso und wurde acht Tage vor Beginn der Verhandlung 
festgenommen. Er wurde zunäch~t vierzehn Tage von der 
Außenwelt isol iert, seine Verhaftung wurde erst nach drei 
Tagen zugegeben, sieben Tage wurde er mit verbundenen 
Augen In einer ZeUe von ein mal zwei Meter eingesperrt. 
Die ihm yegenOber erhobenen Vorwürfe waren vÖllig absurd . 
So wurde ihm u.a. vorgeworfen, vor einigen Jahren dem 
ch ilenischen Konsu l In Lond on mehrere Millionen Dollar 
geraubt zu haben. Die Verhöre, zu denen er aus seinem 
Verlies herausgeholt wurde, bezogen sich denn auch nicht 
auf etwaige VorwOrfe, die ihm gemacht wurden, sondern 
alle ine auf Vorgänge Im Zusammenhang mit den Prozessen, 
in denen er verteidigte. Montealegre war zum Zeitpunkt 
unserer Abreise In Tres Alamos noch inhaftiert. 

Frage: Ist e5" den Angehörigen unter diesen Umständen 
überhaupt mögliCh, etwas zugunslen der Verschollenen zu 
unternehmen? Haben Sie mit Verwandten oder Freunden 
von WIderstandskämpfern gesprochen? 

J . Sehwammborn : In aUen Fällen der lIerschwundenen Perse-­
nen wurden von den Angehörigen sogenannte .. recurso de 
amparo" eingeleitet. Dies Sind Anträge auf Einleitung von 
Verfahren nach habeas corpus, also Verfahren, in denen man 
sich auf das Recht beruft, daß ein Verhafteter nach Ablauf 
einer bestimmten Zelt einem Haftr!chter vorgeführt und daß 
ihm mitgeteilt wird, aufgrund welchen Vorwurfs seine Ver· 
haftung vor96nommen worden ist. Doch in allen Fällen der 
verschwundenen Personen sind diese "rKurso de amparo" 
ab96lehnt worden mit der Begründung, eine Verhaftung habe 
nicht stattgefunden, die Gefangpnen befänden sich seit Jah· 
ren im Ausland oder seien tot. 

Zeichen mutigen Widerstandes 

Unser BeslJch hat den im Widerstand tätigen Personen, wie 
w ir fe ststellen konnten, ~~hr starken Auftrieb verliehen ; jeder 
be trachtete es als ein sehr wichtiges Ereignis, daß die Welt· 
öffentliCh kelt in dieser Form an den E.reignissen in Chile 
teilnimmt . 
Für uns war es sehr beeindruckend und ein groBes Erlebnis, 
die Tapferke it der Angehörigen der Widerstandskämpfer, die 
ja auch zum Widerstand Zu zählen sind, zu erleben. So hat 
beispielsweise die Frau 110/1 JoS!! Weibel, nachdem sie von 
einer Behörde zur anderen gelaufen war und man die Verhaf­
tung ilberal! best ritten hatte, obwohl sie selbst ja Zeuge der 
Vefhaftung gewesen war, das Gespräch mit dem Justizmin i­
ster - der d ie Verhaftung ebenfalls bestritt - mit dem Satz 
beendet: 
" Lieber bin ich die Witwe eines Helden, als daß ich mit einem 
solchen Feigling wie mit Ihnen verheiratet wäre. " 

Angesichts der starken persönlichen Gefährdung fordert auch 
das einen sehr großen Mut. l.B. haben wir Kinder von 
Wlderstandsk:mpfern kennengelernt , die bereits im Alter von 
14 Jahren bereits so eng mit dem Widerstandskampf verbun· 
den waren und mitarbeIteten, daß man ihnen ganz offen­
sichtlich jt'de politische Aufgabe anllertrauen konnte. Der 
Mut unu tle r persönliche Einsatz der betroffenen Personen 
hat uns jedenfalls die Gewißheit vermittelt, daß der Wider­
stand in Chile ungebrochen Ist und sich 5tändig verbreitert. 

Frage : Fanden Sie auch Gelegenheit, politische Gefangene 
oder nlchtinhaftlerle Persönlichkeiten aus opposit ionellen 
Kreisen In Chile zu sprechen? 

J . Schw.mmborn ; Wir hatten aus leitgrOnden kei,1e Gelegen· 
helt. selbst mit politischen Gefangenen zu sprechen. 
Aber die Delegationslellnehmer aus Belgien, Italien und 
Frankre ich haben diese Aufgabe wahrgenommen und das 
Lager Tres Alamos besuch\' mit Lu!s Cor'/alan und den 
anueren Mit96fangenen, mit dem inhaftierten Rechtsanwalt 
Montealegre gesprochen sowie mit dem dort ebenfalls inhaf· 
tierten Rechtsanwalt Faudich Castillo. 

Wir fütarten Insbesondere eine ganze ReIhe von Gesprächen 
mit ehemaligen Politikern der ABende·Regierung aber auch 
mit Angehörigen der Christdemokraten, die in Opposition 
zur Regie rung Allende standen. 
Dabei konnten wir auch eine ganze Re;he von sehr inter· 
essanten Kenntnissen Ober die aktuelle Situation und derzei. 
tige Repression in Erfahrung bringen. 
Wir hatten u. a. ein seh, ausführliches Gespräch mit dem 
früheren Fischereiminister, Alberte. Cuetler; mit einem Mini· 
ster, der frOher der rechten Sozialdemokratie angehörte: 
sodann m it Prof. Maximo Pacheco, dem frOheren Dekan der 
juristischen Faku ltäl d l:' UnIversität lIon Chile, Erziehungs­
minister und frOheren ch ilenischen Botschafter In Moskau, 
der Chr1stdemokrat ist und uns die Situation in der Wissen· 
SChaft und an den chilenischen Universitäten geschlldet hat. 



Familienbild mit Lücken: der Mann, Volerdieser Kinder, Ist nun 
,eit ;r.wei Jahren von ihnen gelrennt : Stadion Chile, KZ Tre< 
Alomos, KZ Puchuncovi . .. Der Schwiegersohn wurde, von 
Kugeln ;r.erfet;r.t, in einem Erdloch oufgefunden. 

Wir haben ferner ein sehr interessantes und sehr umfang' 
reiches Gespräch geführt mit Professor Eugenlo Velasco 
Letelier, dem ehemaligen Dekan der juristischen Fakultät der 
Unive~ität von Chile. 

Bedeutende Rolle des katholischen Vikariats ... 

Fr.ge: Das von der Junta verbotene evangelische Komitee für 
den Frieden in Chile, das von Bischof Frenz bis zu seiner 
Ausweisung geleitet wurde. spielte eine w ichtige Rolle bei 
der Suche. Betreuung und Verteidigung politischer Gefan· 
gener. Ist das von Ihnen genannte katholische Vikar iat eine 
vergleichbare Organisa tion? 

J. Schw.mmborn: Oie Arbeit der sogenannten Vicaria de la 
Solidaridad der Katholischen Kirche ist in der Tat bewun· 
dernswert, ja das Vikariat stellt heute das Sammelbecken und 
den Stützpunkt tor alle von der Junta Verfolgten dar. 
Hier treffen sich die Angebörigen der Verhafteten, der 
Verschwundenen. Hier werden Informationen ausgetauscht, 
Listen geführt Ober Verhaftete. über Verschwundene, Ober 
Leute, die Visa benötigen. über Folterungen, hier werden 
Fallbesch reibungen gesammelt, hier können Anwälte ihre 
Beweismittel für die Prozesse lagern - kurzum das Vikariat 
ist der Stotzpunkt der Opposition. 

Das Vikariat hat praktisch in vollem umfang die Arbeit des 
früheren Komitees für die Zusammenarbeit für den Frieden 
Obernommen, ist jedoch wie vormals das Komitee ständig 
von der Schließung bedrollt. 

Wir haben auch ein Gespräch mit dem Stellvertreter des 
Kardinals von SanIIago, BISChof Valech , ge'lIhrt, der eben­
falls bestätigte, daß die Kirche mit großer Sorge die neuer· 
IIche Repressionswelle beobachtet und der ankündigte, daß 
d ie Kirche nach Abschtuß der OAS·Konferenz eine offizielle 
Verlautbarung zu dieser Problematik abgeben wird. 

. . . und breiteste Zusammenarbeit gegen die Junta 

Frage: Wie schätzen Sie im nachh inein die Ergebn isse Ihrer 
Re ise ein? Stehen sie In Einklang mit den Ermitttungen der 
UN·Menschenrechskommission und der Kommission zur Uno 
tersuchung der Verbrechen der Militärjunta in Chile? 

J. Schwammborn : Zusammenfassend kann man sagen, daß 
der Widerstand gegen die Junta steht, die Organisationen des 
Widef'itandes in Takt sind, daß die Personen, die im Wider· 
stand arbeiten. mit sehr großen Einsatz. persönlichem Mut an 
der Arbeit .sind. Wir gewannen den Eindruck, daß der 
Widerstand ungebrochen ist und sich ständig verbreitert und 
heute selbst von den konservativsten Christdemokraten bis 
hin zu den Kommunisten, von den hOchsten sozialen Schlch· 
ten bis zu den niedersten sozialen Schichten eine aU5gezeich· 
nete Zusammenarbeit gegen die Junta stattfindet. Mann k.nn 
davon ausgehen, daß es wirkliCh nur noch wenige, sozusagen 
Kriegsgewinnler aus den Reihen der Christdemokraten sind, 
die mit der Junta zusammenarbeiten . 

Es ist, wie uns speziell die chilenischen Anwälte versicherten. 
von außerordentlicher Bedeutung . daß vom Ausland alles 
unternommen wird, um dIe Tatsache des innerchilenischen 
Widerstandes In Chile bekannt zu machen, was eben vom 
Land selbst aus nur sehr schwer mOgl ich ist. 

Unsere Untersuchungen haben die Ermitttungen der UN­
Menschenrechtskommission vol lauf bestätigt. Und obwohl 
die ReIse sehr aufwendig war, wilrde ich sagen . daß sie sich 
absolut gelohnt hat; und zwar schon deshalb, weil sie den 
dort arbeitenden Widerstandskämpfern eInen starken Auf· 
trieb geben konnte, wie ich bereits erwähnte. Positiv war die 
Reise schließlich auch deshalb, weil sich die konkreten 
Emzelinformationen aus erster Hand doch - auch hinsicht· 
lieh des Presseechos - als sehr wertvoll erwiesen und eben für 
die Verbreitung der Wahrheit für Chile sehr wiChtig sind. 
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chilenischer Anwalte an die Außenminister 
der DAS -Konferenz in Santiago de Chile 

Harr Minister! 

Wir, die Unterzeichnenden dieses Entwurfes, sind eine Grup­
pe von Anwälten. die in Chile leben und dort ihren Beruf 
,)usüben. 

Wir verfolgen mit Interesse und Beklemmung die weltweite 
Debatte Ober das Problem der Menschenrechte. Wir schließen 
uns vollkommen der universellen Erklärung der Vereinten 
Nationen an und sind bereit, dafür zu kämpfen, daß sie In 
allen Ländern der Welt Wirklichkeit wird. Infolgedessen sind 
wir kategorisch dagegen, daß mlln unter dem Vorwand 
gegebener Tatbestände, seien sie doktrinärer, Regierungs­
oder parteilicher Art, die Menschenrechte im weitesten Sinne 
der oben erwähnten Erklärung außer Kraft setzt . 

Maßstab: Strenge der Wahrheit 

Wir beobachten, daß in Bezl'g auf Chile, die Debatte so vor 
die Weltmeinung gestell t wird, als ob sie lediglich zwischen 
zwei Kontaktleuten gefQhrt würde : einerseits, die im Ausland 
lebenden ehemaligen Chilenen, Anhinger der Regierung des 
Herrn Salvador Allende, die in direkter Weise unter bestimm· 
ten repressiven Maßnahmen leiden; andererseits. die Chile· 
nen, die im Lande leben und die die Existenz jedweden 
Problems bezügl ich der Menschenrechte leugnen. 

Solche Gegebenheiten sind unserer Meinung nach lediglich 
ein Teil der Wirklichkeit, Wir sind überzeugt, daß eine riesige 
Mehrheit der BOrger im Inneren des Landes die Lage tief und 
besser als sonst jemand kennt und konkret, objektiv und 
unanfechtbar Zeugnis über das Problem ablegen kann. 
Oie Unterzeichnenden glauben sich dieser letztgenannten 
Gruppe zugehörig. Wel1en unserer beruflichen Erfahrung sind 
wir In de r Lage, diese Zeugenaussage zu machen. Nicht aus 
irgendwelchen perSOnlichen Grunden, sondern weil wir das 
Gesetz kennen, weil wir vor den Gerichten stehen, weil wir in 
Kontakt mit den administrativen und politischen Instanzen 
stehen, weil wir an den sozialen und juristischen Beistands­
aufgaben der Kirchen teilnehmen und besonders, weil wir 
täglich mit einer großen Anzahl konkreter Fälle in Berührung 
kommen. 

Anläßllch der VI. Tagung der Organisation Amerikanischer 
Staaten (OAS)In Santiago , haben wir geglaubt, daß wir nicht 
schweigen sollten. 

311 Wir unterstotzten dabei keine vom Ausland gefÜhrte Kam· 

pagne und wir verfolgen auch keine gegen die Regierung 
gerichteten politischen Interessen. Sowohl d ie Regierung 
Chiles als auch :::l iese Kampagne müssen sich der Strenge der 
Wahrheit unterziehen. Wenn man die systematische und 
breite Verletzung der MenSChenrechte feststellt, dann soll 
sich die Regierung Chiles dafOr verantworten. Wenn aber im 
Gegenteil, eine solche Verletzung nicht gegeben ist, fällt die 
Verantwortung für solche Behauptungen auf diejenigen, die 
sie aufgestellt haben. Aber dies erfordert eine freie und breite 
UntersUChung mit dem Recht der angeklagten Regierung auf 
eine angemessene Verteidigung und mit der Pflicht ihrerseits, 
den unmenschHcnen Praktiken ein Ende zu setzen, sollten sie 
bewiesen werden. 

Das vorllel1ende Dokument ist kein Untergrund·Dokument. 
Es ist öffentlich. Wir möchten, daß im Rahmen der aAS­
Tagung die chilenisChen Vertreter die hier entnaltenen Kri­
tiken und Anklo1gen beantworten. Wir sind uns unserer 
Verantwortung bewußt und erwarten, daß jedermann seine 
eigene Verantwortung übernimmt. 

1. Der Belagerungszustand als dauerhafte und syste­
matische Lage 

Seit dem 11. September (1973, d. Red.) lebt das Land unter 
Belagerungszustand und als Notstandsgebiet. Bis zum 11. 
September 1975 herrschte auch noch das Kriegsrecht. Solche 
Maßnahmen, die als Ausnahmen geplant waren und begrenzt 
werden sollten, werden systematisch beim Erreichen der 
verfassungsmäßigen Frist von 6 Monaten verlängert. Oie 
Norm, die diese Frist auferlegt, wird somit da facto annul· 
liert. Der Gesetzes-Er1aß Nr. 1281 vom 11. September 1975 
wandelte den Belagerungszustand in ein Dauerregime um. 

Im Einklang mit dem Grundgesetz soll der Belagerungszu­
stand im Falle eines Inneren Konfliktes erklärt werden; und 
die Exekutive kann den Belagerungszustand nicnt gegen den 
Willen des Kongresses aufrechterhalten. 
Aber heute übe rnimmt die Regierung 0111 diese Obliegen· 
heiten. Sie beschränkt siCh auf die Verabschiedung von 
Gesetzeserlassen. um diese Maßnahme von AusnahmechOIrak· 
ter in die Unge zu ziehen, und so entspricht das Land nicht 
der Normalität. Eine solche Situation widerspricht den wie­
derholten Erklärungen der Regierung, die besagen, daß im 
lande eine vollkommene Ruhe herrsche. 

Der Belagerungszustand wi rd du rch eine repressive Politik 
entstellt. Dazu ist folgendes festzustellen; 
01) Es besteht heute keine Situation eines inneren Konfliktes 

meh r und jene Erklärungen, die dies dennoch wieder­
holen, stetten in der Tat einen Machtm ißbrauch dar. 

b) Der Belagerungszustand gibt der Exekutive led iglich das 
Recht, Personen zu transportieren oder an Plätzen fest· 
zuhalten, die keine GefängniSse sind. Aber heutzutage 
verhaftet man Menschen in so großer Zahl, daß Gefan­
genenlager aufgebaut werden mOssen. in denen die Sicher· 
heltsorgane die Gefangenen IiJr absolut willkürtiche Zelten 
in Isolationshaft behalten. Sie verhören sie in illegaler 
Weise, sie zwingen sie zu einem Gefangenendasein, oder 
sperren sie an der Bevölkerung und oftmals sogar hOheren 
Autoritäten vollkommen unbekannten Orten ein. 

c) Der Belagerungszustand Ist vorgesehen zur pr5venllven 
Vermeidung von Taten gegen d ie Sicherheit des Staates, 
aber er kann unter keinen Umständen als St rafwaffe, als 
Ersatz für die Justizgerichte gebraucht werden. Dennoch 
ist dies leider die tatslchliche Zielsetzung bei einer groBen 



Anuhl von Verhaftungen auf der Grundlage dieses Bela­
gerungszustandes. 
So ist es im Falle des Juristen, Herrn Herna Montealegre 
geschehen, der in illegaler Weise verhaftet wurde, denn es 
wurde ihm keinerlei Erlaß höchster In$tanzen vorgelegt: 
ohne irgendeine politische Tätigkeit ausgeübt zu haben, 
ohne Mitglied irgendeiner Partei gewesen zu sein, ohne 
daß man ihm das Motiv seiner Verhaftung erläutert hätte, 
Verhaftet wurde er allein wegen der Tatsache, daß er die 
Ver teidigung von Angeklagten vor dem Kriegsgericht über­
nommen hatte. 

l oaizo Manc:illa wurden von DtNA _ Folterern 
Hammer und Sichel in die Haul eingebrannt 

d) Im Geiste der Verfassung bedeuten die Rechte, die durch 
den Belagerungszustand eingeräumt werden, keineswegs 
eine Vollmacht zu massiven Verhaftungen von Bürgern: 
einem Phlnomen, das in anderen Ländern als eine ständige 
und dauerhafte Säuberung bezeichnet wird, Was in Chi le 
heute geschieht, ist aber so. 
Heute geht es nicht darum, daß es aufgrund des 1l. 
Septembers notwendig geworden wäre, solche Maßnah­
men für eine bedeutende t,-1enge gefährlicher PersonEln zu 
ergreifen, eine Menge, die heute im Abnehmen begriffen 
wäre. Es sind schon 3 Jahre vergangen, und der Prozeß der 
Verhaftungen wird fortgesetzt. Jetzt werden solche als 
gefährlich verhaftet, die es während dieser ganzen Zeit 
nicht gewesen sind: Eltern anderer Inhaftierter, Unzufrie­
dene, Mitglieder von Parteien, die der Unidad Papular 
fremd waren, solche die nur verhaltene minimale Kritik 
üben oder innerhalb sozialer Einrichtungen arbeiten. in 
den Unl'l8rsltäten, in den Gewerkschaften usw. Die Ver­
hafteten gehen ununterbrochen In den Gefängnissen ein 
und aus. Es gibt keine beständige Zahl. In dieser Weise ist 
der Begriff des Belagerungszustandes im vorher erwähnten 
Sinne entstellt worden .. 

2. Die Umwandlung der Geheimdienste in eine ge· 
heime. verantwortungslose und allmächtige Poli· 
zei 

N iemand zweifelt daran, daß die Innere Sicherneit der Natio­
nen einen geheimen Dienst bef!ötigen - wegen der kompie­
)(en Probleme der Gegenwart. Aber niemand zweifelt auch 
daran, daß die finstere Geschichte der geheimen Polizelen, 
die sich im Schatten totalitärer Staaten der Gegenwart 
entwickelt haben , nicht weiter bestehen kann, oh ne daß die 
Menschheit zu einem neuen Prim itivismus geführt wird. 

Solche Folgeerscheinungen k önnen in unserem Land festge­
stellt werden. Die Sicherheifsorgane begannen, sich Obliegen­
heiten anzumaßen, die nicht mehr der information dienen, 
sondern die zum Zwecke außergesetzlicher Untersuchungen 
und sogar zur Bestimmung der Schicksale der Menschen 
angestellt werden - und das seit dem Beginn der jetzigen 
Regierung. Später wurden die Geheimdienste unter dem 
Namen Nationale SIcherheitSdirektion (DINA) zusam· 
mengefaßt. 

Die Etablierung dieser neuen Macht wurde lediglich durch 
den Gesetzerlaß Nr. 521 vom 14. Jun i 1974 bekanntgegeben . 
Dort wird festgestellt, daß die Aufgo\be der DINA in der 
InformationSbeSChaffung zum Zwecke der Aufnahme von 
Vorsichtsmaßnahmen tor . die nationale Sicherheit und die 
Entwicklung des Landes besteht. 
Die Qrganisationsstruktur der DINA soll sich nach einem 
Reglement richten. das niemand in Chile kennt. Das Personal 
besteht aus Angehörigen der Streitkräfte, aber die DINA 
kann ebenfall s Ind ividuen, die den Streitkräften nicht ange­
hören, aufnehmen - durch höchsten Erlaß und ratifiziert 
durch das Finanzministerium. Niemals wurden diese höch­
sten Erlasse einem einzelnen bekannt, aber ein zah l reiches 
ziviles Personal arbeitet fOr die DINA und niemandem, der 
mit ihr zu tun hatte, ist es entgangen, daß es rekrutiert wird 
au s der strafrechtlich, kulturell und moralisch niedrigsten 
Schicht des Landes. 

Der Haushalt der DINA soll in grobem Umfang, im Rahmen 
des Nationalen Haushaltes debattiert werden. Die Wahrheit 
ist, daß niemand etwas darüber weiB und daß es niemand 
wagt, dartlber Nachfomhungen anzustellen. Der Gesetzerlaß 
Nr.521, als logische Folge dieser anormalen Institution in 
einem Rechtsstaat, fOhrt zu einer juristischen Abenation; 
nämlich daß 3 Artikel dieses Gesetzte)(tes nichtöffentlichen 
Charakter tragen (bezügl ich einzelner transitorischer Artikel). 
Die Bürger fallen also unter VerfOgungen, die sie nicht 
kennen. Diese Tatsache, juristiSCh völlig unhaltbar, wurde 
niemals dem Präsidenten der Republik, weder von der Justiz­
gewalt noch von der Anwaltskammer, zur Kenntnis gebracht. 

Die DINA : eigenmächtig und nur Pinochet unter· 
stellt 

Die D INA untersteht ausschließlich der Militärjunta und 
heutzutage - faktisch - dem Präsidenten der Republik. Ihre 
Entscheidungen werden nicht vom Innenminister ium kon­
trolliert, sondern ihm nur Im nachhinein und mit großem 
zeitlichen Abstand mitgeteilt. 

Den Mitgliedern der DINA ist es untersagt, vor Gerichten 
auuusagen. auch wenn sie bestellt werden. Dies gilt far die 
wiederholten Aussagen des Direktors dieser Behörde vor den 
Richtern oder militärischen Staatsanwälten, und ebenfalls 
vor den GerichtshOfen, wobei er sich auf einen Befehl des 
Präsidenten der Republik bezieht. 

Die strafrechtl ichen Prozesse, d ie wegen Mord, Entführung, 
Verschwinden , Vergewaltigung usw. nach Fällen von Verhaf­
tungen durch Mitglieder der D INA begangen oder veranlaßt 
werden, enden immer mit einem Nichtbefassen der Angele­
genheit, weil die Richter nie das Erscheinen von Funk;· 
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tlonäfen diesef Behörde erre ichen. 
Die Regierung Ihrerse its gibt alle Untersuchungen filr abge­
schlossen aus, sobald sie nen entsprechenden Ber icht der 
DINA erhält, worin diese leugnet, die ermordete, verschol­
lene; entfUhrte oder vergewaltigte Person verhaftet zu haben. 
Schl ießlich begnügen sich die Appellationsgerichte und der 
Oberste Gerichtshof immer mit dem Bericht des Innen­
ministeriums, verfaßt auf der Grundlage der Aussage n der 
DINA, und so endet jede Klage, jede Sorge, jede Tragöd ie in 
der Welt des absoluten Sehweigens und der heimlichen 
Trauer der betroffenen Familien . 
Die Presse des Landes berichtet nichts darüber, mit Ausnah­
me von sehr außergewöhnlichen Fällen, und die Feind­
seligkeit der Zensurbehörden gegenOber einigen Massen­
medien basiert größtenteils darauf, daß sie sich edaubt 
haben, diese Norm zu überschreiten. 

Es ist außerdem notwend ig h inzuzufOgen, daß die DINA ­
entsprechend dem eigenen Ent stehungserlaß - nicM die 
Eigenschaft besi tzt, von sich aus Utig werden zu können, 
sondern nur auf Anweisung der Justiz oder durch einen 
höchsten Erlaß des Innenministeriums. Dennoch handelt sie 
gewöhnlich ohne diese Vorbedingungen. Sie hat faktisch eine 
juristiSCh anormale Situation geschaffen, die nicht einmal die 
Regieru ng selbst - wie wir es später sehen werden - zu 
regeln in der Lage gewesen ist. 

3. Die unmittelbaren Folgen des beschriebenen 
Systems 

Unsere Erfahrung als Verteidiger führt uns in der heftigsten 
Welse dazu, eine Reihe von Fakten, die w ir tagtäglich 
feststellen und die dem Geist der universell von den Verein­
ten Nationen anerkannten Menschenrechte zuwiderlaufen, zu 
bezeugen. 

H ier eine sehr kurze Zusammenfassung dieser Faklen: Die 
Verfassung, die Gesetze, die Rechtswissensthaft und die 
Gesetzeskommentatoren Chiles stellen eindeutig fest, daß die 
Verhaftungen irTl Belagerungszustand nach bestimmten Kri­
terien zu geschehen haben, unter denen sich d ie Herau sgabe 
eines höchsten E~ lasses, unterschrieben vom Herrn Innen­
minister, befindet. Wenn dies nicht geschehen sollte, kann 
die Festnahme durch den "recurso de amparo" oder nach 
habeas corpus' angegangen werden. 
Solche Formalitäten wurden praktisch während einer langen 
Periode nach dem 11. September 1973 nlch l mehr eingehal­
ten. Dennoch wurden die .. processo de amparo"~ von den 
Gerichten ohne andere Argumente als den Hinweis auf den 
bestehenden Belagerungszustand abgelehnt. 

Die Regierung selbst mußte, wegen der Häufigkeit der Miß­
bräuche den Gesetzerlaß Nr. 228 vom 24.12. 1913 verfilgen , 
In dem sie den richtigen juristischen Standpunkt ratifizierte 
und dabei die Erfüllung der Formal i täten verlangte. L eider 
sprach sie In dem zweiten Artikel - d ie Kompetenz der 
Justiz mißachtend - all jene frei von Schuld, die sich 
gesetzeswidrig verhalten hatten, w odurCh das Tor weit geöff­
net wurde für eine Weiterbestehung der Situation. Denn in 
der Tat werden die Verhaftungen weiterhin von der DINA 
vorgenommen, ohne Interventionen des Innenmin isteriums, 
d. h. ohne höchsten Erlaß im Namen der Regierungsjunta. 
Diese Pra)(is wird im nachhinein durch dieses MinisterIum 
ratif iziert, womit das Schicksal des Verhafteten besiegelt und 
die Justiz gelähmt wird. 

Das System Illegaler Verhaftungen von Bürgern führte - was 
natDrlich ist - zu der illegalität der Dauer und Form der 
Verhaftungen. Drei sehr gravierende Umstande m Ossen er­
wähnt werden: 
Erstens w ird die Haftzeit in den Händen der Sicher­
heitskräfte unbegrenzt und willkür l iCh gehandhabt. 
Zweitens wird die Benutzu ng von Maßnahmen, die die 
Verhaftung verschlimmern, wie z. B. die i llegale und unbe­
grenzte Isolierung zur Gewohnheit. 32 Drittens wird das außergerichttiche Verhö r - verfas-

sungswidrig und auf der Grund lage von Nötigu ng - zu einem 
wesent liChen Bestandteil des System s. 

Die "Milderungen" der Regierung blieben tote 
Buchstaben 
Die Regierung - noch einmal vor eine Law ine von Mißbräu­
chen gestell t - versuch te eine formell abschwächende Maß­
nahme. 
Sie verabSChiedete in der Tat d ie Gesetzerlasse Nr. 1008 und 
Nr. 1009, mit denen sie dIe Haftbedingungen milderte und 
den Familien der Inhaftierten größere Ga rantien einrä umte . 
Man bestimmte, daß die zur Verhaftung befugten Autori ­
täte n jene aufgrund der inneren Sicherheit verhafteten Per­
sonen innerhalb von 5 Tagen auf fre ien Fuß zu setzen oder 
den Gerichten oder dem I nnenm inlsterum vorzustel len hät­
ten und außerdem die Familie von der Verhaftung innerhal b 
von 48 Stunden benach richtigen müßten. Ebenfalls - auch 
dies ist eine seltsame Gedankenverbindung - wurde die 
Strafandrohung erneuert für alle, die illegale Zwangsmittel 
gegen I nhaftierte anwenden. 

Leider Sind auch diese Bestimmungen tote Buchstaben ge­
bl ieben. 
Die Verhaftungen geschehen weiterhin ohne höchsten Erlaß 
oder Unterschrift des Innenm in isteriums. Die Familien we r­
den In zahlreichen Fällen keineswegs benachrichtigt. Die 
Betroffenen verbleiben mehr als fünf Tage in Haft, ohne daß 
ihr Fall durch die im Gesetzerlaß erwähnten Autoritäten 
entschieden würde. 
Außerdem muß man hinzufOgen, daß diese Frist ein Bruch 
der von der verfassung vorgesehenen Frist von 48 Stunden 
ist, innerhalb defe r die ermächtigten AutorItäten die ver­
haftete Person dem Richter vorzuführen hätten. 
Mehr noch: dies bedeutet , daß die DI N A wahrend der fünf 
Tage einen Bürger verhaften kann, obwoh l sie formell - wie 
gesagt - dazu von sich aus nicht ermächt igt ist. Der Gesetz­
erlaß Nr. 1009 wäre, fall s er Anwendung fände, eine Ver­
besserung der Lage der Verhafteten, aber er Ist kein For l ­
schritt bezüglich der geltenden Gesetze Chiles, sondern ledig. 
lich gegenüber den geheimen Praktiken der DINA. Diese 
Behö rde wird darüber hinaus insgeheim zu m wahren Verwal· 
ter des Belagerungszustandes, denn das Innenministeriu m 
meldet sich bestenfalls erst fünf Tage nach der Verhaftung ­
und zwa r, um dann zuzustimmen, daß diese Ob liegenheit, die 
ihm die Verfassung und das Gesetz in ausschl ießlicher Weise 
zugestehen, von jemand anderem ausgeübt w ird. 

Letztlich geschehen die Verhaftungen einfach so, daß 
zivitgekleidete Männer, bewaffnet , die Bürger in ihren Woh­
nungen ode r auf der Straße verhaften, ohne Spuren zu 
hinterlasse n. Es gibt kei nerlei Belege ihrer Handlungen. Da s 
Innenministerium kennt die Vo rfalle nicht. Die DINA leug­
net sie. Aber eine groBe Anzahl von Personen ist aus ihren 
Heimen verschwunden, nachdem bewaffnete Manner sie dort 
verhafteten. 
Die Sicherheitsdienste haben diese EntfQhrungen nicht als die 
Tat subversiver extremistischer Banden registriert, und das 
Ganze wird durch ei ne Erklärung im nachhinei n gedeckt : 
D iese Handlungen geschähen planmäßig, um auf die Meinung 
der in SanUago versammelten Außenminister einzuwirken.' 

4. Weitere äußerst gravierende Folgen des beschrie­
benen Systems 

a) Geheime Haftlager 
Die Verfassung besagt, daß die aufgrund des Belagerungs­
zustandes Verhafteten an einem Ort behalten werden sollten, 
der weder ein Gefängnis noch seine eigene Wohnung ist. 
Darunter hat man immer verstanden, daß d ies keineswegs 
bedeutet, daß dieser Platz minderwertiger als ein GefängniS 
oder Gemeinschaftshaft sein so ll. 

Dennoch ist d ie Wirkl ichkeit in Chile sehr unterschiedlich. Es 



KZ Puchuncovi nohe Volporoiso mit 4000 Gefangenen 

gibt bekannte Haftplätze, die heute auf Tres Alamos, Cuatro 
A lamos und Puchuncavi (Regierungserlaß Nr. 187) reduziert 
sind. Dazu muß man sagen, daß Cuatro Alamos - bis vor 
wenigen Monaten nie erwähnt - filr Menschen bestimmt ist, 
die in vollkommener Isolierung gehalten und einer unbekann­
ten Prozedur fOr eine Dauer, die ausschl ießlich von der DINA 
bestimm t wird, unterworfen werden . Das ist nicht alles. 
Dieselbe Behörde unterhielt und unterhält eine enorme 
Anzahl geheimer Haftplätze, deren Namen in internationalen 
E lricht.::1'1 erwähnt wurden, ohne daß die chi lenische Regie­
rung sie dementiert hätte. Im G~entei l hat sie sie in einigen 
Fällen rogar zugegeben, wie zum Beispie l das Haus in 
Santiago. Straße Lonches Nr. 38, wo eine Besichtigung der 
Kommission der aAS nicht zugelassen wurde und das seit­
dem geSChl ossen ist. 
Es gibt außerdem als geheimen Haltert die sogenannte Villa 
Grimaldi in der Avenida Jose Arrleta, in Santiago, wo 
systematisch viele Gefangene gehalten wurden, bevor eine 
Intervention des Innenministeriums oder irgendeiner sonsti­
gen Autorität stattfand. 

Diese Behauptung wird durch zwei unmittelbare Argumente 
bekräft igt: 
Erstens mOßte die Regierung selbst den RegelungSerlaß 
Nr. 187 verabschieden, indem die Haftlager auf vier begrenzt 
werden und dem Vorsitzenden des Obersten Gerichtshofes 
und dem Justizmin iste r die Erlaubnis erteilt wird, sie auf 
Wunsch zu besichtigen und andere Maßnahmen zu ergreifen, 
um das Leben und d ie Gesundheit der Inhaftierten zu 
sichern. 
Zweitens bestätigten danach durchgefOhrte Besichtigungen 
durch diese hohen Funktionäre - auf der Grundlage jener 
ErmäCl"!tigung - in öffentlichen Kommuniques, daß d ie Villa 
Grimaldi zum Zweck des Verhörs von Gefangenen gebraucht 
wurde. Mindestens ein Gefangener wurde vom Minister selbst 
gesehen und vor ihm verhört. 
Man muß noch darauf hinwe isen, daß trotz solcher Besich­
t igungen (welche im Obrigen einen großen Fortschr itt dar-

stellen), die Bedingungen in Cuatro Alamos keinerlei Verän­
derungen erfahren haben und die Aktivität der Villa Grimaldi 
weiter besteht. 

b) Folterungen 
Eine beeindruckende Anzahl von Zeugen erlaubt die fundier­
te Behauptung, daß in Chile Folterungen praktiziert werden 
- an geheimen Orten und auch in Cuatro A lamos. D iese 
Möglichkeit wird außerdem mächtig bestärkt durch die Art 
von Personal, das die DINA ~at, du rch (He Bedingungen 
völliger Schutzlosigkeit der Gefangenen, durch die Abwe­
senheit von juristischen Magistraten, die die Fälle kennen, 
durCh d ie Ignoranz, in die sich das Innenministerium hOllt, 
durch die Isolierungspraxis, durch die illegalen Bedingungen 
der Verhaftungen, durch den Mangel an Prozessen gegen 
Folterer und an deren öffentlicher Bestrafung, durch die 
juristische Verantwortungslosigkeit. die dem O INA-Personal 
erteilt wird usw. 

Wir glauben, daß ein Besuch dieser Haftlager genügen wOrde, 
um festzustellen, wie in zahlreichen Fällen die Verhafteten 
die Spuren dieser Behandlung am eigenen Körper aufweisen. 

c) Verschwinden von Personen 
Eine ebenfalls beeindruckende Anzahl von Zeugen sowie jede 
Menge juristische Beweise erlauben die Schlußfolgerung, daß 
eine große Anzahl von Personen, die von militärischen 
Einheiten oder von der DINA verhaftet wurden, danach 
verSChwunden sind. 

Es gibt verschiedene Fälle absol uter Sicherheit über eine 
andere Art von nicht den Feinden (des Regimes, d.Red.) 
anlastbarer Schuld für ihren gewaltsamen Tod (wie es ge­
schah mit Lumi Videla) ; es gibt andere Fälle, wo die 
Verhaftung vor Mitgliedern der Fam il ie geschah, oder mit 
Zeugen während der Verhaftung an geheimen Orten usw. 

Oie ganze Welt wurde hellhörig, als in der argentinischen und 
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brasilianischen Presse Meldungen Ober den Tod oder das 
Verschwinden von 119 Chilenen bei Guerilill-Gefechten mit 
den Stre ltkriften auftauchten. Diese Nachricht war eine 
Fälschung. Es hllndelte sich in Wirklichkeit um junge Leute, 
die vorher durch chilenische Autoritäten oder ihre Vertreter 
verhaftet worden waren. 
Oie Verhaftungsmethode war illegal, die HattOfte wurden 
niemals den FamUlen bekannt gemacht. Die Gesuche um 
Bekanntgabe der Haftorte ernteten lediglich Ablehnungen. 
Die offiz ielle Unterwchung des Innenministeriums lehnte 
sich strikt an den Bericht der DiNA an, d. h. derjenigen 
Stel len, die strafrechtlich für die illegale Verhaftung und 
moralisch für das Leben dieser Personen verantwortl ich 
waren. Das Problem besteht bis heute In ihrer Aufrichtigkeit, 
denn bislang hat die Regierung von Chile, trotz offiziellen 
Versprechungen weder eine Erklärung noch eine Zusage, 
noch Angaben Ober d ie angeordnete Untersuchung geliefert_ 

Heute ist die Zahl der verschwundenen Personen viel höher. 
Die Justiz, venreten durch den Obersten Gerichtshof, hai 
siCh geweigert, einen Verantwortlichen (Minister en Visita) 
zu ernennen, der sich dieser und anderer Klagen wegen 
massiven Verschwindens von Personen annehmen soll. An 
der Gegenwart gibt es ernsthafte Studien Ober dieses Pro­
blem, die der Regierung zur endgültigen Klärung \/orgelegt 
werden. 

d) Die offizielle Antwort der Regierung 
auf die erwähnten Klagepunkte 

Die Linder Amerikas und der Welt kennen schon die Argu­
mente der Regierung Chiles zugunsten der These, daß auf 
unserem Territorium d ie ö ffentlichen Organe die entspre­
chenden Garan tien für die Rechte der BO~ge( achteten. 

Das erste Argument ist der Hinweis auf die Bedingungen. 
unter denen das und während der vorhe rigen Regierung 
gelebt hat. 
Wir sagten schon, daß die Unterzeichner dieses Dokuments. 
Gegner jener Regierung gewesen sind. Deshalb konnen wir 
annehmen, daß diese Argumentation dazu dient. das heutige 
Geschehen im' Lande nicht zu untersuchen . 

Das zweite Argument besagt, daß andere Uinder d ie Men· 
schenrechte verletzten und daher keinerlei Recht hätten. 
gegen Chile zu protestieren. 
Wir meinen. daß auch dieses ein fad enscheiniges Argument 
ist. Kein Fehler anderer erlaubt Chile, diese Grundrechte zu 
verletzen. Das Land 5011 d ie Ankunft von Untersuchungs­
kommissIonen erlauben, eben um sich von denjenigen, die es 
zu Unrecht kritisieren sollten, zu unterscheiden. 

Das dritte Argument lautet, daß die Anklage gegen Chile eine 
Einmischung in seine inneren Angelegenhei ten darstelle und 
daß daher das Prinzip der Nichteinmischung verletzt werde. 
Diese Überlegung is t ebenfalls nicht s tatthaft. Die interna­
tionalen Organisationen von Weltcharakter wie die Vereinten 
Nationen oder von regionalem Charakter wie die DAS müs­
sen sowohl das Prinzip der Nichteinmischung wie die Res· 
pektierung der Menschenrechte beachten. Diese wider· 
sprechen sich nicht, sondern ergänzen sich. 

Die Menschenrechtsfrage und die UNO 

Das vierte Argument führt an, daß die Berichte auf der Basis 
von außerhalb Chiles erlangten Zeugenaussagen verfaßt seien. 
Dieses Argument muß abgelehnt werden, Die chilenische 
Regieru ng verweigerte einer von dem Menschenrechts­
ausschu ß der Vereinten Nationen entsandten Gruppe die 
Einreise. Wie sollte sie dann Zeugen In Chile vernehmen? 
Die chilenische Regierung Obt außerdem eine strenge Über­
wachung - und sie läßt sogar Repressalien zu - Ober 
Personen aus, die Kontakt mit ausländischen Beobachtern 
haben - wie im Fall des Anwalts Jose ZalaQuett, der 
verhaftet und ausgewiesen wurden, nachdem er mit drei 
Mitgliedern des Kongresses der Vereinigten Staaten In Kon­
takt gekommen war, Die Erklärung, die der Botschafter 
Chiles vor der DAS darUber abgab, Ist eine amtere al s die, d ie 
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die Regierung innerhalb Chiles abgab. Selbst in diesen AUgen­
blicken konnten die chilenischen Delegierten, bei einer Uno 
terredung mit Mitgliedern der designierten Gruppe der Ver­
einten Nationen, keinerlei konkrete Garantien für die Perso· 
nen, die vor dieser Gruppe aussagen so ll ten, f{Ir den Fall 
abgeben, daß sie nach Chile kämen. 

Das tOnfte Argument besteht In der Verneinung der Echtheit 
der angefOhrten Klagepunkte. 
Dennoch ist es unmöglich, die offizielle Stellungnahme der 
Regierung ausgehändigt zu bekommen, nachdem man ihre 
Antwort auf den Bericht der Gruppe der Vereinten Nationen 
gelesen hat. (Die jetzige Antwort auf den Bericht der OAS­
Kommission ist in unserem Land unbekannt.) 

Niemand, der die Lage kennt und eine Einschätzung der 
Dokumente vornehmen kann, wird zu dem Schluß kommen, 
daß die Regierung ihre These bewiesen hat. Im Gegenteil 
springen die Lücken, die ungenauigkeiten, die bedeu· 
tungslosen Argumente und die erdrÜCkende Ellistenz gegen· 
teiliger Beweise ins Auge. 
Für die maf'lgelnde Beweiskraft ihrer Anwort genügt es, 
folgende unglaubliche Tatsache anzufOhren: 

Die Regierung Chiles führte in Ihrem Anhangteil siebzig 
eidesstattliche Erklärungen von Gefangenen an, die bel ih rer 
Freilassung aus dem Lager Cuatro Alamos vor einem Notar 
bezeugt hätten, daß sie kOff'!kt behandelt wurden und daß 
der Hinweis auf Folterungen das Ergebnis einer internatio-­
nalen Kampagne gegen Chile sei. 
Aber schon eine Untersuchung dieser Dokumente beweist 
eindeutig. und so wOrde jedes Gericht urteilen, daß sie das 
Objekt einer Ideologischen Flilschung wurden, um die Gefan­
genen zu der Aussage, die die Lagerautoritäten haben woll· 
ten, zu bringen. Der Versuch, dies vor dem Forum der 
Vereinten Nationen beweisen zu wollen, ist In der Tat ein 
Delikt. Dies ist ein Beweis mehr fO r unsere Behauptungen. 

Die Justizgewalt und die Anwaltskammer Chiles 

Es is t fOr uns peinlich, eine Analyse Ober das Verhalten der 
Justizgewalt und unserer AnwaltSkammer im Lichte d ieser 
Tatsachen anZUfertigen. 
Unter der Regie rung Allende. und auch vorher, mani­
festrerten beide eine annehmbare Tendenz, Unabhä ngigkeit 
gegenOber den politischen Interessen der Exekutivgewal t zu 
wahren. Es Ist h inzuzufügen, daß während der ~iode 
1970-1973 die Gerichte eine besondere Ei!e zur Verteidi­
gung der BOrgerrechle durch diese Verwaltung aufwiesen und 
sich sogar an öffentlichen Polemiken geqen den Präsidenten 
der Republik beteiligten, bei denen die Begriffe politiSCher 
Art ohne Umschweife zur Schau getragen wurden. Wir 
unterstützen diese Haltung. Aber heute geSChieht nichts 
dergleichen. 

Die JustizgeriChte Chiles haben seit dem 11. September 19.73 
bis heute keinem Ch ilenen Schutz gewährt, dessen Verhaf­
tung unter den vorher erwähnten Umständen geschah. Das 
Verfahren nach habeas corpus Ist nu ll und nichtig geworden 
In unserem Land vorbildlicher demokratischer Tradit ion. 

Der Obeßte Gerichtshof hat fre iw ill ig auf sein Recht verzich­
tet, unter Mißachtung .seiner eigenen Geschichte und der 
geltenden Gesetze die Klagen gegen grausame Urteile der 
Militärgerichte zu behandeln, und das ganz besonders wäh­
rend der eßten zwei Jahre der jetzigen Regierung. 
Die Gerichte der Ersten Instanz sind - manchmal durch 
Mangel an Interesse oder aus Angst, manchmal wegen der 
außergerichtlichen. durch den geheimen SIcherheitsdienst 
verursachten Umstände - nicht weiter gegangen als Schnell­
gerichtsverfahren wegen' Mordes. Ent fOhrung, Vergewaltigung 
usw. abweisend zu bescheiden. Meist besteht d ie einzig 
mögliche Haltung für die Richter und anderen Justiz­
funktionäre darin, sich für nicht kompetent zu erklären. 
Sogar die Journal isten des Regimes scheinen das Recht zu 
genießen, die Bürger beleid ige n und verleumden zu können. 
Nichts und niemand hält sie zurOok. Nur sehr wenige Richter 



haben ihre Ehre als solche behalten und sehen sich daher der 
Feindseligkeit der unterwürfigen Richter geger-Ober. 

Auch die Anwaltskammer hat ihre Pflichten nicht wahrge­
nommen. Eine Gruppe von Kollegen hat Ihre Stellung in der 
Leitung der Kammer beibehalten unter Ausnutzung des 
Umstandes, daß die Regierung die Abhaltung von Versamm­
lungen und die DurchfOhrung von Wahlen verbeitet. Ihre 
Ro lte hat sich darauf beschränkt, die Regierung zu unter­
stotzen, sogar bei Problemen, die sich Ihrer Kompetenz 
entziehen. Oie Verteidigung der veffolgten Kollegen tst im­
mer lau, ängstlich und manchm al d ie ergriffenen Maßnahmen 
rechtfertigend gewesen. Alt dem ent'prechen politische und 
keine beruflichen Kriterien, auch wenn nicht der geringste 
Beweis vo rläge, der die Maßnahmen der Regierung gegen 
seine Kollegen hätte rechtfertigen können, 

Herr Minister, falls Sie diesen Bericht unterschreiben, wissen 
die unterzeichnenden Anwälte. daß sie Angriffen, Beleidl, 
gungen und Drohungen von Kreisen der Presse und sogar von 
offiziellen Medien der Regierung ausgesetzt sein werden_ Dies 
begann bereits mit verschiedenen Hinweisen vom Koordina· 
tor der Tagung darauf, daß möglicherweise den Herren 
Außenministern eine Dokumentation vorgelegt würde_ Man 
hat das Wort "Verrat" benutzt. was eine ganze politische und 
strafrechtliche Doktrin beinhaltet. 

Forderungen zur OAS·Konferenz 

Dennoch tagt die Organisation Amerikanischer Staaten, um 
unter anderem die Lage der Menschenrechte auf unserem 
Kontinent zu analysieren. Es ist nalOrlich, daß dort Zeugen· 
aussagen vo~legt y,erden, die Umstände aufklären können. 
Wir dienen Chile, dem Konlinent und der Menschheit, wenn 
wir Tatsachen anzeigen wie diejenigen, die wir gtschildert 
haben. Daher sind wir bereit, angehört zu werden und uns 
mit den Vertretern der chileniSChen Beweise ausein­
anderzusetzen. Unsere Beteiligung kann In der fOr notwendig 
gehaltenen Welse angefordert werden. 

Wir beenden dieses Dokument mit den Forderungen: 
• erstens, daß der vorliegende Text in offizieller Form von 

der Kommission für Menschenrechte der OAS bekannt 
gemacht und studiert wird; 

• zweitens mOge man die den Tatsachen und angefiihrten 
Angaben entsprechende Untersuchung anordnen; 

• dr ittens möge man a .. f der Notwendigkei t bestehen, daß 
die Menschenrechtskommission weiter lIuf chilenischem 
Territorium die ursprünglich begonnenen UnterSUChungen 
fortführt, der chilenischen Regierung die notwendigen 
Bedingungen einräumend, damit d iese ihren Standpunkt 
erläutern kann und ein allgemeines Verfahren garan· 
tierend. um solche Zuwiderhandlungen in jedem Land 
Amerikas untersuchen zu können. 

• vier tens möge man die Rolle der Organisation Amerika­
nischer Stallten im Hinblick auf die Menschenrechte 
stä rken. 

• fQnftens möge man eine Empfehlung aussprechen zur 
Beendigung der gravierenden Entstellungen des Rechts, die 
man in den ;etzigen Instlwtionen unseres Landes beobach· 
tet, bezOglich der Menschenrechte und der in diesem 
Dokument erwähnten Rechte. 

Hochachtungsvull 

Euvenio Velases Letelier: Anwalt, emeritierter Professor der 
Universität von Chile. Mitglied der Akademie der Sozial­
wissenschaften des Institutes von Chile. Ex-Dekan der 
Rechts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Univer­
sltlit von Chile. Ex-Direktor des Rechts-Instituts, Ex·Pro­
fessor des Rechts·lnstituts. Ex-Botschafter Chiles. 

Jalme Cuti llo Velasco: Anwalt, Professor der Universität von 
Chile. Ex·Justizminister. Ex·Vertreter Chiles vor der Men· 
schenrechtskommission der Vereinten Nationen. 

Hector Valenguell Vl ldenl ml : Anwalt, Ex-Vorsitzender der 
Abgeordnetenversammlung. Ex.Deleglerter Chiles vor den 
Vereinten Nationen. Ex-I!>eleglerter Chiles vor der Organi. 
sation Amerikanischer Staaten. Ex-Professor der katholi­
schen Universität. 

Aneh'z Ayl win Atoe.: Anwalt, Ex-Professor der UnlverslUit 
von Chile. Ex-Abgeordneter der Nationalen Versammlung fOr 
die Dauer von drei Legislaturperioden. 

Ferna nd o Guzm'n Zauertu : Anwalt, Ex-Vorsitzender der 
strafrechtlichen Abteilung des Kooperationskomitees tor den 
Frieden in Chile. 

Santiago. den 8. Juni 1976 

Anmerku ngen der Redaktion : 
I Oiol Hato.n Corpu"Ak" ist du britl$d\1 St .. t~runCI9ll .. tl lum 

Schull dir penOnliChen Freiheaen aUS dem Jah,e 1679. 
.. Flecurso IM amparo" sind Antrlga au' Elnteitung .. on Ver'ah,en 
nlch habeu corpUI , d . h. unter eerufung auf das Vorfllhrrech.t .. or 
ai .. em H anrichte' und d ie Mitteilung de i Hafllll'undes blw. ,"or· 
wurfe ... 

Ditos sind P,oles .. nlCh dem Verfahren de' "recurso da amparo" 
blW. nach habeu COrpUl. 

H .." wi'd sailenl dar Junta-eahOrd,n unlant,nt , die antifaschl­
stlsCha Widerstandsbewegung habl 100eh, Verhaftungin selbst Mo-
• ..:nnend "O~tlus.r;ht und 9"ptant JUlt IUm Zeitpunkt d" VI. 
OAS-Taguni. d. n. die Ver'u,ftun9lln, Folte,ungern und Morc)a an 
Wlderstandlklmpf"n seien aigenl IUr Irrlführung der anw, .. ndan 
Au llenministe, erfundln bzw. arral'l9io1rt worden. 

Diese von Prof. Guslo .. o 8ecerra-Schmidt herousgebeni' 
Broschüre (52 Seilen), die eine Wirtschaftsonolyse zu Chilf! .. on 
Hugo Focio und zwei Dokumente der UN-Men,menrechtskom. 
mission enthält, ist zu be ziehen beim 

AntHmperialislischen Solidaritt"ilskomltee lASK) 35 
Eichwaldstr. 32, 6000 f rankfurt / Mo 



Gespräch mit Bernardo Leighton 

Wir sind für die 
antidiktatorische 

Aktionseinheit aller 
chilenischen Demokraten 

Die in der Erkli rung der Unldad Popullr vom Juli 1975 "ln98strebte antifaschistische Einheit" ging 'Ion der gemelns.JIm mit 
Führern des linken Flügels der Christdemokntie gewonnenen Erkenntnis aus, daß nur die Aktionseinheit von Christdemokraten 
und der Unidad Popular den Sturz dir Junta-Diktatur herbeizufllhren verm lg (Wortlaut dir Erklärung der Unid"d Popu l., in: 
AlB Nt. 9/1975). Dieser Tendenz zur Oberwindung der Uneinigkeit der antihschistisc.hen Kräfte Chiles sollte auch das am 6. 
Oktober 1975 von Agenten der Militärjunta in Rom gegen Bernardo Leighton verübte Attentat - bei dem dieser lebensgeUhrlich 
verletzt wu n:le - ein Ende bereiten . 

Im J , nu.( 1976 veröffentl ichte Eduardo Frei, Exponent der chrJstdemokratischen Rechten und chilenischer Exprlisident , eine 
Schrift, in der er die Ablösung Pinochets du rc h eine von ihm geführte Regierung unter Ausschluß der marxisti~hen Parte ien der 
Unidad Popular als sogenannten "Dritten Weg" propagierte. NiChdem jedoch eine Innerhalb der chilenischen Armeespitze mit 
dieser Lösung sympathisierende Gru ppe um Genel'llli A. Stark vo n der Junta ausgeschaltet wurd e und die US·Regierung in den 
letzten Monaten wiederholt Ih re entschiedene UnterstüUuOi fOr die Pinochet·Junta demonstrierte, ist Freis "Dritter Weg" in eine 
Sackgasse genten und scheint die Bereitschaft der Christdemokraten zur Zusammenarbeit mll der UP an Boden zu gewinnen . 
Christdem okratischen FOhrern wie dem CUT·Reprlsenhnten J. Frias oder R. Tomlc und B. Leighton, d ie eine aktive 
Kooperation mit allen Plrteien der Unidad Popular und die Bildung einer antifaschistischen Front befOrworten, kommt hierbei 
eine auB.erordentliche Bedeutung zu. 

Von welcher GrundhaUung diese christdemokntischen Reprisenta nten ausgehen, zeigt das von dem chilenischen Journaliste'" 
Hugo Fazio mit Bernardo Lelghton geführte und aufgezeichnete Gesprlch . 
B. Lelghton, der zu den MitbegriIndern der Falange·Nacional (1938) und der aus ihr hervorgegangenen Christdemokratiochen 
Partei (1957) gehörte, amtierte bereits in den 40er Jahren ah Minister sowie in den 60er Jahren unter der Regierung Frei 115 

Minister und Vizeprhident. Zur Zelt der Reg ierung Allende war Leighton um die Verständigung mit der UP bemüht, und Im 13. 
September 1973 führte er eine Gruppe von 15 chns.demokratischen ParteifOhrern an, d ie den Sturz der verfassungsmißigen 
Regierung Allende verurteilt.. Als Lei9hton im FebruH 19 74 freiwillig nlch ~om emigrierte, die Juntaverbrechen öffentlich 
Inu"te und sich zur Aktionseinheit der Antifaschisten bekannte, verbot ihm die Junb im Oktober 1974 die Rückkehr nlch 
Chile und Inszenierte ein Jahr dirauf 98gen ihn und seine Frau einen Mordanschlag. 

Der Verlauf des unitären Prozesses in Chile 

Wer viele Jahre lang - als Vertreter der alten wie auch der 
Jüngeren Generation - die Errichtung eines demokratisc~,e" 

Regimes gefo rdert hat, muß Jetzt einen Beitrag zur Wieder· 
herstellung der Demokratie leisten, aber natürlich e iner sol· 
chen, die unter BerOcksichtigung der von uns gewonnenen 
Lebenserfahrung vervollkommnet worden ist. Der unitäre 
ProzeS muß sich auf der Grundlage gegenseitk}er Achtung 
entwickeln, um Obereinstimmende Kriterien zur Frage der 
Wlederhentellung des demokratischen Regimes zu erarbel· 
ten. 

Was die organisatoriSChen Formen betrifft, die der unitäre 
Prozeß annehmen kann, so wiederholte B. Leighton seine 
schon f rO her geäußerte Meinung: 
.. Der Christdemokratie fällt der Abschluß eines Abkommens 
über ei nen Pakt oder eine Front nicht leicht. Doch diese 
Frage wird - so meine ich - die Zelt lösen . Das wichtigste 
Si nd konkrete Aktionen. Wir dürfen nicht gegeneinander 
kämpfen, sondern müssen Plnochet entgegentreten. Er ist 
unser Feind. übrigens ein symbolischer Feind, denn in 
Wirklich keit ist nicht er der Feind, sondern das von ihm und 
anderen erriChtete System.'" 

Daher geht es jetzt, Silgte Leighton im Gespräch, nicht um 
die Suche nach konkreten Formen: einer Front oder einem 
Pakt - d ie Bezeichnungen können verschieden sein. 
Der unitäre ProzeB besteht darin, daß alle Chilenen, dIe sich 
im Ausland befinden (und sie meine iCh jetzt), koordiniert 
vorgehen, stimmen wir doch In der HauptsaChe Oberein: In 
Chile muß die Demokratie. wie sie zuvor bestanden hll, 
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wiederhergestellt werden . Gerade so k .. nn die Entwicklung 
des unitären Prozesse~ gefördert werd-m, das haben wir 
angestrebl - und etwas schon erreicht - und das werden wir 
weite, anstreben. 

Welches gemeinsame Ziel fördert die Verstän· 
digung ? 

Vor Illern müssen wir wahre Demokraten sein, d . h. dIe 
Demokratie in Übereinstimmung mit den Doktrin'!n verste­
hen, die für uns seit vielen Jahren eIne Anleitung waren und 
weiterhin sein werden . 
Das gemeinsame Ziel ist die Wiederherstellung der Grund, 
lagen oer Demokratie, aber, ich wiederhole, einer erneuerten 
Demok ra tie, denn die jetzigen Usurpatoren der Machl -die 
sogenannte Regierung Chiles - vermochten sie zu tlQuidie· 
ren, und zwar vor allem weH die Erneuerung nicht rechtzeitig 
vorgenommen worden war (viele haben sie nicht einmal 
angestrebt). Dieses gemeinsame Ziel wiro die Verständigung 
zwischen den demokratischen Kräften In dem Maße fOrdern, 
in dem jeder Chilene die Idee vom Recht des Menschen auf 
eigene Ansichten akzeptieren wird. 

Die Ideologie der Christdemokralt:" ist mit dem Namen 
Christi verbunden, der für uns der Schöpfer der christlichen 
Religion blei bt . Aber tt 'e Realität verändert sich, und daher 
kann m,ln nicht immel sagen: .. Seflor, man muß so handeln, 
wie es Christus gelehrt hat". ChrIstus sprach vom Menschen, 
aber ale sich verändernde und entwickelnde Menschheit 
selbst stellt die vor 2000 Jahren entstandene christliche 



Lehre in den Dienst des heutigen Tages. 
Freilich ist das die Ansicht von Christen. Aber Christ sein 
bedeutet keineswegs für sich Sonderrechte beanspruchen. Wir 
möchten nur die tiefe Idee unserer geistigen Welt, die Idee 
des Dienstes am Menschen zum Ausdruck bringen . 

Das ist auch für andere Lehren, z.B. für den Marxismus, 
charakteristisch; die Einstellung der Christen zu ihm sollte, 
meiner Meinung nach, genauso sein wie zu ihrer eigenen 
Lehre, wie zu einer in der historischen Entwicklung entstan­
denen Weltanschauung. 
Das Christentum wie auch der Marxismus erkennen den Wert 
der mensch lichen Persönlichkeit an. Daher muß das gemein. 
same Ziel, das den demokratischen Kräften zu einer Ver­
stlind igung verhilft, davon aUSl]ehen, daß das Streben nach 
Demokratie die Selbstverwirklichung der denkenden mensch­
lichen Natur ist. Doch wenn wir auch an unseren Ideen 
festhalten, dOrfen wir sie nicht zum Dogma machen. 

Was verhindert die Aktionseinheit? 

Das ist eine zeitgemäße Frage, da es in der Vergangenheit auf 
dem Weg der Aktionseinheit zum Schutz der DemOKratie 
Schwierigkeiten gegeben hat . 

Noch vor dem Staatsstreich strebten viele Chilenen verschie· 
dener Anschauungen nach Aktionseinheit zur Erhaltung der 
Demokratie, aber ohne Eriolg . Damals ging es nicht um die 
Suche nach Einheit mit der Regierung oder mit der O pposi· 
tion, sondern um Versuche, sich allgemein darüber zu ver· 
ständigen, wie die demokratische Ordnung erhalten werden 
kann. 
Für d ie Erhaltung der DemOkratie trat auch Salvador Allende 
ein, dessen Tod mich erschOttert hat und wei terhin zutiefst 
bewegt. Viele von uns, die der Regierung nicht angehörten, 
respektierten deren Kurs, weil wir eine demOkratische Oppo­
sition waren. Doch es gab Schwierigkeiten. Bei uns - mit 
Vertretern der Regierung und bei ihnen - mit Politikern der 
Opposition. 

Daher bleibt die Frage der Aktionseinheit weiterhin aktuell. 
obwohl sie heute fOr diejenigen von uns, die sich im Ausland 
befinden, meiner Ansicht nach, weniger akut ist als früher. 
Aber in Chile bleibt dieses Problem kompliziert. 
Deshalb müssen die im Ausland lebenden Chilenen vor allem 
um die Einheit der Ansichten ir. allen Fragen bemüht sein. 
die gemeinsam gelöst werden können, natürlich unter BerOCk­
sichtigung der Bedingungen Chiles, da unsere Landsleute ein 
viel größeres Risiko la 'lfen als viele der Emigranten. Heute 
schaffen die SChwierigkeiten. auch we.,n sie nicht so groß 
wie früher sind, Probleme auf .dem Weg zur Aktionseinheit. 

Wir sollten alle Analytiker sein. Nach mehr als zwei Jahren 
Aufenthalt in Europa habe ich begriffen, daß man sich mit 
Menschen anderer AnSichten - mit Sozialisten, Kommu­
nisten, Rad ikalen, Angehörigen kleiner Gruppen (einige von 
ihnen sind ehemalige Mitglieder der Christdemokratischen 
Partei) und Unabhangigen - dartlber einigen kann. daß zur 
Teilnahme an der Wiederherstellung der Demokratie in Chile 
alle bereChtigt sind, die vor dem 11. September 1973 fOr sie 
eintraten. 

Heute geSChieht in Chile l:(was sehr Bemerkenswertes. Wer· 
den dOCh die mir gesteuten und von mir beantworteten 
Fragen auch innerhalb des Landes diskutiert. 
Das ist sicherlich in den Streitkriften wie auch im Carabi­
nieri·Korps, in oIlien Kreisen, die mit der Diktatur zusammen­
arbe iten, der Fall. Viele fragen sich: "Was tun? Wie soll das 
weitergehen. wenn wir die Probleme bisher nicht lOsen 
konnten und sich die Lage sogar noch mehr zugespitzt hat? " 

Vie le von denen, die den Putsch begrüßt und fälschl ich 
angenommen hatten, damit der Sache der DemOkratie zu 
dienen. haben längst erkannt : Diktatur darf man nicht 
unterstützen. 
Heute gelangen sie erneut zu der Einsicht, daß die Einheit 
notwendig ist, um so mehr. als sie dazu nicht auf ihre 

Ansichten verzichten, sondern nur die Meinung der anderen 
achten müssen, um durch gemeinsame Anstrengungen in 
Chile eine breite Demokratie wiederherzustetlen, eine Demo­
kratie, wie es sie früher gab, deren Mängel aber nicht 
rechtzeitig überwunden w·urilen.' 

Methoden, um der Aktionseinheit die SChwierigkeiten aus 
dem Wege zu räumen, gibt es - davon zeugen die Erfahrun­
gen der im Ausland lebenden Chilenen. 
In Chile Sind sich selbst diejenigen, die in der ersten Zelt die 
Diktatur unterstützt haben, darüber Im klaren - wie das aus 
ch ilerlschen Zeitungen und ZeitsChriften ersichtlich is t - , 
daß sie auf dem Weg, den die Junta weitergeht, das, was sie 
in guter Absicht erreichen wollten, nicht werden erreichen 
können. 

Wie wird die nach dem Sturz der Diktatur gebildete 
Regierung aussehen? 

Oie Frage der kOnft igen Regierung ist sehr wichtig, und ich 
werde versuchen, meine Gedanken dazu exakt darzulegen. 
In ;tH milssen, meiner Ansicht nach. alle Kreise vert reten 
sein, die vor dem 11. September. bevor die Demokrat ie 
abgeschafft wurde und die Diktatur an die Macht kam, 
demokratische Positionen bezogen. 
Vertreter sein - wozu? Damit die Regierung erfolgreich 
tätig sein kann? Gebe Gott. daß es so kommt. Das hoffe ich. 
Alle. die ähnliche Ansichten vertreten, müssen gewaltige 
Anstrengungen unternehmen, um sie zu realisieren. 
Der ~egierung werden Leute angehören, die vor dem Putsch 
für demokratische Umgestaltungen eingetreten sind, d. h. 
Angehörige der Opposition und Mitglieder des Kabinetts, die 
imstande sind, die ihnen übertragenen Aufgaben zu lOsen. ' 

Wir wissen sehr wohl, wer nicht in die künft ige Regierung 
gehört: Diejenigen, die die Diktatur unterstützt haben und 
ihr bis zum Ende treu geblieben sind. 
Doch ihr angehOren werden diejenigen. die mit der Diktatur 
nicht zusammengearbeitet. die sich gegen sie gewandt haben. 
Eben ihnen wird die Verantwortung für den Aufbau einer 
neuen Demokratie in Chile obliegen. 

(Quelle: Probleme des Friedens und des Sozialismus, Prag, Nr. 
6/ 1975, S. 76~771) 

Anmerkungen: 
, L. GU.lIlI. e!el PopOIO:. 11./12 •. S.plemDe ' 1975 

1 .. B" 'le lII,enKhdllidle une! pOllli5ehe KreIM", ngte .lnm.1 Le lgh­
Ion, une! diese' Ged.nk, k l.ng .uCh im Ge,p rlch .n, "e!le .U5 
e!;eMn Oder Jenen GrUnden ftle DikUlur In d.r Int.n Z." unter­
nülzt.n. h.Den ihr. PCKitiO".n IIIIlndert und klmplen heute offen 
9II9In aie Politik ullo e!U VOrllllh.n e!er f,..:h '.tiKhen Jun t .. In d.r 
Ch,i5tdemokr,tiKh.n P .. t4l, ... on der Ich d ie m.isten Inform.t;Q. 
h.n .,hllle, tritt dieM Tendenl Mhr OeuUich luhllll. Eln;ge 
.In'tuareich. K.e IM. d ie dl m e,nlen , dd d i. D ,lItllur niCht .. on 
D.lu.. Mi, d.a du konltitut lonene demokutiKJII Rligime in 
kurz.r Z.it w;eoer"'lfIlllStilit Min weroe, erkennen heUle: O ie 
Sltu,tion ht g.nl Indeu. Sie klmplen 'fltKhlOIMn P9IIn die 
Politik o.r DikUtur und gelllln die O lklIlU' Mlb5t in dem GI.uDen, 
e!.a '5 im Inl"UM oe, L.ndu in. mit dlm JIUi98n Reg lml so 
"Kh w ie möglich Schlu" IU mIChen. " L, G,,,ell. d.1 Popolo, 
11./12. Sept.mber 1975. 
SChon Im .. 0,i9oln Jahr het B. L .. ighton Ihnlich. Ansichtln .nl· 
wick.lt, .Is er .uf die F"III de. POIiUsch.n Kr.fte .inging, dl •• m 
unitIren Prozea teilnehmen mUIMn. 
.,Ich c:kIn ...... 51\1te er d.m.l5, .. d •••• 11 .n "'r Wiee!.rl\erste llung 
der cemok .. "e in ter.uiert. n politiK,.,.n Kr"ll sich 111mi" dem 
eigenen EnlKhlu' .ul dem Ka,r. pf hl : .ulhllt.n oder ihm .nsdllie­
".n w. r"'n. 100ologie oJ~, Doktrlnenueu. 50ie1l hierbei keine 
RolI._ AUes hingt ... on d.n konl<'elen Aktionen .b. N;.m.ne! der' 
des Gellihl h.Den. d." er • prior. lunl >(.mpf IUllllesMn w ird oder 
von Ihm ,ulVUchlossen ;11. Wir 5ine! .\le ... rlllruf.n •• m K.mpl rOr 
e!lIlIIIm.inym. Z I.1 teil l Unehmen. Wir ,lIe mOnem un .. re Anlt .. n­
gunlllln vereinen, loyll zuein.nder Mln und e! i. SI.ne!Qunkti dU 
.nde .. n .chl.n .owie n.Ch breit.m. festem, ,h,lich.m UMreln· 
komm.n ,treben. K. lne K .. fl dlrf n'mlich ih.ln W;Uen Ine!e .. n 
. uf.lw ing.n, und Mlb5t w.nn 5111 dl.M5 wome, wOrd' li •. bei e!.n 
.nderln K,lften, die sich IIIIlIIIn H'lIIImonlll, Seklierert Lm oder 
Dogm.tismus wen"'n, .uf .nIKnied.nen Wider511nd Itoa.n. CI .. 
MI \) •• lte Ober.inkomm.n mul .lum ZIII des neuti9fn TI1III5 
were!en ." Chll.·Americ:e. Nr. 10./11. , 1975 
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Ivan Ljubetic 
Lais EniIio Recabarren und 
lIe Geschichte der clilenischen Arbeiterbewegung 
Als eines der 6konomisch relativ fortgeschrittenen U nd.r LateinameTiklS vertOgt Chile aber ei ne dir zah lenmilSig und 
orpniSltorisch sU rksten Abteilungen der Arbeiterkl .sU! du Kontinents. Ungeachtet der heutigen Bedingungen der faschlstl· 
sehen Diktatur steht die chUen ische Elnhe /wentr.t. der WerkUtigen, CUT , als Beispiel für die Schaffung ei ner n. tlonalen 
Einheltsgewerksch.ft und "für die flIhr.nde Rolle der Arbeiterbewegung bei d er Herstellung antHmperialistischer Volkseinheits­
bewegungen In Latein.meTikl . Das chilenische Proletariat kann dabei luf Trad itionen zurOckblicken, die bis in die Mitte des 19 . 
Jahrhunderts reichen, auf eine Tradition, die sich in der Gestalt Luis Emino Recabarrens, eines der herausragenden F ll h~r der 
internationalen Arbeiterbewegung , verklJ rpert. 

Recaburens 100. Geburtstag 11m 6. Juli 1976 nehmen wir zum AntaS für d ie VerlJffentlichung eines Beitrages, der die Geschichte 
der Arbeiterbewegung Chiles, das Wirken Recabarrens sowie d ie verschiedenen K.mpfabschnitte des chilenischen Proletaria ts bis 
in die Gegenwart nachzeichnet. 

O.r Verfasser dieses aeitrllges, Id n Ljubeti c! . war in den 60er Jahren Leiter der nat ionalen Lehrergewerkschaft Chiles, bevor er 
von 1969 bis 1973 ats Professor fOr Geschichte an die staatliche UniversiUt von Chi!" in Temuco/SDdchile berufen und 
Vonltzender des L.:andesverbandes der CUT in der Provinz Cauttn wurde. Nachdem tViiin Ljubeth! am 13. September 1973 
festtenommen und Inhaftiert worden war, gelang ihm im Janu lr 1974 dia Emigration ;n die Bundesrepublik. wo er I n der 
Muburger Universltlt vorübergehend ei nen Lehrauftrag erhielt und den Vorsitz des Komitees der Chilenen In Marburg 
übernahm . 

Es Ist notwend ig, die Arbeiter zu Oberzeugen , daS sla ei ne 
große Macht sind, wie es keine andere gibt, daS aber die 
Kraft ihrer Macht nur In ihrer Org.nisierung beruht. 

L. E. Rec. barren 

Am 6. Ju li 1976 1st der 100.' Geburtstag von Luis Emilio 
Racabarren, dem Vater der chilenischen Arbeiterbewegung 
und Begründer der ersten Gewerkschaften, der Arbeiterpresse 
und der ersten chitenlschen Arbeiterpartei. UnermQdlich 
setzte er sich für d te Einheit und Qrga nislerung der Arbeiter· 
klasse ein. 

Er war selbst lange Jahre als Druckereiarbelte~ tätig und 
bildete sich als Autodidakt. Seine Weitsicht und sei n ent· 
schlo~senes · Eintreten tOr die Sache der Arbeiter machten ihn 

38 zum größten politischen und Gewerkschaftsfiihrer Chiles. 

I. U"prung und Entwicklung des chilenischen Prole· 
tariats im 19. Jahrhundert 

Im J"hre 1535 kamen die ersten spanischen Eroberer nach 
Chile. Nachdem das Land drei Jahrhunderte lang eine Kolo· 
nie Spaniens war, errang es 1818 nach sechs Jahren bewaH 
neler Kämpfe seine Unabhängigkeit. Zu diesem Zeitpunk 
war Chile vornehmtich ein Agrarland mit etwas handwerklich 
betriebenem Bergbau und einer in den Anfängen stehenden 
Manufakturindust rie. Anfang des 19. Jahrhunderts hnd 1n 
Europa und besonders in England der Pl"ozeß der Industriel· 
len Revolut ion statt. Eu ropa brauchte Rohstoffe. die Chile 
besaß und in ;roßen Mengen ausfllhrte. 

Der Bergbau wurde 50 zum Ausgangspunkt einer bedeuten· 
den wirtschaftlichen Entwicklung. d ie In den 30er Jahren des 
19. Jahr hunderts die Herausbildung ka pitalist ischer Produk· 
tionsverhältn lsse mit sich brachte. Da:. durch den Verkauf 
von Kupfer und Sliber gewonnene Karita! wurde fOr die 
Erweiterung der Minen sowie für den Bau von Straßen . 
Brucken, Eisenbahnnetzen. Häfen und Industrien investiert. 
Im Bergbau und in der Industrie wurde die handwerkl iche 
Arbeitsweise durch kapitalistische Produktion!verhältnlsse 
ersetzt. Das Hafen· und Transportwesen wie der Handel 
nahmen eine beschleunigte Entwicklung. 
In diesen neuen Tätigkeiten bildeten sich Arbeiter heran, die 
sich vom Landarbeiter und vom Handwerker unterschieden : 
sie arbeiteten in grOßeren Gru ppen. erhielten Lohn fOr den 
Verkauf Ihrer Arbeitskraff. traten koUekt iv auf. waren 
k.!i'l'lpferisch. Sie stellten die Anfänge des chilenischen Prole· 
tarlats dar. 

Erste Streiks der Bergwerksarbeiter und die Bildung 
von Arbeitervereinen 

Um 1850 hatte Chile 1.350.000 Einwohner. von denen etwa 
30.000 Arbeiter waren. Von Beginn an zwangen die elenden 
Lebens- und Arbeitsbedingungen das chilenische Proletariat, 
fOr seine Interessen zu kämpfen. 
1835 fand der erste Streik in der Geschichte der chilenischen 
Arbeiterklasse stall: er wurde 1fT! Silberbergwerk von 
Chanarcillo durchgefUhrt. 1846 kam e~ im gleichen Bergwerk 
erneut zu einem Streik. 
Zwischen 1850 und 1870 fanden etwa 20 Arbeiterstreiks 
statt. Jedoch hatte das chilenische Proletariat bis zum Ende 
des 19. Jahrhunderts noch ke ine Klassenorganisationen. Es 



wurde in seinem Handeln stark von der Bourgeoisie beein­
flußt und schloß sich auch deren Organisationen" an_ Solche 
Organisationen waren beispielsweise die Vereinigungen zur 
gegenseitigen Hilfe, in denen sich die Arbeiter zusammen­
taten, um bei Krankheits- oder Todesfällen UntersWtzung zu 
erhalten. Sie waren dazu vorgesehen, das Elend zu lindern, 
nicht aber zur Bekämpfung seiner Ursachen gedacht. 

Von 1879 bis 1883 fand der Salpeterkrieg statt_ Chile 
kämpfte mit Peru und Bolivien um den Besitz der Provinzen 
Tarapaca und Antofagasta, der einzigen Gegend der Welt, in 
der es natürlichen Salpeter gibt. Chile gewann den Krieg, aber 
das Salpeter ging in den Besitz des britischen Imperialismus 
über, der diese Provinzen in wahre Kolonien verwandelte_ Oie 
Einbeziehung dieser Provinzen in das chilenische Territorium 
bedeutete aber auch, daß Tausende von Salpeterarbeitern 
von diesem Zeitpunkt an die Reihen der chilenischen Arbei­
terklasse stärkten_ Oie Salpetergegend wurde zum revolu­
tionären Zentrum des Landes. 

In den letzten zwei Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts kam es 
zu einer bedeutenden quantitativen und qualitativen Ent­
wicklung der chilenischen Arbeiterklasse. 
1890 wurde in Iquique der Verband "La Uni6n es Fuerza" 
(Einheit ist Kraft) gegründet, der alle Arbeiter der Provinz 
Tarapaca vereinigte. Es ist die erste Organisation, die als 
Vorläufer der modernen Arbeiterzentralen betrachtet werden 
kann_ Ein ähnlicher Verband war die 1892 in Val paraiso von 
Carlos Jorquera geg ründete "Gran Uni6n Marltima de Chile" 
(Große Vereinigung der Seearbeiter von Chile). Im Jahr ihrer 
Gründung begann man auch in Chile, den 1. Mai, den Tag der 
Arbeiter, zu fe iern. 

Um die Jahrhundertwende hatte Chile ca. 3 Millionen Ein­
wohner. Oie chilenische Arbeiterklasse umfaßte etwa 
150_000. Personen, von denen die wichtigsten Gruppen die 
Minenarbeiter (69.000), die Industriearbeiter (4D.000), die 
Bauarbeiter (20.000) und die Beschäftigten der HandeIs­
unternehmen (8.000) waren. Das chilenische Landproletariat 
war aufgrund der halbfeud alen Agrarverhältnisse zu jener 
Zeit noch kaum entwickelt. Zu diesem Zeitpunkt nahm 
bereits Luis Emilio Recabarren an den Arbeitskämpfen teil. 

11. Leben und Werk von Luis Emilio Recabarren 

Recabarren wurde am 6. Juli 1876 in Valparaiso geboren. 
Ein paar Jahre späte;' siedelte seine Familie nach Santiago 
über. Dort konnte Recabarren nicht mehr zur Schule gehen, 
da er eine Arbeit in einer Druckerei aufnehmen mußte, um 
zum Unterhalt der in sehr armen Verhältnissen lebenden 
Familie beizutragen. 
Er war ein ru higer Mensch, den eine große Beobachtungsgabe 
auszeichnete. Er las gerne und viel. AuBerdem lernte er im 
Gespräch mit seinen Kollegen die Arbeitswelt besser ver­
stehen. 
1894 trat er in die bürgerlich-progressive Demokratische 
Partei ein, die viele Handwerker und k leine Gewerbe­
treibende umfaBte. 

1900 reiste Recabarren in den Norden. Noch im gleichen 
Jahr gründet er den Arb~ iter.verband von Iquique, der alle 
Salpeterarbeiter der Provinz Tarapaca vereinigte. Bald darauf 
wurde der Arbeiterverband von Tocopilla gegrOndet. 1903 
umfaBten diese Arbeitervereinigungen den gesamten Norden 
des Landes, und es entstanden ähnliche Organisationen in 
den Bergbau- und Industriegegenden in Mittel- und Südchile. 
Im November 1903 wurde in der von Recabarren geleiteten 
Wochenzeitung der Arbeiterverbände Sinn und Zweck dieser 
Organisationen erklärt: 
"Der gesamte Reichtum der Menschheit wird von der Hand 
des Arbeiters hervorgebracht, der selber nichts besitzt. Ist das 
Gerechtigkeit? Nein! Da es aber unsere Aufgabe ist, Gerech­
tigkeit zu schaffen, werden wir unermüdlich arbeiten, damit 
sich die Werktätigen um die sozialen Fahnen vereinigen, 
damit wir. ausgebildet in erneuernden Idealen, geeint auttre-

Arbeiler der einstigen Salpelermine Chacabuca 

ten können, um den Platz einzunehmen, der uns im Kreis der 
zivilisierten Menschen zukommt"l . 

Grausame Massaker gegen Arbeiter 

Oie Werktätigen begannen das 20. Jahrhundert mit der 
wiederholten Aufstellung von Forderungen und entschlos­
senen Arbeitskämpfen. 
Ihre Lebens- und Arbeitsbedingungen hatten sich nicht im 
geringsten verbessert. In den Salpeterunternehmen war die 
Arbeit nicht nur gefährlich, der Lohn gering und die Behand­
lung der Arbeiter sehr brutal; es kam noch hinzu, daß die 
Bezahlung nicht in Geld, 'sondern in Wertmarken geschah, 
was die Arbeiter dazu zwang, in den Läden der Unternehmer 
zu Oberhöhten Preisen einzukaufen. Oie Autoren Semper und 
Michels stellen in ihrem 1908 veröffentlichten Werk "Oie 
Salpeterindustrie in Chile" fest: 
"Alle Unternehmen versuchen, durch die Kramläden einen 
groBen Tell der Lohngelder wieder zurtlckzugewinnen und 
bemOhen sich deshalb, jede Konkurrenz auf diesem Gebiet 
auszuschalten." 
So gab es Salpeterunternehmen, die zugestandenermaßen 
durch d ie ' Kramläden mehr verdienten als durch den Absatz 
des Salpeters. 

Nicht viel besser war für die Arbeiter die Lage in den anderen 
Wirtschaftsbereichen. Oie Werktätigen sahen sich so zu har­
ten Kämpfen gezwungen. Von Dezember 1901 bi ~ Februar 
1902 fOhrten die Arbeiter im Hafen Inquique eine breite 
Streikbewegung durch. Ein Jahr darauf streikten die Straßen­
bahnschaffner in Santiago. 
Am 11. und 12. Mai 1903 streikten die Hafenarbeiter von 
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valparaiso. Bei dieser Gelegenheit fand das erste Massaker 
des Jahrhunderts statt: 30 A,beiter wurden ermordet und 
200 verletzt. 
Als 1905 in Santiago ein Generalstreik durchgefOhrt wurde. 
griff die Reaktion wieder zu den Waffen: 200 Arbeiter 
fanden den Tod. 
Im gleichen Jahr gab es noch drei Streiks in tquique und 
1906 drei Streiks In Antofagasta. V/ährend dieser Streikbewe­
gungen ermordete die Polizei Ober 100 Arbeiter und sehr 
viele erlitten Verletzungen. 
Am 21. Dezember 1907 fand das grau~mste Massaker in der 
Geschichte Chiles statt: in der Schule Santa Maria in Iquique 
wurde auf die dort versammelten Salpeterarbeiter, Ihre 
Frauen und Kinder geschossen und 3.600 von ihnen wurden 
ermordet. 

Retabarrens Wahl zum Ab geordneten 

Der Einfluß, den Recabarren im Norden Chiles ausübte, 
wurde immer größer, und so beschloß die Demokratische 
Partei. ihn als Kandidaten zum Abgeordneten fUr die Provinz 
Antofagasta aufzustellen. Recabarren kam nach Antofagasta, 
um den Wahlkampf einzuleiten. Er grOndete dort eine Zei­
tu ng, "La Vanguardia" (Die Avantgarde) und besuchte die 
wichtigen Arbeiterzentren Taltal und Chanaral sowie ver­
schiedene Salpeterlager. Wo immer er hinkam, wurde er von 
den Arbeitern begeistert gefeiert. 

Bei den Wahlen im März 1906 konnte er 2.625 Stimmen auf 
sich vereinigen, und er errang damit einen Sitz im Parlament. 
FOr die Arbeiter war sein Sieg ein großer Erfolg, doch die 
Reaktion fOhlte sich durch die Anwesenheit eines Arbeiter 
im Parlament herausgefordert. Sie war nicht bereit, ihn dort 
zu du lden und mißbrauchte die Mehrheit, die sie unter den 
Abgeordneten besaß, um Recabarrens Sieg fOr nichtig zu 
erklären. 

Der Geschichtswissenschaftter Ricardo Donow SCh reibt dar· 
ilber in seinem Buch "Alessandrl, Agitator und Zerstörer": 
"Den Demokraten gelang es, die Herren Malaquias Concha 
und Bonifacio Ven und den Arbeiterkämpfer Luis Emilio 
Recabarren zu wählen; letzterer wurde unter Vorgabe völlig 
belangloser Grande auf Skandalöse Weise vom Abgeordne­
tenhaus ausgeschlossen"~. 
Die Maßnahme der parlamentarischen Reaktion war so unge· 
recht. daß sogar "EI Mercurio", das Organ der Reaktion, in 
seinem Leitartikel vom 22. Juni 1906 SChrieb: 
"Dieser Abgeordnete für Antofagasta ist einer der wenigen 
Männer in Chile, die ausschließlich durch die Volksstimmen, 
durch die einfache, freie und spontane Willensäußerung des 
wählenden Volkes in den Kongreß gekommen sind, oh ne daß 
irgendeine Macht die Meinung derjenigen, die ihn wählten, 
beeinflußt hätte ... Er ist außerdem ein armer Mann, ein 
echter Arbeiter, wie sie unter uns nicht fehten ... Wir fragen 
jeden ehrlichen Menschen, ohne parteiliche Leidenschaften: 
Kann es im chilenischen Kongreß einen Abgeordneten geben, 
der auf legitimere Weise gewählt worden wäre? " 

Doch nicht genug damit, daß die Reaktion Recabarren um 
seinen Sieg gebracht hatte, leitete sie außerdem einen Prozeß 
gegen ihn ein, um ihn ins Gefängnis zu bringen. Schon 1904 
war er wegen seiner Mitarbeit an einer Arbeiterzeitung acht 
Monate lang in Haft gewesen. 
Nun sah er sich gezwungen, illegal nach Argentinien auszu­
reisen, um einer erneuten Festnahme zu entgehen. 

Retabarren als Begründer der Arbeiterpresse 

Im Jahr 1900 schrieb Recabarren: 
"Die Arbeiterpresse ist wie das Licht. das von weitem den 
kürze5ten Weg weist, den wir beschreiten mijssen. Seitdem es 
Zeitungen gab, begannen die Arbeiter zu erwachen und zu 
verstehen. daß sie nicht geboren wurden, um als Sklaven zu 
leben'" _ 
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Tatsache ist. daß kein anderer so lIiel getan hat wie er, um 
dieses Licht zu entzünden. Seine Leistung auf diesem Gebiet 
ist unvergleicl1liCh_ Er ilberschwemmte sein Land mit Arbei­
terzeitungen, rnit einfachen Bogen, die in leidenschaftlichen 
Worten den Arbeitern die Wahrheit brachten und ihr Be­
wußtsein weckten. 

Seine Zeitungen wurden in Werkstätten und Pressen ge­
druckt. die mit Hilfe der Arbeiter eingerichtet worden waren . 
Recabarren wirkte ilberall mit : Er schrieb die Beiträge, stellte 
die Druckformen her, betätigte die Walzen, rief die Blätter 
aus und verkaufte sie In den Wohngebieten der Minenarbei­
ter, bei den ersttm Arbeiterversammlungen und Kundge­
bungen, er brachte sie bis in die entlegendsten Dörfer. 

Recabarren bildete lIiele Arbeiterjournalisten aus. Er wurde 
verfolgt, se ine Druckereien geplOndert, die Pressen zerstört, 
die Zeitungen eingestampft, und seine Mitarbeiter landet en 
mit ihm im Gefängnis. Doch sobald sie frei waren, begannen 
sie wieder von neuem. 

Zu den zahlreichen Zeitungen. d ie von ihm gegrilndet und 
geleitet wurden , gehören: 
- "La Democracia" (Oie Demokratie), Wochenzeitung , die 

in Santiago zwischen 1899 und 1901 erschien; 
- "EI Trabajo" (Oie Arbeit), Organ des Arbeiterverbandes in 

Tocoptlla, 1903- 1905 
- "EI Pro letario" (Der Proletarier). Tocopilla, 1904- 1905 
- "La Reforma" (Oie Reform), Tageszeitung Santiago, 

1906- lg08 
- "La Vanguardia" (Die Avantgarde). Antofagasta , 

1906- 1907 
- "EI Grito Popular" (Der Volksruf). Tageszeitung Iqulque, 

1911 
- "EI Despertar de los Trabajadores" (Das Erwachen der 

Arbeiter), Organ der Sozialistischen Arbeiterpartei, 
Tageszeitung Iquique, 1912- 1927 

- "EI Socialista" (Der Sozialist). Zentralorgan der Sozialisti­
schen Arbeiterpartei, Valparaiso, 1915-1918 

- "EI Socialista" (Der Sozialist, später: Der Kommunist). 
Tageszeitung Antofagasta, 1916- 1927 

- "La Federaci6n Obrera" (Der Arbeiterbund). Organ des 
Arbeiterverbandes von Chile, Tageszeitung Sanliago, 
1921- 1924 

- "Justicia" (G erechtigkeit) , Presseorgan des Arbeiter­
verbandes von Chile und der Kommunistischen Partei, 
Tageszeitung, 1924- 1927 

Der Internationalismus von Recabarren 

1905 schrieb Recabarren anläßlich der ersten russischen 
Revolution in der Zeitung "Die Arbeit" von Tocopilla : 
"Der Arbeiter'olerband von Tocopitla erklärt, daß unser eige­
nes Streben nach Freiheit uns den Wunsch äußern läßt, daß 
die Genossen il1 Rußland das Bildnis der Freiheit auf den 
Ruinen der hochmotigen russischen Autokratie und ihrem 
dummen und lächerlichen Monarchen errichten mögen,,4 . 

Als Recabarren 1906 in der argentinischen Hauptstadt Bue­
nos Aires ankam, fand er bald Arbeit in ei ner Druckerei und 
schloß sich als Vertreter dieser Druckerwerkstalt der argen­
tinischen Arbeiterbewegung an. Später trat er in die Soziali­
stische Partei Argentiniens ein. Er Obernahm außerdem ver­
antwortungsvolle Aufgaben in der Zeitung "La Vanguardia" 
(Oie Avantgarde) und arbeitete aktiv in den gewerk· 
schaftlichen und politischen Kämpfen Argentiniens mit. 

Um die Länder kennenzulernen, in denen das sozialistische 
Gedankengut entstanden war und wo man sich filr dessen 
Durchsetzung einsetzte, reiste Recabarren 1908 nach Euro· 
pa, begleitet von seinem Landsmann, dem 'Schuster Juli o 
Cesar Munoz. 
Zuerst kam er nach Madrid. wo er Kontakt mit den Sozia­
IistenfOhrern aufnahm. Ende Mai reist~ er nach Paris, wo er 
Jean Jaure~. den FOhrer der französischen Sozialisten, ken­
nen lernte. 



In Bri)ssel nahm er im gleichen Jahr an einer Versamm lu ng 
der Vorsitzenden der Sozialistischen Internationale leil, bei 
der auch Lenin anwesend war. Recabarren beantragte die 
Aufnahme der Sozialdemokratischen Partei Chiles, einer 
Abspaltung der Demokratischen Partei, in die Sozialistische 
Internationale. In einem Art ikel Lenins über diese Sitzung, 
der am 16. Oktober 1908 in der Zeitung "Das Proletariat" 
erschien, ist zu lesen: 
" Sechster Punkt der Tagesordnung war die Aufnahme der 
Sozialdemokrati schen Partei von Chile, d ie nach der Teilung 
der Demok ri' lischen Pa rtei von Ch ile entstanden Wi'r. .. Die 
chilenischen Sozii'ldemokri'ten wurden diskussionslos auf­
genommen." 

Reci'bi'rren kehrte von Europa um viele Erfahrungen reicher 
und politisch und ideologisch gereift zurikk. Besonders hi'tte 
sich seine internationa l ist ische Einstellung im Ausland noch 
gestärkt. 

Gründung der Sozialistischen Arbeiterpartei Chiles 

Recaburen erkannte die Notwend igkeit einer revolutionären 
Partei der Arbeite rklasse und begann di'her 1910 in diese 
Richtung zu arbeiten. 
Er hielt zahl reiche Vorträge und bereiste erstmals Chile vom 
Norden bis SOden . Dann kehrte er ni'ch IQu iQue zurück, da 
sich dort die Kräfte der Salpeterubeiter der Provinz Tari'­
pi'd konzentrierten. Er gründete eine neue Zeitung, "EI gri to 
Popular" (Der Volksruf), und Iraf die erforderlichen Maß· 
nahmen, um die neue Partei zu gründen. 

Am Abend des 4. Juni 1912 fand im Sitzungsraum der 
Demokraten eine Versammlung slatt, bei de r Recabarren 
seinen Plan, eine neue Partei zu grUnden, vortrug. Außer 
Recabarren, der den Vorsitz der Versammlung Obernommen 
hatte, wuen noch 19 Personen anwesend, unter ihnen Miguel 
Carrasco, Luis Figueroa, Julio Arredondo, Francisco Garcia, 
Salvador Barra Woll, Emilio Alvarado. 
Recabarrens VorSChlag wurde einstimm ig angenommen, und 
mit 15 989&n 5 Stimmen beschloß man, die neue Partei 

Sozialist ische Arbeiterpartei zu nennen. Noch am gleichen 
Tag konstituierte sich die Sozialistische Arbei terpartei im 
SalpetErunternehmen "Ab ra ". Fast gleichzeitig organisierte 
sie sich in Punta Arenas und kurz d arauf in Tocopilla , 
Antofagasta und TaUa!. Etwas später folgten Valparaiso, 
Santiago, Conception und andere Städle des Landes. 
Die Sozialistische Arbeiterpartei existierte 10 Jahre lang, in 
denen sie unter der weitsichtigen Leitung von Recabarren 
eine sehr positive Orientierung verfolgte. So verurteilte sie 
beispielsweise 1914 den imperialistischen Krieg und b89rüßte 
sie 1917 die Oktoberrevolution . 

Von 1916 bis 1919 mußte Recabarren, weil er verfolgt 
wurde, wieder nach Argen tinien ausreisen, wo er d ie Arbeit 
in der Sozial istischen Partei des Landes fortführte. Zwei 
Jahre später wurde in Ar9&ntinlen die Kommunistische Partei 
gegründet und Recabarren, der zu Ihren Mitbegründern ge­
hOrte, zu ihrem ersten Generalsekret li r gewählt. 

Am 2. Januar 1922 wurde in Chile die Sozialistische Arbei· 
terpartei zur Kommu nistischen Partei Chiles um benannt und 
schl oß sich der Kommunistischen Internationale an. Reca­
barren war bis zu seinem Tod im Jahr 1924 ihr Vorsitzender. 

Der Große Arbeiterbund von Chile 

Die erste chilenische Arbeiterzentrale, der 1919 gegrOndete 
Große Arbeiterbund von Ch ile, haUe eine reformistisch­
reaktionäre R ichtung. Den Vorsitz hatte der Rechtsanwalt 
Martin Pinet. Mitglied der Konservat iven Partei, der Partei 
der Oligarchie und Großgrundbesitzer. Diese Gewerkschafts­
zentrale war nicht gegrOndet worden, um gegen den Kapita­
lismus zu kämpfen, sondern um ih n an der Macht zu halten. 
Sie widersetzte sich den Streikbewegungen und befOrwortete 
ei ne Kollaboration zwischen Kapltal'und Arbeit. 
Aber die Widersprüche zwischen den in- und ausländischen 
Unternehmen und den Arbeitern waren so groß, daß d ie 
FOhrung des Großen Arbeilerbundes Sich trotz ihrer kollab0-
rationistischen Einstellung qezwungen sah, an wich tigen 
StreikS teilzunehmen : es streikten Bahnarbeiter, Bäcker, 

Meeting der ::'oziaUslischen Arbeiterportei zum I. Moi 1913 in der nordchileni5chen 'Pompo' 
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Minen<Jrbel~er, Straßenbahnschaffner, Bauarheiter, Metall­
arbe iter U.CI . 

Luls Emllio Recabarren, der sich mit den Salpeter. und 
Kohlearbeitern an d iesen Arbeitskim pfen beteiligte. erkann· 
te, daß es möglich war, den Arbeiterbund in eine klassen· 
orientierte Gewerkschaft der chilen ischen Arbeiter zu ver· 
wandeln. 
Um 1918 entstanden mehrere Gewerkschaften , die in ih rer 
Gesellschaftsanalyse den Klassenkampf erkannten , Versamm­
lungsfreiheit, das Recht zur Aufstellung von Forderungen 
und zur DurchfOhrung von St.reiks forderten und sich tor den 
8-Stunden·Tag einsetzten. 

Am 25. Dezember 1919 fa nd der d ritte Kongreß des Großen 
Arbeiterbundes von Chile statt. 
Recabarren, der die Salpeterarbeiter anführte, beantragte 
eine NeuformuHerung der Prinzipien und der Zielsetzung der 
Gewerkschaftszentrale. Seine Ant räge setzten sich mit breiter 
Unterstelzung durch. Der Große Arbeiterbund wurde zur 
.. Fede racion Obrera de Chile" , FOCH (Arbeiterbund von 
Chile) , die sich als Ziel setzte. 
"die wahre wirtschaftnche, moralische, politische und soziale 
Freiheit der Arbeiterklasse zu erringen und das kapi tal isti· 
sche System aufzuheben"·. 
Die FOCH war die erste landesweite revolutionäre Klassen· 
organisation der chilenischen Arbeiterklasse. 

Das schriftliche Werk von Recabarren 

Recabarren war überzeugt von der Wirksamkeit des geschrie­
benen Wortes. Er schrieb selbst zahl reiche Broschüren, in 
denen er in einfacher Form und einem direkten und kllren 
Stil konkrete Themen analysierte. 
Einige dieser Bro~hllren, d ie er auch selbst druckte, erfuhren 
menrere Auflagen und waren ' In Tausenden von Exemplaren 
im Umlauf. Oft enth ielten sie die Texte seiner Vorträge und 
Reden. Er hatte es sich zur Gewohnheit gemacht, nach 
sei nen Vorträgen - die mit großen Interesse verfolgt .... urden 
- vom Podium herabzusteigen und dem Publi kum seine 
Broschilre Ober das behandelte Thema anzubieten. Kaum 
jeman<l zeigte kein Interesse daran, sie zu erwerben. 

Einige seiner Werke sind : 
- " Reiche und Arme in einem Jahrhundert republikanischen 

Lebens" (1910) 
- "Der Streik in Iquique 1907 und d ie Theorie der Gleich· 

heit " (1910) 
- "Der Sozialismus: was er Ist und wie er realisiert werden 

wird" (Prinzipien und Programm der Sozialistischen Arbei· 
terpartel, 1914) 

- "Vaterland und' Pa triot ismus" (über d ie Einstellung der 
Arbeiterklasse zum ersten Weltkrieg, 1914) 

- "Die Frau und die Erziehung" (1 916) 
- "Die ew ige und wissende Materie" (Philosoph isches Werk, 

1917) 
- " Reichwei te der gewerkschaftlichen Tätigkeiten" (1917) 
- "Was die Stadtverwaltung in den Händen des aufgeklärten 

Volkes durchführen kann" (1 917) 
- .,Arbeiterleid" (Drama in drei Akten, 1921) 
- " Die Anfänge der sozialen Revolution in Chile" (19 21) 
- " Reden und Gedichte" (1923) 
- "Was· ist der Syndikalismus?" (1914 in Buel')os~Aires. 

Argentinien, herausgegeben). 

Recabarren und die russische Revolution 

1917 schrieb Recabarren: 
"Ohne zu zögern erkläre ich mich solidarisch mit den 
russischen Bolschewiki, die den Weg des Friedens und der 
Aufhebung des barbarischen kapitalistischen Regimes be­
schreiten. Wer diese Sache nicht unterstützt, hilft dem 
Kapitalism us und all sei nen Grausamkeiten"· 
Ende 1922 reiste Recabarren nach Moskau. Wf) er an zwei 
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wich tigen Internationalen Begegnungen teilnahm ; am 11. 
Kongreß der Internationale der Roten Gewerkschaften als 
Vertreter der FOC H, und am IV. Kongreß der Kommunisti· 
schen Internationale, der vom 5. November bis 5. Dezember 
desselben Jah res tagte, als Vertreter der Kommunistischen 
Partei Chiles. 

Nach Chile zurIlekgekehrt, hielt er zahlreiche Vort räge Ober 
die Entwicklung in Sowjetrußland . 1923 faßte er 'sie in dem 
Band "Das Rußland der Arbeiter und Bauern" zusammen. In 
der Einleitung schrieb er : 
" Ich konnte mit Freude feststellen, d aß die russischen 
Arbeiter die gesamte politische und wirtschaftliche Macht in 
ihren Händen haben und d aß es unm6glich scheint, daß es 
auf der Welt eine Kraft geben könnte. die fähig wäre. dem 
russischen Proletariat diese bereits gewonnene Macht wieder 
zu entre ißen ... 
Ich konn te erkennen, daß ich mich nicht ge irrt hatte. als ich 
in diesem Land sagte. das russische Proletariat habe alle 
Macht in seinen Händen, um das zukünftige Gl(kk zu 
schmieden und es gehe bereits die ersten Schri tte, um die 
sozialistische Gesellschaft als wahre Herrschaft der sozialen 
Gerech tlgkeit aufzubauen'" . 

111. Jahrzehnte harter Verfolgung und des Ringens 
um die Arbeitereinheit (1920 - 1953) 

So"!ohl d ie FaCH al s auch die Kommunistische Partei 
wurden seit Ihrer Gründu ng von den reaktionären Regie­
rungen hart verfolgt. 

Anfang des 20. Jahrhunderts war d ie Haupteinnahmequelle 
fOr Ch Ue der Verkiluf des Salpeters. Durch d ie Konkurrenz 
der syn thetischen Salpetersäure ging seit dem ersten Welt· 
krieg der Absatz des chilenischen Salpeters stark zurück. 
Viele Salpeterlager mußten geschlossen werden, und Tausen· 
de von Arbeilern wurden arbeitslos. 

1919 fand ein langer Streik In den Kohlegrutlen von Lota 
statt. 
Im Mai 1920 überfielen Militärs und Zivilpersonen das BOro 
der FaCH in Punta Arenas und ermordeten 12 Arbeiter. 
Während des ganzen Jahres fanden insgesamt 105 Streiks 
statt, an denen sich etwa 50.000 Werktätige beteiligten. 
1921 wurden ca. 10.000 Salpeterarb~!ter arbeitslos. Im 
gleichen Jah r fand ein Massaker im Salpeteru nternehmen San 
Gregorio statt . bei dem 500 Arbeltergetötet wurden. Das Jahr 
1924 brachte filr die ch ilenische Arbeiterklasse einen großen 
Verlust: am 19. Dezember starb Luis Emilio Recabarren. 
Anfang 1925 streikten d ie Arbeiter von 130 Salpeter· 
unternehmen 8 Tage lang und erreichten damit die Durc"· 
setzung ihrer Loh nforderungen. 
Am 4. Juni desse lben Jahres wurden in La Coruna bei einem 
Milssaker 1.900 Salpeterarbelter getötet. 
Ende Juni 1925 wurde die Vereinigung der Weißen Gewerk· 
schaften gegrilndet, d ie die Katholische Kirche kontrollierte. 
1925 ga~ es insgesamt 11 3 Streiks, an denen sich etwa 
51 .000 Werktätige beteitigten. 
1927 bis 193 1 herrschte in Chile d ie Diktatur von General 
Iboinez, die d ie FOCH und d ie Kommunistische Partei Chi le 
erbarmungslos verfolgte. 
1933 wurde d ie Sozialistische Partei gegründet, seit ih rer 
Organisierung eine marxistische Partei. 

Die Volksfront und der Verband der Arbeiter Chiles 
-ClCH 

Am 6. Mai 1936 konstituierte sich die Volksfront .. Es war 
eine antifaschistische Koalition, die von der Rad ika len, der 
Sozialistischen, der KommUnistischen und der Demokrati­
schen Partei gebildet wurde. 
Am 24. Dezember des gleichen Jahres vereinigte sich die 
FOCH mit zwel weiteren Arbeiterzentralen. um zusammen 
d ie "Confederaci6n de Trabajadores de Ch ile". CTCH (Ver-



band der Arbeiter Chiles), zu bilden . 

1938 siegte die Volksfront bei den Präsidentschaftswahlen. 
Damit zählte Chile neben Frankreich und Spanien zu den 
drei Ländern der Welt, in denen eine Vollcifront an die 
Regierung kam. 
1941 löste sich jedoch die Volksfront wieder auf, und die 
Meinungsverschiedenheiten zwischen der Sozialistischen und 
der Kommunistischen Partei traten offen zutage, bis es fOnf 
Jahre später zum totalen Bruch kam. 
Als Folge davon spaltete sich die CTCH in zwei Gruppen, 
von denen eine von der Sozialistischen Partei (PS) und die 
andere von der Kommunistischen Partei (KP) kontrolliert 
wurde. Die Spaltung ging durch d ie gesamte Arbeiterklasse, 
und diese Zwietracht machte unter anderem den Verrat des 
rechtsgerichteten Präsidenten Gabrlel Gondlez Videla (Radi­
kale Partei) möglich, der nachdem seine Kandidatur von den 
Kommunisten mitgetragen worden war, diese später verfolg­... 
Schritte auf dem Weg zur endgültigen Herstellung 
der proletarischen Einheit 

Mit Beginn der 40er Jahre entstanden mehrere landesweite 
Verbände der Angestellten. 
Zwischen 1950 und 1952 bildeten sich dann vier Organisa-

Man wählte auch die erste nationa le Leitung der CUT. Zum 
Vorsit:enden wurde einstimmig der christl iche Arbeiter 
Clotario Biest gewählt. Der nationa len Leitung gehorten an: 
fOnf GewerkschaftsfOhrer der Kommunistischen Partei, vier 
der Sozialistischen Volkspartei, drei der Sozialistischen Par­
tei, drei ehemalige Mitglieder der Sozialistischen Partei, drei 
Anarchosyndikalisten, drei Vertreter der Nationalen Falange­
partei (1957 in Chrisldemokratische Partei umbenannt), zwei 
Radikale und zwei Parteilose. 

Erste nationale Streiks unter der Regierung Ib~nez 

Die erste Periode der CUT begann mit dem konst ituierenden 
Kongreß im Jahr. 1953. Er hatte drei Monate nach der Wahl 
von Carlos Ib~nez zum Präsidenten der Republik stattge­
funden. Dieser war von einer breiten populistischen VOlks­
bewegung unterstOtzt worden, an der sich Marxisten (Sozia· 
listische Volkspartei) bis hin zu Faschisten (Agrar­
laboristische Partei) beteiligten . 

Während der ersten Monate du ldete die Regierung die CUT, 
doch bald darauf wurde die Volks- und die Gewerkschafts­
bewegung Opfer einer massiven Repression. 
Am 14. Mai 1954 rief die CUT zum ersten nationalen Streik 
auf, der mit der Forderung nach öffentlichen Freiheiten 
verbunden war. 700.000 Werktätige folgten dem Aufruf. 

tionen, die Arbeiter und Angestell te um faßten. , _ _______________________ -::::;; 

Um 1952 gab es fOnf große Gewerkschaftszentralen: 
- den "Movimiento Unltarlo de Trabajadores", MUNT (Ein­
heitsbewegung der Werktätigen), der von zwölf anarchosyn­
dikalistischen Gewerkschaftsverbänden gebildet wurde; 
- die "Junta Nacional de Empleados de Chile", JUNECH 
(Nationaler Bund der Angestellten von Chile), zu dem die 
Gewerkschaftsverbände der staatlichen. halbstaatlichen und 
privaten Angestellten sowie der Lehrer gehörten und der 
vornehmlich von der Radikalen Partei kontroHiert wurde; 
- das "Comite de Obreros y Empleados" (Komitee der 
Arbeiter und Angestellten) , in dem die Kommunistische und 
die Sozialistische Partei Einfluß hatten; 
- die "Mov imien to de Unidad Sindical': MUS (Bewegung der 
gewerkschaftlichen Einheit), in dem die Sozialistische Volks­
partei stark war, und 
- das .. Comlte Nacional de Federaciones", CONAF (Natio­
nales Komitee der Verblinde) , das von ehemaligen Mitglie· 
dern der Soz ialistiSChen Partei und der Sozialistischen Vollci­
partei ~eleltet wurde. 
Am 23. September 1952 bildeten diese fOnf Gewerkschafts· 
organisationen die Nationale Kommission der Gewerkschaft­
lichen Einheit, die eine konkrete Aufgabe hatte: eine Ein­
heitszentrale aller Werktlitlgen Chiles zu grOnden. Dazu wur­
de die .. Komission der 35" gebildet, die sich aus sieben 
Delegierten als Vertreter IOr jede Organisation zusammen­
setzte. 

IV. Die Einhei tszentrale der We rktätigen 
CUT 
Vom 12. bis 16. Februar 1953 f,and in Santiago der konstitu­
ierende Kongre8 der CUT statt, an dem 2.355 Oelegiert'e als 
Vertreter von 952 Geweri<schaftsorganisationen teilnahmen. 
Der neugegrOndete Verband erhielt den Namen "Centra! 
Unica de Trabajadores de Chile", CUT (Einheitszentrale der 
Werktätigen Chiles). 
Auf dem konstituierenden Kongreß wurden die Statuten und 
die Prinzlpienerklä,[ung verabschiedet. Darin hieß es: . 
"Das wichtigste Ziel der Einheitszentrale der Werktätigen ist 
die Organlsierung aller Stadt· und Landarbeiter, ohne BerOck­
sichtigung ihrer politischen und religiösen Einstellung, ihrer 
Nationalitlit, Hautfarbe, ihres Gesch lechts oder Alters, um 
gegen die Ausbeutung des Menschen durch den MenSChen zu 
kämpfen, bis zur Errichtung des vollkommenen Sozialis­
mus'" . 

Diese erste Periode organischer EntwiCklung wurde durch 
einen taktischen Fehler der CUT jäh unterbrochen. Am 9. 
Januar 1956 begann man einen unbefristeten Streik gegen 
die Regierung von Ib.inez. Der Streik mißlang, und die CUT 
wurde hart verfOlgt. 

Rücksc hlag und Neuaufschwung der CUT (1956 
1962) 

Nach dem gescheiterten Streik galt es fOr die CUT, den 
ROckschlag zu Oberwinden und sich neu zu organisieren. 
Der erste ordentliche NaUonalkongreß der CUT mußte we­
gen der schwierigen Lage mehrmals verschoben werden, bis 
er schließ lich vom 15. bis 18. August 1957 stattfinden 
konnte. OIe geringe Teilnahme von nur 495 Gewerkschafts­
verbänden machte den ROckg'ang der Gewerkschaftsbewe-
gung deutlich. 43 
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1951:1 siegte bei den Präsidentschaftswahlen (jer Vertreter der 
reaktionären Krei se, Jorge Alessandri. 

Anfang 1959 fand ein Ereignis statt, das sich auf ganz 
Lateini1merika auswirkte: der Sieg der kubanischen Revolu· 
tion . 
Gegen Ende des Jahres, vom 4. bis 8. Dezember 59, fand der 
zweite ordentliche Kongreß der CUT statt, an dem sich 5 18 
Gewerkschaften beteiligten. Einer der zentralen behandelten 
Punkte war d ie Solidarität mit der kubaniSChen Revolution. 

Der dritte natlonille Kongreß der CUT wurde vom 1. bis 5. 
August 1962 durchgeführt. Die Teilnahme von 1.107 Ge· 
werkschilften zeigte, wie weit sich in der Zwischenzeit die 
Gewerkschaftsbewegung wieder erholt hatte. 
Die Aktionslinie der CUT wurde neu formuliert. Bis dahin 
hatte sich die CUT die unmittelbare und totale Aufhebung 
des kapitalistrschen Systems zur Aufgabe gestellt, was zu 
Anarchie in der Durchführung kurzfristiger Aktionen gefllhrt 
hatte. Der dritte Kongreß unterschied zwischen einer lang· 
fr istigen Zielsetzung - der Aufhebung des kapitalistischen 
Systems und als Vorstufe dazu der ErriChtung einer Volks­
regierung - und den unm ittelbaren Aufgaben, d. h. der 
Kampf zur Durchsetzung der Lohnforderungen der Werk­
tätigen. Der Kongre6 stand unter der Losung : "Chile braucht 
tiefgreifende Wandlungen". 
Er markierte den Abschluß der zweiten Periode der CUT. 

Das Erstarken der Arbeiterbewegung unter der Frei­
Regierung 

1962 wurde ein unruhiges Jahr. Am 19. NO'Jember hatte die 
CUT zu einem Generalstreik aufgerufen. Um den Zug'Jerkehr 
lahm zulegen, block ierten die Einwohner der Arbeitersiedlung 
Jose Maria Caro bei Santiago die Linien. Die Regierung setzte 
gegen sie MIt.itär ein, das auf die Massen sch06 und 6 Arbeiter 
tötete und 30 'Jerwundete. 

1964 konnte sich der christdemOkratische Präsidentschafts­
kandidat Eduardo Frei mit absoluter Mehrheit bei den 
Wahlen durchsetzen. Frels Kandidatur stand unter dem 
Mott.o "Revolution In Freiheit" und wurde als "revolu­
tionäre" Alternatl'Je zum Kandidaten der Volksparteien, 
Sal'Jador Allende, ausgegeben. 
Die Regierung der Christdemokraten in Chile na.hm tur sich 
in Anspruch, eine "demokratische" Antwort au f die kubani· 
sehe Re'Jolution zu sein. Sie wurde im Rahmen der von den 
USA entwickelten "Allianz für den Fortschritt'" geplant. 
In den ersten Jahren war ihre Aktion progressi'J und sie 
zählte auf die Unterstützung breiter Kreise, auch innerhalb 
der Arbeiterklasse. 

Der rechte FIOgei der Partei versuchte Indessen, die Regie­
rungsmacht zu benutzen, um neben der CUT eine weitere 
Gewerkschaftszentrale ins Leben zu rufen. Doch der Versuch 
scheiterte am Einheitswillen der Mehrheit der Arbeiter und 
stieß darüber hinaus auch beim linken Flügel dlH eigenen 
Partei auf Ablehnung. 
Vom 26. bis 28. August 1965 fand der vierte Kongre8 der 
CUT statt, unter der Losung: "Gewerkschaftliche Unabhän­
gigkeit und Einheit für den Sieg". In d ie Gewerk­
schaftsleitung wurd en 12 Kommunisten und 9 Sozialisten 
gewählt. Zum Vorsitzenden wurde Lu ls Flgueroa (Kommu­
nistische Partei) ernannt. 

Während der Regierungszeit der Christdemokratie erfUhr die 
gewerksch aflliehe Organisation der ca. 500.000 Landarbeiter 
und Kleinbauern einen großen Auftrieb. 
1964 gab es lediglich 24 Agrargewerkschaften mit insgesamt 
1.000 Mitgliedern. 1967 verabschiedete die Regierung das 
Gesetz Nr. 16.625 Ober gewerkschaftliche Organisierung auf 
dem Land, das bald seine Wirkung zeitigte. 1970 war die 
Zahl der Agrargewerkschaften bereits auf 484 angestiegen. 
Sie umfa6ten 140.631 Mitglieder, von denen etwa 90.000 
Mitglieder oder Sympathisanten der ChristdemOkratischen 
Partei waren. 

Oie Suche der Werktätigen nach neuen, revolutio­
nären Wegen 

Ab 1968 schlug d ie Regierung Frei e inen reaktionären Kurs 
ein. 
Die Arbeiter wurden unterdrOckt und bei 'Jerschiedenen 
Gelegenheiten niedergemetzelt. Dies führte dazu, daß die 
ChristdemOkratische Partei sich spaltete, eine linksgerichtete 
Gruppe, d ie d iese Politik nicht teilte, aus der Partei austrat 
und die MAPU (Bewegung der Einheitlichen Volksaktion) 
bildete. 

Die negati'Jen Erfahrungen, die die Arbeiter sowie weile 
Kreise der MItteischichten mit 'Jerschiedenen Regierungen ­
mit der popul istischen von Ibanez, mit dem Unternehmer 
Alessandrl und mit Freis .,Revolution In Freiheit" - gemach t 
hatten, bewog sie, neue Wege für die Lösung Ihrer Probleme 
zu suchen . 

Die CUT trug entscheidend dazu bei, das re'Jolutionäre 
Bewu6tsein der Werktätigen zu wecken. 
Vom 19. b ,s 24. NO'Jember 1968 fand ihr fünfter Kongreß 
statt, an dem 1.497 GewerHschaftsorganisationen teilnah· 
men. Die neue Losunlt war: "Einheit der Werktätigen für 
re'Jolutionäre Wandlungen". Während des Kongresses wurde 
das Scheitern von Freis Weg aufgezeigt und die Forderung 
tiefgreifender Änderungen aufgestellt, wie sie auch 'Jon der 
Volksbewegung gefordert wurden. 

Der Kongreß wurde im G~ist der Arbeitereinheil durchge­
führt, und es wurde mit bt::ionderer politischer Klarheit Kurs 
auf die SChaffung einer Bewegung der Volkseinheit genom­
men, womit die CUT den Weg freimachte tor die 1969 
erfolgte Konstltuierung der Unidad Popular'· . Die Erget>­
nisse der Wahlen zur nationalen Leitung machien die Kra't 
der verschiedenen Tendenzen innerhalb der Gewerkschafts­
bewegung deutlich. Die Kommunistische Partei stellte den 
Vorsitzenden (Luis Figueroa) und 13 beratende Mitglieder; 
die PS den Generalsekretär und 6 beratende Mitglieder , die 
ChristdemOkratische Partei (POC) den erslen stell'Jer· 
tretenden Vorsitzenden und 2 beratende Mitglieder; die 
Radikale Partei den zweiten stellvertretenden Vorsitzenden 
und ein beratendes Mitglied, die Sozialistische Volkspartei 
ein beratrmdes Mitglied und die MIR (Bewegung der Re'Jolu­
lionären Linken, 1965 gegründel) keinen Vertreter. 

Am 4. September 1970 siegte der Kandidat der Unidad 
Popular (UPI, Sillvador Allende, bei Ot!n Präsidentschafts­
wahlen und am 3. NO'Jember 1970 begann die Amtszeit der 
Volksregierung. 
Damit wurde die 'Jlerte Periode der CUT eingeleitet. Sie 
entspricht den tausend Tagen der Volksregierung . 

Landorbeiler in 5iidchile 



Prosident AUende bei Kupferorbeitern 

Die Klassenstruktur Chiles und die verschiedenen 
Abteilungen des Proletariats 

Um 1970 hatte Chile 9 Millionen Einwohner, von denen 3 
Millionen zur aktiven Bevölkerung zu rechnen waren. Den 
Hauptanteil stellte die Arbeiterklasse, die etwas über 1,5 
Millionen Personen umfaßte. 

Besonders gut organisiert, klassenbewußt und kämpferisch 
waren die Arbeiter der Monopolunternehmen und der qroßen 
Industriebetriebe: großer Kupferbergbau (25.oo0), Kohle 
(10.000), Salpeter (7.000), große Industriebetriebe 
(140.000), Hafenarbeiter (50.000) , Bahnarbeiter (27.0oo), 
Bauarbeiter (150.000). 
Unter ihnen hatten die KP, die PS und in weit geringerem 
Maße die PDC Einfluß. 

Ein relativ hohes O rganisationsniveau und Kampfkraft hatten 
auch die in der Erz iehung (130.oo0) und im Gesund­
heitswesen (80.000) tätigen Arbeiter und Angestellten ent­
wickelt. 
Bei der ersten Gruppe war besonders der Einfluß der Radika­
len Partei, der KP, der P'~ und der PDC stark, während bei 
der zweiten die KP und PS überwogen. 

Die landarbeiter zäh lten etwa 340.000 (die gesamte aktive 
Bevölkerung auf dem Land ergab 738.000 Personen), von 
denen 140.600 in Gewerkschaften organisiert waren. 
Unter den landarbeitern dominierte die PDC, während die 
KP und PS mit einem ziemlichen Abstand folgten. 

Die ch ileniSChen Arbeiter hatten bei den Wahlen in erster 
linie die Unidad Popular unterstützt und an zweiter Stelle 
die PDC. 

Zu den Mitteischichten waren etwa 40 % der aktiven Bevöl­
kerung zu zählen. 
Oie mittlere und kleine Stadtbourgeoisie (mittlere und kleine 
Industrielle, mittlere KaUfleute) um1aßte etwa 13.000 Perso­
nen, die mittlere und kleine land bourgeoisie 250.000 land­
besitzer. 
Zur kleinen Stadtbourgeoisie gehörten 130.000 etablierte 
Einzelhändler, 150.000 Markthändler, 23.200 handwerkliche 
Indust rielle und 60.000 Fuhrunternehmer. 
Die 100.000 Mapucheindianer, die es im Land gab, gehörten 
zur k leinen Landbourgeoisie. 
Großes Gewicht hatten auch die Angestellten im bürokra­
tischen Staatsapparat, die Ober 50 % aller Angestellten des 
landes ausmachten. 

Bei den Wahlen 1970 war die Haltung der Mittelschichten 
nicht einheitlich : Die mittlere und Teile der kleinen Stadt-

und Landbourgeoisie stimmten für den Kandidaten der Rech­
ten oder den Christdemokraten; die Mehrheit der kleinen 
Stadt- und Landbourgeoisie .stimmte für die UP; die zur 
kleinen Bourgeoisie gehörenden Berufstätigen stimmten in 
erster linie toT die Rechte und in geringerem Maße für die 
Chr istdemokratie; die Verwaltungsangestell ten der Unter­
nehmen unterstützten die PDC oder die UP; die höhere 
UnternehmerbOrokratie gab der Rechten Ihre Stimme. 

Oie GroßbourgeoiSie (etwa 3 % der aktiven BeVölkerung) 
setzte sich für den Sieg der Rechten ein. 

Neue Aufgaben unter der Regierung Allende 

Mit der Amtsaufnahme der Volksregierung vervielfältigten 
Sich die Aufgaben und die Verantwortung der Werktätigen. 
Dies wurde von der CUT erkannt, und am 8. Dezember 1970 
unterschrieb sie eine Vereinbarung mit der Regierung AlIen­
des, in der es hieß: 
"Sowt'hl das Regierungsprogramm der UP als auch ihre 
Prinzipienerklärung und die Beschlüsse der Kongresse der 
CUT stellen IIbereinstimmend fest, daß eine endgültige L ö­
sung der Probleme nur durch tiefgreifende Veränderungen in 
der wirtschaftlichen und sozialen Struktur des Landes er­
!'eicht werden kann ... Die aktive und direkte Beteiligung der 
Werktätigen an der Ausarbeitung und Durchführung dieser 
Veränderungen wird der beste Garant fOr ihre Erfüllung 
sein .. . Die verantwortungsbewußte und patriotische Ver­
pflichtung der Werktätigen wird es sein, sich ständig um eine 
Steigerung der Produktivität zu bemühen"". 
Wenige Tage später unterschrieben die Salpeterarbeiter eine 
feierliche Verpflichtung, auf ihrem Gebiet die Produktion zu 
steigern. Die Mehrheit der Arbeiterklasse hatte eine ähnlich 
positive Haltung. 

Die Mitbestimmung der Arbeiter vollzog sich auf allen 
Ebenen. Sie fing damit an , daß zum ersten mal in der 
Geschichte Chiles Arbeiter Ministerämter einnahmen und 
re ichte Ober die Mitbestimmung in dem Produktions-, Han­
dels- und Verwaltungsapparat der Unternehmen sowie im 
Dienstleistungssektor bis hin zur Beteiligung an den Produk­
tionskomitees in jeder Abteilung eines Betriebes. Das t,e ißt, 
die Werktätigen hatten aktives MItsprache- und Mitbestim­
mungsrecht in allen Bereichen des wirtschaftlichen, sozialen 
und polit ischen Lebens des landes. 

Während seiner Rede am 1. Mai 1972 gab Präsident Allende 
bekannt, daß sich im staatlichen Wirtschaftsbereich in 70 
Unternehmen mit insgesamt 70.000 Werktätigen Verwal­
tungsräte gebildet hätten und daß dies in weiteren 41 in 
KOrze geschehen solle. Gleichzeit ig teilte er mit , daß im Jahre 
1971 alleine 599 neue Industriegewerkschaften (mit 35.000 
Mitgliedern) und 122 Agrargewerkschaften (mit 127.000 
Mitgliedern) eingetragen worden wären. 

Klares Votum der organisierten Arbeiter für die 
UP·Parteien 

Im Oktober 1971 fand der sechste Kongreß der CUT statt. 
Es war der größte dieser Organisation, und man untersuchte 
die Formen der Beteiligung der Arbeiter am revolutionären 
Prozeß. Man beschloß, die neue Leitung der CUT durch 
direkte Wahlen zu bestimn , ~.,. an denen sich alle organi­
sierten Arbeiter beteiligten. 

Die Abstimmung, die am 30. und 31. Mai 1972 stattfand, 
machte die Stärke der verschiedenen Tendenzen Innerhalb 
der Arbeitsbewegung deutlich : die Unidad Popular erreichte 
70 % der Stimmen (KP 33 %, PS 28 %, MAPU 3,2 %, PR 
(Radikale Partei) 2,9 %, tC (Christliche Unke) 0,4 % ... ): die 
PDC erhielt 27,8 % und die MIR 1,2 % der Stimmen. 
Die Wahlen bewie~n, daß die Kommunistische Partei weiter-
hin die stärkste Partei war, daß die PDC einen Stimmenzu­
wachs verbuchen konnte (zweifellos wurde sie von den 45 
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CUT-Vorsitzender lub Figueroo 

reaktionären Kreisen unterstlltzt) und daß die MIR innerhalb 
der Arbeiterklasse einen verschwindend geringen Einfluß 
besaß. 

Die Opposition versuchte mehrmals, die Arbeiter gegen die 
Volksregierung aufzubringen, indem sie sie zu übermäßigen 
Lohnforderungen anhalten wollte. Obgleich bei diesen Aktio· 
nen Rechtse)(tremisten, Ctiristdemokraten und Ultralinke 
gemeinsam handelten, scheiterten ihre spalterischen Bestre­
bungen. 
Einen gew issen Ertolg konnten sie Anfang 1973 bel dem 
Streik der Kupferarbeiter von EI Tenlente erreichen. Doch 
obwohl sich im Kupferbergbau eine "Arbe!teraristokratie" 
herausgebildet hatte, beteiligten sich an dem Streik, der zwei 
Monate dauerte, keine 50'110 der Arbeiter. In anderen Minen 
kam es zu kurzen Arbeitsniederlegungen. 
Im allgemeinen haben jedoch die Kupferarbeiter, wie alle 
anderen Arbeiter, die Volksregierung verantwortungSbewußt 
unterstützt. 

Im Jahre 1973 hatte die CUT eine Million Mitglieder. Oie 
grOßten angegliederten Arbeitsverbände waren: Landarbeiter 
( 152.000)", Erziehungswesen (130.000), Bau und Holz 
(125.000), Minen (100.000), Hafen und Schiffe (50.000), 
Gesundheitswesen (45.000), Te)(t il industrie (35.000), Metall 
(35.000), Bahnarbeiter (27.000), Akademiker und Techniker 
im Gesundheitswesen (18_000), Arbeiter im öffentlichen 
Dienst (16.000), Bankangestellte (16.000), Leder- und 
Schuh industrie (12.000), Personal der Staatsuniversität, Uni­
versldad de Chile (10,000). 

Die Volksregierung wurde am 1 L September 1973 gewalt­
sam gestürzt. Damit endete auch die vierte Periode der CUT. 

Der Widerstand des chilenischen Proletariats gegen 
die faschistische Diktatur 

Der faschistische Putsch hatte das Ziel, den von den chileni­
schen Arbeitern vorangetriebenen revolutionären Prozeß ab· 
zubrechen. Deshalb wurden die chilenische Arbeiterklasse 
und ihre gewerkschaftlichen und politischen Organisationen 
besonders hart verfOlgt. 
Am 24, Septembe r 1973 wurde das Gesetzesdektet Nr. 12 
verabschiedet. das die CUT verbot. Wenig später stellte das 

Gesetzesdektet Nt. 198 die Gewerkschaften unter MilItär­
kontrolle. 
Doch die Arbeiterklasse kämpft weiter. 
Die CUT ist In r1en Untergrund gegangen und leitet von dort 
aus die Aktionen. In jeder Gewerkschaft gibt es neben der 
von den Faschisten ernannten Leitung noch eine von den 
Arbeitern gewäl"llte Untergrund führung. 
Es haben bisher Ober 3.000 Streiks stattgefunden. So streik­
ten beispielsweise die Arbeiter der Kupfermine EI Salvador 
neun Mal hintereinander und erreichten damit, daß neun 
Arbeiterlührer de.- Mine, die am 17. Juli 1975 verhaftet 
worden waren, wie'1er freigela ssen werden mußten. 

Zur Zeit arbeiten 24 landesweite Gewerkschaftsverbände, in 
denen die Mehrheit der Werktätigen organisiert Ist. Diese 
haben die Projekte der Junta zum Arbeitsrecht und beson­
ders ihr neues Arbeitgeselzbuch abgelehnt. DarOber hinaus 
haben sie ihre Entschlossenheit bewiesen, die Einheits­
zentrale der Werktätigen Chiles zu verteidigen und keine 
Nebenorgan isationen zuzulassen . 

Unter dem grausamen Terror kämpfen die chilenischen Ar­
beiter weiterhin für bessere Lohnbedlngungen und fOr ge­
werkschaftliche Freiheiten. In diesen Kämpfen bilde t sich an 
der Basis die antifaschistische Einheit. 
Gewerkschaftsvertreter der Unidad Popular und der PDC 
haben eine gemeinsame Plattform entwickelt, die sowoh l 
wirtschaftliche als auch politiSChe Forderungen enthält. Dies 
trägt dazu bei, daß die Aktivität der Massen wächst und sie 
das Vertrauen in ihre eigene Kraft zurOckgewinnen. 

Der ungebrochene Widerstand bewirkt von Seiten der FaSCh i­
sten eine verstärkte Repression. 
Im Mai 1976 fand die grausamste Repressionswelle seit dem 
P.utsch 1973 statt. Viele Arbeiterführer wurden verhaftet, 
doch ihre Verhaftung wird geleugnet: Bernardo Araya, Vic­
tor Diu, Mario Zamorano, E)(equiel Ponce. Unter den 
Verhafteten befinden sich auch führende Repräsentanten der 
UP wie Jorge Munoz, Jose Weibel , Carlos Lorca, Ricardo 
Lagos und weiterhin Luis Corvalan, Symbol der polit iSChen 
Gefangenen des Faschismus. 

Anmerkungen: 
I Zit. nich, Juan Vargas Puetola, La 'uen. PO' la un idild da la clase 

Obrera 10e. Kampf Hlr d le Einneit der Arbetterk 'a~se). in, 
AUS'indsbuUetln der KP Cniles. Santi.go. Nr. 16/Mlirz-April 
1976, S. 33f. , Ricar!lO 00n050, Alenandri, agitado r y d emoledo. (Alesnnllt i, 
Agilato ' und Zerslö r. rI8d. I, Sintiago, o.J .. S. 91 

Zil. n ,cn , Emilio R olo. Hac. 100 anos n.ci6 . , fundador dOll PC 
de Cnlle (Vor 100 Janren wurde der 8egrOnder deI KP Chiles 
geDO'en): in: ReUbarren, He.ausgebe,! Chil e Anlifa.eist a , Beflin 
1976,5.13 

Zit . nicn, Emilio Roio, •.•. 0 .. S. 13 f. 

Zit. na,n: Juan V"IJoIS Puebla, •. a.O .• S. 36 

6 Zit. nacn: Emilio Rolo, a.a.O .. 5. 15 
za. naell, AUS'in!lSbullet1n oe KP Chiles. 5.nt1ago, NI. 16/M& rz· 
Ap'iI 1976, S. 49 

• Zlt. nich: Ch ile. 6ell,,1I" zu AholJ, Sint lJ9<I, No".ember 19 71 . 5 , 

" IIgl. Manl'ed UKhner, Die neokolonlJle St ' ~teg" oe. USA Im 
"H int~.nof Laleiname.,ki", in: Antiimpe.ial l.lloen .. InfmmJ_ 
l ion.toulletin, Ma'Ou'lI. Nt . 6 /1976 . S. 17- 27 

" Vgl. Cn'le·Refe'.t. Ant1,mper,aliU;K n .. ,nfo ,mal ,on.oUllet,n, 
Malbutg, Nt. 11- 12/1973, Ookumententelf, 5 . 14 

" Z1l. nacn: Chile. 8eilage zu Al\ota, ~. a.O., S. 60 

" Die der CUT zugehö'ige L.nda'De;te'gewerk~en. ft "R~nQu!l" 

("Confldetllc;bn N~c;on.1 CJmpeslna Ind'gen."), die ".on der KP 
angefilntl wurde , war lIie Ullrk,U GewerkscnaU d .. Landprole­
la ' laU. Oie zweil.t.1.kste Landa,beilervewerkscnalt "Llbettad" 
("Confeoerllc ,on N;tc ional Slnlllcal Campe.ina ") umfalUe rund 
100.000 Mitgliede' , wurde ".on der PDC konl,olliert und WJt 
nicht Der CUT angescnlos.en. 



Uruguay 

Am 12. Juni 1976 setzte das Militär in Uruguay Juan Maria Bordaberry als StaatspräSldenten ab und 
vorerst Alberto Demichelli , den bisherigen Vizepräsidenten , an seine Stelle . Ursache der Ablösung 
Bordaberrys war , daß er sich beharrlich gegen die Kräfte wehrte, die beabBichti~eD , vor das Ge ­
bäude ihrer Diktatur eine Zwei -Parteien Fassade (Zulassung'nur der gesäuberten' Colorados " und 
"Blancos·II nach dem Vorbild des Zweiparteiensystems in Brasilien) zu setzen . 
Am 27 . Juni d . J . kODsti tuierte sich ein "Rat der Nation", der sich aus dem 25 Mitglieder zählenden 
Staatsrat und den 21 ranghöchsten Offizieren der Streitkräfte zusammensetzt, und der allmählich "die 
Rückkehr des Landes zur Demokratie einleiten soll" (NZZ , 29 . 6 . 1976) . Allerdings war schon vorh0r 
klar , wie Demichelli formulierte : Verboten bleiben die seit 1973 i.llegalen linken Parteien, sus­
pendierte Parteien dürfen in etwa drei Jahre n eine begrenzte Tätigkeit ausüben und eine "demokrati ­
sche Öffnung" ist vor 1984 nicht zu erwarten . Per Dekret suspendierte Demichelli die laut Verfas­
sung für November fälligen Präsidentachaftswahlen . 
Aus dem bisher Gesagten wird deutlich , daß sich grundsätzlich nichts an der Politik der Diktatur 
ändern wird . Vieles deutet daraufhin, daß die USA und ihr Botschafter Siracusa bei der Absetzung 
Bordaberrys die Finger im Spiel hatten (siehe Kasten) . 
Über die Hintergründe der neue ren Entwi.cltlung, den Faschisierungsprozeß im südlichen Lateinamerika 
und den Volkswiderstand in Uruguay informierte im Juni des Jahres Enrigue Rodriguez, Sekretär des 
ZK der KP Uruguays , der dem AIB dieses Interview gewährte . 

Interview mit Enrique Rodriguez 

Die 0idattI' i1 
cIe Faschisienllg 
FRAGE : In Bolivien, Chile und Uruguay sind in 
den letzten Jahren faschistische Regimes eta­
bliert worden . Seit der Machtübernahme der Mili ­
tärs in Argentinien zeichnet sich dort eine ähn­
liche Entwicklung ab . Worin liegen Ihrer Meinung 
nach die tieferen Ursachen dieses Faschisierungs­
prozesses begründet? 

E. RODRIGUEZ : Es wäre in der Tat nicht korrekt , 
das Problem Uruguay isoliert von den Ereignissen 
in Süd amerika darzulegen . In Uruguay gibt es 
heute eine authentische Tragödie der Repression , 
der faschistischen Methoden , wobei wir uns in 
Uruguay bewußt sind , daß es sich dabei nicht um 
ein nur loternes Problem unseres Landes handelt . 
Vielmehr steht dies in unmittelbarer Verbindung 
mit dem Versuch des nordamerikanischen Imperia­
lismus , gestützt auf die einheimische soziale 
Reaktion, im ganzen Süden Lateinamerikas faschi­
stische Regimes zu errichten und die Zerschla­
gung der fortschri ttlichen Bewegung zu orga,Ill. ­

sieren. 

Unadl. n d.rFaschisi. nmg : 

ökanomisdl. Struleturkris • . . . 

E. Rodriguez b eim Gespräch 

und aufgrund der Abhängigkeit vom monopolisti ­
schen ausländischen Kapital . Die Ausnahme in 
dieser Beziehung ist nur Kuba. 

Es handelt sich bei diesen schmerzlichen Ereig­
nissen nicht um ein Problem, das heute in diesem 
oder j enem Lande geschieht , sondern es handelt 
sich um eine Situation , die alle Länder Latein­
amerikas betrifft . 
Die Ursache der Diktaturen in Uruguay, in Chile, 
in Bolivien und Paragu83 ist in erster Linie ei­
ne ökonomische . Die südamerikanischen Gesell ­
schaftsordnungen befinden sich in einer allge ­
meinen Krise , in einer tiefen ökonomischenStruk­
rurkrise , aufgrund ihrer internen Vidersprüche 

Diese Situation jst solange für die USA nicht 
gefährliCh , solang& man sie noch mit einigen 
Mitteln mildern kann wie durch die "Allianz für 
den Fortschritt", die 1962 installiert wurde, und 
eine Reihe weiterer Stützungsmaßnahmen des US­
Kapitals für die südamerikanischen Oligarchien. 

In den letzten Jahren aber war diese Situation 
und diese Polit1k für die lateinamerikanischen 
Länder , f ür ihre 'Wirtechaft und die Entwicklung 
ihrer Industrie verhängnisvoll und zeigte abso-

lut keinen Ausweg . 
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Es begann ein Kamp! gegen diese Sitruation , der 

sich nicht überall gleich=äBig aber im konti ­

nentalen Maßs tab ent',dcke] te . 

So könnt e lIl8Jl auf die Revolution 1952 1n Boli­

vien hinweisen , auf Guatemala 1953/54 , auf die 

kUbanische Revolution oder auf die 1968 von na­

t ionalis tisch- revolutionären Hilit&rs durcbge­

führte Revolution in Peru . 

Explosive und gefährliche revolutionäre Ereig­

nisse waren natürlich der Sieg der Unidad Popu­

lar in Chi le , der Fortschritt der Frente Amplio 

in Uruguay oder das Anwachsen und Erstarken der 

antiimperialistiscb-nationalistiscben Bewegung 

i n Argentinien , was einen Höhepunkt in der Rück­

kehr und Wiederwahl General Perone> fand . 

All dies e verschiedenartigen Bewegungen haben 

ein und dieselbe StoBricbtung: den Kampf geßen 

die politiscbe und ökonomische Vorherrscbaft 

durch den Neokolonialiscws, durch die interna­

tionalen Konzerne . 

, •• und ... nl'ftolutiorNir. 'olitilc der US~ 

Die Vereinigten Staaten sind fest entschlossen , 

kein zweite s Kuba mehr auf dem Kontinent zuzu­

lassen und auch keine antiimperialistiscb-revo-

lutionäre Regierung , ..,ie es die der Unidad Popu­

lar in Chile war und die der Frente Amplio in 

Uruguay wäre . De shalb greifen sie zu offen fa ­

schistischen Methoden , \-IeWl sie sich nicht mehl' 

mit demokratischen Mitteln an de!' Macht .m Ual ­
t'en vermögen . 

FRAGE: Die Prakti'l.ie-rung einer reaktionären Re­
gierungspolitik in dem als lateinamerikanisches 
Musterland bürgerlicher Demokratie geltenden 
Uruguay wird allgemein mit dem Putsch von 1973 
in eina gesetzt' . Hat es indessen nicht schon 
vorberei tende Sehri tte gegeben? 

E . RODRIGUEZ = Ja , denn der Prozeß der Fasebi ­

sierung in Uruguay hat berei ts im Jahre 1968 un­

ter dem Vorgänser von Bordaberry , unter der Re ­

gierung von Paeheco Areco begonnen . Es begann 

ein Angriff gege n alle Rechte U.:ld Freiheiten, 

beispie lsweise das Streik- und Versammlungsrecht , 

jedoch noch ohne die Form einer Diktatur anzuneh­

men . Die Erklärung für diesen reaktionären Vor­

marsch liegt darin , daß in den letzten 8- 10 Jah­
ren die Entwicklung der- fortschrittlichen Volk..s ­

massen, der Arbeiter- und Gewsr-kschaItsbewegung , 

der Studentenbewegung , der fortschrittlichen 

Strömungen innerhalb des Heeres und der Iti rehe, 

die allgemeine Opposition zu einer großen Ein­

heit geführt batten , die 1971 mit der Bildung 

der Frente Aoplio, der Breiten F~onL, einen Bö-

.------ Die Geschäfte des US-Botschafters Siracusa ------, 
Di p lomatischer und wirtschaftlicher Druck der 

USA auf d as Militiirregime in Uruguay , die Dik_ 
tatur langsam in eine "kontrollierte Demokra­
tie" zu transformieren , hat zu .. . ernsten Zer­
würfni ssen zwischen Präsident Bordaberry und 
den Militärs geführt( • • • ) 
Vor allem Wirt echaft s mini ster Alejandro Ville­
gas bestand auf einer allmählichen Rückkehr zu 
demokratischen Regierungs!ormen unter Erhal ­
tung der traditionellen ~roßen P3rteien von 
"Colorados " und " Blancos' . Der Wirtecho.!tsmini ­
ster war für eine Verländerung der Amtszeit des 
Präsidenten um nur fünf Jahre, in denen die 
traditionellen Parteien von unbequemen Polit i ­
kern gesäubert werden sollten , um dann ri siko- Abscna!!'Ung der Parteien und nes Pal'lWllents 
loe freie Wahlen abhalten zu können . 
In diese innere Diskussion schaltete sich im die marxistischen Strötluogen nur sLärken wür-
April offen der US- Botschai"ter in Montevideo de . 
ein , indem er Armeecllef General Julio Ce sa.r Von seiten der USA .ipielt i n der SOl'ge um die 
Adora in einem Schreiben auffOl~erte , den Aus - innenpolitiscbe ZukunfL Urugunys auch eine 
nahmezustacd aufzuhehen, Wahlen mit sorgfältig Rolle , daß es dem Pentagon bisher nicht gelun­
ausgesiebten Kandidaten der traditionellen Par- gen iet , die Zustimmung Uruguays zur Errich­
teien vorzubereiten und den allmählichen Rück- tune: elnel' Luftwtll'eobasis des Strategie A:;.:-

"'1' " d "cr i Leb Command ;?;u e!'halten , obwohl eine Entscbädigun 
z;ug der n.i ~tars aus el:! 0 entl chen en Val! jä.!u·.lch 100 Mio Dollar e,n""'boten Mo.'de . 
ein:tu1e~ten . US- Botschafter Ernest Siracusa ( 0-

hat;te bereit'e 8:11$ BotSChafter in Bolivien 19?1 eioe SW!III1e, die der Hälfte des uruguayiacl1en 
beim Sturz des vor kurzem in Buenog Airee eJ:,"- Export.s entsp1'lCht') . 
mordeten bolivianischen Pr'isidcnten Juan JOGe Den USA liegt nach d",n Veränder'llngen Ln Angola 
Torre s Erfahrungen in der Neuorganisation in- und Mor;alllbique viel an einer Luftwafrenbasib 
uenpo!ill(>cher Verhältnisse eines lateinameri - in SÜda.cerika, die zur verstärkten OberwacbUDI:'; 
kani schen Landes sesam:nelt . Sein Gesprächs - des Südatlantik nötig wäre . Gegen die Genehmi ­
partner , ~~eechef Vadora , dlente vor der Beru- gung des Baus einer US- Basis in U~guay hatte~ 
fung auf diesen Posten als Vertre t er Uruguays sich oit.her die i':itglieder des nationalisti-
Ln der " Lnteramerikanischen Vert eidigungsjun- schen FliJgels innerhalb der Streitkräfte IlU!1 -
ta" In Wsshington und genießt das Vertrauen gesprochen , darunter d1e C~efs von Ll.II"t .... o.ffe 
des Pentagon . In der Auseinandersetzung mi~ und Marine sowie der Kommandant der Vierten 
EordubeJ'f'Y über die Frage der Beibehaltung tl'a.- Militürregioll , Genera1 GrslSorio AlvII1'ez . In 
ditiolle ller Parteien oder do!' Errichtung eines seinem Scbreiben an q&dora forderte US- Bot­
korporativen St"'llesvertret"on 'ilirtSCha!'tsmini - sch"fter Sil'acusa r1eahelt:. >'luch die Versetzwlg 
ster Villee-as , U8 - BoLGchat'ter Siracusa IlDd Alva.~e& ,n Jen R\iliesta:lo . 
Armeechef Vadora die Meinung , d!I.B eine Völlige ( Au<;: SüddeutSChe Zeitung , 11 . 6 . 1976) 
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hepunkt erreichte. Die Breite Front stand unter 
dem Vorsitz von General Liber Seregni und an ihr 
beteiligten sich die Christdemokratische. die 
Kommunistische und Sozialistische Partei sowie 
Gruppen anderer traditioneller Parteien auf der 
Grundlage einer fortsChrittlichen linken Plstt­
form1 ) . 

Das erste Opfer der reaktionären Welle, die spä­
ter zur Diktatur führte, war der junge Student 
und Arbeiter, Liber Aree, der im August 1968 er­
mordet wurde . 

Zwei W~e de. KampNI: 
Volk. bewegung und Tupamaros 

Die Wege, die der A.amp! in Uruguay beschritten 
bat , kann man in zwei parallel verlaufenden We­
gen zusammenfassen; 

Da ist auf der einen Sei te der st:arke, intensi­
ve , ununterbrochene Kampf des Volkes. besonders 
der Arbeiterklasse , die Bildung von starken ein­
heitliChen Gew~rkschaften mit der Gewerkschafts­
zentrale CNT (Convencion Nacional de Trabajado­
res - Ilationalversamrr.lung der Arbeiter)2) und 

der Kampf der fortschrittlichen politischen Par­

teien in der Frente Amplioj und auf der anderen 
Sei te kämpfte die. Tupamaro- Bewegung lIIi t Methoden 
des individuellen Terrors und des direkten mili ­
tärischen Kampfes gegen die Reaktion . 
Der Kampf entwickelte sicb in beiden Formen , und 
beide waren z·,.,eifeleohne A.usdruck einer groBen 
sozialen wie politischen Unzufriedenheit der 
Volksmasaen und flOBsen gewissermaßen ein in den 
K8J:Ipf gegen die herrschende Klasse. gegen das 
kapitalistische System, gegen die Zustände in 
Uruguay . 

Diese beiden Bewegungen erbrachten zwei verschie ­
dene Ergebnisse . 
Die vereinte Arbei ter- und Volks bewegung betei­
ligte sich in Gestal t der FNlnte Amplio kurz 
nach ihrer Gründung an den Wahlen Ende 1971, 
stell te ihren Vorsitzenden General Seregni als 
Präsidentschüftskandidaten auf und führte eine 
sehr intensive Wahlkampagne ~m ganzen Lande 
durch . DltB Wahlresultat waren über 20% der abge ­
gebenen Stimnen 1m' ganzen Lande und besonders 
viele in der Rauptstadt Montevideo (31~ , d . Red . ) . 
Bordaberry lewann d1e Wahlen und wurde P~ijsideot 
={t sohr wenigen Stimmen Vorsprung . 

Oie Errid\tun9 der 8ordabeny.Dilo:tatur 1973 

Die Xätlpfe hleI "en MC:" der Wahl Bo:'C\.abe!'.t'Ye zum 

Pri.!l':den ten (er trat im t~lir .. 1972 sein Aot an) 

unvermi ode rt an . 
Die Arbeiterklasse führte zahlreiche Streikkämp­
fe durch . 

Auch die TupaJllaros führten ihre Aktionen oit den 
bekannten Met~oden weiter . Und schon im April 

1972 griff Bordaberry zu den schärfsten Maßnah­
men , bei denen er das He~r gegen die Tupamaros 
einsetzte und den.inneren Kriegszustand verkün­
dete. 
10 Ergebnis dieser Repression wurde der Hilitär­
apparat der Tupamaros zerschlagen , und da sich 
dieee BelO"egung nur auf ihren I'1ilitärapparat 
stützte , ~e sie faktisch zerstört . Viele tau­

sende Tupamaros 'oo'Urden verbaftet , mißhandelt und 
ermordet . Viele Tupamaros gingen nach Chile . 
Nach deli! PutSCh mußten sie aber auch aue Chile 
wieder die Flucht antreten . Der Kampf der Volks­
bewegung aber ging weiter . 

Im Januar 197' führte dies zu einer fortschritt ­
lichen, nationslistischen Bewegung der Offizie ­
re3) , aber BOrdaberry arrangierte sich mit den 
ultrareaktionären Offizieren und Generälen des 
Heeres . Und sm 27 . Juni 197' schritten sie zum 

Staatsstreich . 

FRAGE: Wie reagierte die Volks- und Arbeiterbe­
'NCgung auf den Rechtsputsch? 

E . RODRIGUEZ: Bordaberry und die reaktionären 
Militärs glaubten , daß sie nach der Zerschlagung 
der Tupamaro- Bewegung die Volksbewegung inSchacb. 
hslten könnten . Das hat sich aber nicht bestä ­
tigt , handelte es sich doch um zwei grundver­
schiedene, nicht miteinander verbundene Bewegun­
gen . So irrten die Putschisten auch, als sie er­
warteten, daß sieh ihnen sm 27 . Juni und danach 
kein nennenswerter Widerstand entgegenstellen 
werde . 

Widerstand und organisierter Rüdau9 

Stattde3sen erklärte die Gewerkschaftszentrale 
CUT 8JII Tag des Staatsstreiches den poli tischen 
Generalstreik , der 15 Tage lang mit Fabrikbeset­
zungen durcngeführt wurde . Dieser Generalstreik 
batte zwar nicht den allgeaeinen Aufstand zum 
Ziel . Aber er war die kämpferische Antwort der 
vom Volk unterstützten Arbeiterbewegung auf die 
Errichtung der Di~atur. hätte aber , falls eine 
Spaltung der Armee eingetreten wäre , eventuell 
zum StuJ:'z eier Diktatur tühren können . Das ge ­
schah .nicht . 

Jedenfalls war es unmöglich, die Erricht:ung der 
Diktatur ohIle Kampfansage hinzunehmen . Aus poli­
tischen wie aus moralischen Gründen war es not­
wendig , daß die Arbeiterklasse - die eine ein­
neitliche Kraft im Lande dar8tell~. denn es gibt 
in Uruguay keine and.eren als die kltlssenbewußten 
GewerksChaften - im Verein mit dem Verband der 
Urugunyisehen Hocbschulstlldenten (FEUD) und ande­
ren Krätten oittela eines Generalstreiks ihre 
Opposition , ihren Protest gegen die Errichtung 
der Diktatur bekundete . 
Als sie nach 15 Tagen den Generalstreik aufheben 
~ußte , wandte sich dis CNT- Führung in einem l'Iani -
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rest an 4ie Arbeiterklasee. Sie erklärte, warum 
die s unumgänglicb war, und es begann eine neue 
Periode im Kampf gegen die Diktatur . 

Die CNT würde von der Regierung verboten , weil 
sie diesen Streik initiiert hatte, aber die Ge ­
werkschaf ten bestanden weiter und in dieser Pe ­
riode, die sebr hart war - viele Arbeiter und 
Mitglieder der fortSChrittlichen Parteien wurden 
verhaftet - ging der Kampf weiter . Der 1 . Mai 
wurde begangen , und eine ganze Reihe von Forde ­
rungen der Arbeiterklasse konnten in den Tages­
kämpfen der Phase von Juli 197~ bis zum Septem­
ber 1975 nocb durcbgesetzt werden . 

Diese Periode hat auch der Diktatur bewiesen , 
daß es ihr nicht gelungen ist , die Volksbewegung 
zu zerechlagen . Es ist ihr beispielsweise nicbt 
gelungen , obwohl es versucht wurde , die Gewerk­
schaftsbewegung, die eine sehr wichtige Rolle 
spiel t , im Lande für sich zu gewinnen . Ja nicht 
nur die Gewerkschaftsbewegung ale solcbe , 80n­
dem nicht einmal eine einzige Gewerkschaft konn­
te für die Politik der Diktatur gewonnen werden . 

Sdtlog v-sJen di. Oppo.ition.llräft. 
im Oktob., 1975 

Einer der Hauptanliegen der Diktatur und ein 
Wunsch der reaktionären Bourgeoisie war es seit 
langem , die Universität von fortschrittlichem 
Geist zu reinigen . 
Man organisierte deshalb geheime Wahlen für den 
Senat der Universität und gleichzeitig für die 
repräsentative Form, in der Studenten, Dozenten 
und der Senat die Geschicke der Universität lei­
ten . Diese We.bl ergab , daß 7Z1& der Wähler gegen 
die Kandidaten , die die Politik des Regime s ver­
fochten, stimmten. 
Die Antwort der Diktatur war die militärische 
Intervention an der Universität und die Auflö­
sung des Studentenverbandes FEUU . 

FRAGE ; In der letzten Zeit sind erschreckende 
Bilder und NachriChten über Folterungen in Uru­
guay an die Offentlicbkeit gedrunsen . Welche 
Ausmaße und nauen Züge hat der Terror der Dikta­
tur in jün~9ter Zeit angenommen? 

E. RODRIGUEZ; Die Diktatur bereitete sich ein­
einhalb Jahre auf einen großangelegten Schlag 
gegen die fortschrittlichen Kräfte vor, der im 
Oktober vergangenen Jahres atattfand . Sie konzen­
trierten alle Repressionskräfte, das Heer, die 
Marine , die Luftwaffe, die Polizei, die urugua­
yi schen Geheimdienste , den US- Geheimdienst CIA 
und die brasilianische Polizei gegen die f ort­
achri ttliche Bewegung im Lande . 
Man muß sagen , daß 54% des Staatshaushaltes für 
Repressionszwecke und rür das Heer verausgabt 
werden, was ein und daeselbe ist , da das Heer 
keine anderen Aurgaben erfüllt, als die Unter-

~drüCkung der Volksmassen . 

Die angewandten Metboden waren bisher in Uruguay 
absolut unbekannt . Und wir sind der Meinung, daß 
dieses Vorgeben bier getestet werden soll , um 
die Wirkung festzustellen . Die Mißhandlungen und 
die Polter , individuell gesehen , sind von einer 
une rhörten und fast unbeschreiblichen Grausam­
keit . Docb es handelt sicb nicht nur um eine in­
~ividuelle GraUSamkeit , sondern um eine Massen­
mißhandlung . 

N.uortis- Folt.,m. thod. n 

Man muß sicb vorstellen, daß seit Oktober 1975 
Tausende Patrioten , Bürger des Landes, au.f sol­

cbe Wei se mißhandelt worden sind. . Ober die grau­
samen Methoden geben Beschreibungen Aufschluß , 
die sus den Folterzentren dee Heeres und der Po­
lizei an die Offentlichkeit gelangten ; dtu"UILLer 
zwei spektakuläre Fotographien und der Brief ei ­
nes Orriziers . Die besagten Fotos zeigen 2 Fol ­
termethoden, bei denen Patrioten aufgehängt oder 
auf einen Bock, d . b . auf ein vierkantiges Ei sen 
gesetzt werden. 

Uruguflyi .sc h e t'o l tonBa thod e " Sägebock" 

Aber es gibt noch andere, diesen vergleichbare 
Methoden, die bloß noch nicht fotographiert wer­
den konnten . So ist z . B. bekannt, dcß in einem 
kleinen Raum monatelang 62 Prauen gänzlicb unbe­

kleidat und ohne den Raum verlassen zu dürfen, 
ge.fangengehalten worden sind . 

Die Scbändung von Freuen und Männern vor anderen 
Gefangenen ist eine Sache, die llan auch nicbt 
fotogrl1~hiach dokumentieren kann; oder die Miß­
handlung der Eltern vor den Augen der Kinder . 

Das ist ein Massenterror, bei dem kein Verhör 
stattfindet. Oie Mißhandlung und die Polter kOM­
men vorher; das gehört zum System. 
Dies ist der Terror, der in die ~amilien, in al -
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le Menschen , die die Gefangenen umgeben, hinein­
get.ragen werden soll , um Angst herzustellen . um 
die MenSchen vom Kampf abzuhalten. Und man 
siebt . das Ziel ist , die Verhafteten und beson­
ders die bekannten Persönlichkeiten der Opposi­
t.ion physisch zu vernichten . Es steht fest , daß 
viele der VerhaIte ten, auch weM sie die Prei ­
heit wiedererlangen werden , die Konsequenzen der 
Mißhandlungen ihr ganzes Leben lang mit sich füh­
ren werden . 

Man versucht , diese Methoden an Liber Seregni , 
dem Vorsitzenden der Erente Amplio , der zum zwei ­
ten Mal verhaftet worden ist , und an anderen be ­
deutenden Führern der uruguayischen Volksbewe ­
gung unzuwenden . Unter ihnen sind ein weit über 
die Grenzen unseres Landes hinaus bekannter Ma­
thematiker , ProI . Jose L. Massera , ehemalige Ab­
geordnete ,Arbeiter- und Studentenlührer . die ge­
foltert und physisch zerstört werden . J1an geht 
gegen die Patrioten j etzt mi t den gleichen Mi t -

tivität suspendiert - Gedanken gemacht und Mei ­
nungen geäußert , wie die Wahlen durchgeführt wer­
den sollten . 
Die Ermordungen muß Clan direkt als Antwort auf 
diese berechtigten Bes trebungen inteXJlretieren . 
um jede politische Äußerung zu unterbinden . 

PRAGE: We lChe FOrDen des Widerstandes gegen die 
Diktatur lassen sich unter derart schwierigen 
Bedingungen überhaupt feststellen? 

E. RODRlGUEZ: Die AUfgabe unter den j etzigen 
Bedingungen einer extremen und umfassenden Un­
terdrückung bes teht darin, die Kräft e zu sam­
meln , den Rückzug der Kräfte, die wei terbeste ­
hen , zu ordnen und neue Aktionen gegen die Dik­
tatur einzuleiten. 
~ir müssen klar und deutliCh aussprechen, daß 
unter den gegebenen Umständen kei ne Oflensivak­
tionen gegen die Diktatur mögliCh sind . Wir be ­
finden uns in ei nem Krieg, und im Krieg ist es 
manchmal nötig , den Rückzug anzutre ten , um Kräf­
te zu sammeln und auch um die Wunden zu heilen . 

Nodl .rnl'.n liickKhlög.n d.r Volk.b.wegung: 
Sommlung neuer Kraft. 

Es wäre ralsch zu glauben, daß die seit Oktober 
1975 exerzierten MassenverhaItungen , bei denen 
üoer 400 l eitende Kader der Arbeiterbewegung 
verhaftet wo rden sind , keine Konsequenzen auf 
die momentane Entwicklung des Kampfes nähmen . 
Das bedeutet niCht , daß kein Wide rstand exi­
stiert ; und natürlich werden weiter illegale 
Zeitschriften herausgegeben, Flugblätter ver­
tei lt , und run 1 . Mai schrieb man "Nieder I!dt der 

teln vor , mit denen IIIUD seinerzeit bei der Unter- Diktatur" an die Wände; doch alles in geriDß8rec 
drückung der Tupamaro - Bewegung vorgegangen ist . Au smaß als ein Jahr zuvor . 

Moul nmißhandlung.n und politisch. Mord. 

Man we iß nicbt genau die Anza.b..l der bei der Tor­
tur eraordeteo . 3ber man rechnet damit , daß 
senon bis ~u 70 Personen bei Polterungen ercor­
det worden sind . 
Neben diesen Moruen durch Mißhandlung beginne 
mAll jetzt auch , den direkten politischea Mord zu 
praktizieren . So wurde z . B. i n Argentinien in 
Buenos Aires vor einigen WOChen mit Hector Gu­
tier~ez Ruiz, dem Präsidenten der Deputierten­
kamoer wie rührenden Mitglied der groBbÜ1'gerli­
ehen Partido Natio.nal ( "Blancos") und dem Sena­
tOl' Zelmar Michel1ni , der sich Frente Alllp l io an ­
geschlossen hatte , zwei bü'rgerliche Gegner der 
Diktatur verschleppt und 8 Tage danach rürchter­
J ich verstümIIlelt in Buenos Aires aufgefunden . 

Diese E~ordung der beiden bekannten Politiker 
f3nd statt in dem Moment , da in Uruguay die ~ah­
len laut Gesetzgebung sm letzten Sonntag im' No ­

ve~ber 1976 stattfinden müssen , und schon jet&t 
h8b~n sich Pol it1ker und Parteien - bürgerliche 
Parteien sind nicht verboten, aber in ihrer Ak-

Es ist im Moment nicht das WiChtigs te, zu großen 
Gegenschlägen auszuholen , nur um dami t zu demon­
strieren , daß wir in der Lage sind , dies zu tun . 
Viel ",ichtiger ist es , die Krä.fte .für zukün!t i ­
ge , ernsthaft vorbe rei tete Aktionen zu s amme l n 
und zu organisieren, in der Gewißheit , daß der 
Sieg unser sein wird . 

Wi e schon orwähnt , ist es der Diktatur nicht ge ­
lungen, die Arbeiterklasse zu spalten , Gewerk­
sCbaften für sich zu gewinnen oder "Gelbe Ge­

werkscharten~ zu schaffen . Ähnlich ist es auI 
dem Gebiet der Studentenbewegung. An den Univer­
si täten hat man versucht , die Dozenten zu kau­
feo , zu bestechen ; da dies j edoch nicht gelang, 
wurden Hunderte von ihnen entlassen . 

Zu Beginn der Diktatur bestand die Diskrepanz 
Ildt der Kirche nur i n geringen ReibWlgen . Doch 
sie hat sich i m Laufe der zweieinhalb J ahre Dik­
tatur zu großen Widersprüchen entwic ke lt . 

Innerhalb der Frente Amplio hat es keine Spal ­
tungen gegeben . Die Frente Alnplio besteht weite%.' 
mit der Sozialistischen Partei, der Christdemo-
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Daten zu Uruguay 
ALLGEMEINES 

Fläche ; 

Bevölkerung: 

Erwerbstätige ; 

Bevölkerungswochstum: 
Hauptausfuhrgüter : 

WIRTSCHAFT UND SOZIALES 

187 000 qkm (zum Ver­
gleich: mehr als 2/~ 
der PHiehe der BRD) 

2 , 9 nio , davon 8()% La 
Städten 
ca . 1 nio, davon rast 
die Hälfte auBerbalb 
der materiellen Produk­
tion , im Dienstlei ­
stungsgewerbe sowie im 
Banlr:wesen 

1, l" 
8O'J6 der Ausfuhr be­
streiten Fleisch , Wol ­
le, Fleischprodukte so­
wie Textilien . Sie ma­
chen ~ der Gesamt ­
einkiiDfte aus . 

B"ruttosozialprodukt in fil0 Dollar : 

1970 
1972 
1973 

2 • .357 
2 . 240 
1 . 726 

(Lände r der Erde , Berlin 1975 , S . 761 ; 
Bundestagsdrucksacbe 7/4293 . S . 106) 

Handelsbilanz in l'lio .Dollar: 
JoJu-

1973 
1974 

Ausfuhr Ein!uh.r Differenz 

1975 (Jan­
Sept) 

321 , 51 284 ,81 
363 , 24 480,85 
243 , ~ 392 , 80 

+ 

(Blic k durch die Wirtschaft: , 19 . 2. 1975 ; 
Handelsblatt , 14 . 7 . 1975) 

Auslandsschulden in l'lio Dollar: 

197> 870 ,5 
1974 ca . 1 .000 , 0 

36,69 
117 , 61 
149,50 

kratischen Partei , der Kommunis tischen Partei , 
den Fraktionen anderer Parteien und der Mili­
tärs . 

FRAGE: Heißt das , daß es der Diktatur auch 
nach dem Ssptember 1975 nicht gelungen ist , die 
Frente Amplio als politische Hauptkraft des Wi ­
derstands entSCheidend zu schwöchen? 

E. RODRIGUEZ: Die Frente Amplio hat netürlich 
mit der erneuten Verhaftung von Generel Seregni 
einen schweren Schlag erlitten, weil die Persön­
lichkeit Seregnis - der keiner Partei angehört -
von groBer BedeutW'lg für das ganze Funktionieren 
der Prente Am~lio ist . Aber die Prente Amplio be ­

steht trotza1ledem weiter . 
Netürlich kann ei e nicht öffentliCh auftreten . 
Des ist unter den jetzigen Bedingungen unmöglich . 
Sie arbeitet illegal und ihre Arbeit ist nat(i . .I' ­
lich &chwieriger als die einer Partei , weil sie 
über den Parteien steht und die verschiedensten 
Kräfte erfassen muß . Es finden jedoch ständig 
Verständigungsgeepräche zwischen Vertretern der 
Parteion statt . um die Arbeit zu koordinieren . 

Darüber hinaus wird. Verbindung zu anderen poli -
52 tischen Kräften aufgenommen , die die Diktatur 

Abwer~g des Paso : 
1974 43 , 4% 
1975 35% (Januar - Oktobe:.') 

Der US- Doll&r hat sich damit BU! deo Handels­
marIet um 55 . 6% verteuert. 
( Neuas Dl;:utachltUld , 1 2 . 2 . 191~ ; Handelshlat1. , 

10 , 1' . 1975 ; Kw-zberlcht Uber Latelna.wer1ks , 
Deutech-SUdnmcrikaniscbe Bank , November 
1975 . S. 105/106) 

Inflation; 

1969 
1973 
Piskaljahr 74/75(31 . März) 
Piskaljahr 75)76(31 . Härz) 

LebensbaltW'lg : 

1U- , ~0% 
7? , 51~ 
91 , 7(11. 
30,00% (projiziert) 

1974 verteuerten 
für : 

sieb die Lebensnaltun~kosten 

Lebensmittel um 
Bekleidung um 
Wohnunsen um 
(Blick durch die 

50 , 51% 
9 , 5~ 

20 , 1~ 

Wirtscbbft, 11 . 2 . 1975) 

Arbeitslosigkei t , Armut und Aus\~anderung: 
Nach neuesten verfügbaren amtlichen Angaben , 
die allerdings zu niedrig liegen , beträgt die 
Arbeit slosenquote 9 , 6% 
(Bundestagsdrucksacbe 7/4293 , Novecber 1975 , 

S . 129) 
18 ,4% der Erwerbspersonen arbeiten weniger 

als 30 Stunden 

1/3 der Familien Montev~deos (iosges . 290 . 300) 
muß mit einem Einkommen überleben , das un­
ter dem Existenzminimum liegt 

Wegen der anhaltend schlechten wirtscha.ftli ­
chen und sodalen Lage sind seit 1966 ca. 
400 . 000 Menschen (Professoren , Facharbeiter 
etc . ) aus Uruguay abgewandert . 

nicht unterstützen, wie die Partido National 
("Blancos") . Natürlich wurden auch rät' die Fren­
te Amplio die Bedingungen ~ech dem September 
schwieriger und sehr bart . 

Di. fr.nt. Amplio und dos ontidiktotoriKh. 
Minimolprogromm 

Des Wi chtigste für uns ist. daß die ganze Stru>:­
tur der Frente Amplio, die Opposition der ande ­
ren Parteien, die nicht der Frente Ampl10 ange­
schlossen sind , die Opposition der Kirche, wei ­
ter bestehen und sicb weiter vertiefen; daß es 
der Diktatur nicht gelungen ist, sie für sieb zu 
gewinnen oder auseinander zu dividierea . 

Das ist CUr uns die Gewähr . do.ß die Entwicklung 
in Oruguay wieder neue, s'olze Kampfesformen an­
nehmen wird . Aber wann das sein ... Ud , des zu 
entscheiden. liegt nicht bai uns ~m Ausland , das 
liegt bei den Kräften der Opposition im Innern . 

PRAGE : Gibt es bereits Anzeichdtl , die in die 
Richtung einer möglichen Pront aller Diktatur­
gesner deuten? 

E. RODRlGUEZ: Ja, es bestehen Voraussetzungen. , 



Bestrebungen und sogar erste Schritte zur Bil­
dung einer antidiktatorischen Pront , an der auf 
noch breiterer Basis nicht nur die schon erwähn­
ten Kräfte der Frente Amplio teilhabe n, sondern 
selbst großbürgerliche Kräfte wie die National­
partei der "Blancos" . 

Das Programm der Fl'ente Amplio ist ein antiim­
perialistisches und relativ fortgeschrittenes 
Progr~ . Aber für den Kampf gegen die Diktatur 
hat man über die Frente Amplio hinaus zusammen 
mit anderen KI'äften wie der Partido National ein 
reduzierteres Programm ausgearbei tat , das vier 
Punkte enthält: 

Eratens die Forderung nach Wiederherstellung der 
demokratischen Rechte und Freiheiten. 
Zweitens nach Maßnahmen zur Verbesserung der 
ökonomischen Lage der Bevölkerung, ohne konkret 
rulzugeben , welche Maßnahmen das sein sollen. 
Drittens wird die Durchführung einer unabhängi­
gen souveränen Außenpolitik angestrebt . 
Vierter Punkt ist die Beteiligung des Volkes an 

der Lösung dieser Situation. 

Das sind die einzelnen Punkte . Die Idee ist die 
Bildung einer provisorischen Regierung, einer 
Koalition von allen demokratischen Kräften unter 
Beteiligung ziviler Kräfte und auch patrioti ­
scher militärischer Kräfte . 

PRAGE : Wie ist das Verhältnis der Kirche zur 
Diktatur? 

E. RODRlGUEZ : Die Kirche ist wie in fast allen 
Ländern geteilt, gedpalten in einen fortschritt­
lichen Flügel und einen konservativen Flügel, 
der manchmal reaktionäre Formen annimmt . 
Der Erzbischof Montevideos gehört de~ fort ­
schrittlichen Flügel der Kirche an und es ist 
anzunehmen , daß ihm die Mehrheit der Katholi­
Gchen Kirche Uruguays folgt . Man kanD diesen Wi­
derspruch zwisccen Kirche und Diktatur an Bei­
spielen illustrieren . 

Z.ich." kirchlich.r Opposition 

Zum ersten hat die Diktatur die tredi tionelle 
Fronleichllamsprozession verbotcn . Dic Diktatur 
argumentierte , es hestünden keine Garantien, daß 
die Prozession nicht in eine Protestdemonstra­
tion gegen die Regierung ausarte, da in den Kir­
chen Flugblätter gegen die Diktatur verteilt 
worden seien. 

Ein zweites Beispiel : Der apostolisct:e Nuntius, 
der diplocatische Vertreter des Papstes bei der 
uruguayischen Regierung , hat seinen Sekretär zur 
Regierung geschickt , um Garantie für das Leben 
von Prof . Josl! L . Messera , eines tührers der 
Kommunistischen Partei und bedeutenden Wi"ssen­
achaftle rs zu fordern . Al s Bordeberry dagegen 
beim Vatikan die Aboetzung des Erzbischofs for­
derte, ist nichts dergleichen geschehen. 

Zum dritten ist es öfter der Fall und eine gege­
bene Tatsache , daß in Kirchen oder Einricbtungen 
der Kirchen die Frente Amplio Versammlungen ab­
hält . In Hirtenbriefen WUI~e eine Amnestie für 
die politischen Gefangenen gefordert . 

Um diesem kirchlichen Widerstand Einhalt zu ge­
bieten , werden heute Hirtenbriefe zensiert und 
von der Regierung verboten, werden Verhaftungen 
katholiscber Jesuiten während der Messe vorge­
nommen . 

FRAGE: Welche Bedeutung messen Sie der Solidari ­
tät in Ausland für die Unterstützung des Kampfes 
geger. die Diktatur in Uruguay und dem südlichen 
Lateinamerika zu? 

E. RODRIGUEZ: Wir befinden uns auf einer Rund­
reise in Europs, um darzulegen , was in Uruguay 
geschieht . Wir sind der Meinung , daß es vor al­
lem notwendig ist , die Situation hie r überhaupt 
erst einmal bekannt zu machen . 
Sodann gilt es , Aktionen unterschiedlichen Cha­
rakters einzuleiten , beispielsweise Briefe an 
die Botschaft zu schicken , um die Solidarität mit 

Uruguay zu verstärken . 

Solidarität mit Chil. vnd Urvgvay I 

Unsere Meinung ist die, daß die Solidarität mit 
Uruguay besonders jetzt, da der Widerstand gegen 
die Diktatur gerade eine sehr schwierige und kri­
tische Phase durchläuft und durchmaChen muß , von 
großer Wi':htigkei t ist . Die ProblelCatik Uruguays 
muß natürlich in Uruguay selbst gelöst werden , 
aber die internationale Solidarität kann uns da­
b'li eine wertvolle Unterstützung erweisen . 

In Uruguay bestehen die objektiven und subjekti­
ven Bedingungen, Ulll den Kampf gegen die Diktatur 
zum Erfolg zu führen . 
Es ist weltbekannt , was für eine Tragödie die 
Errichtung des Faschismus und der Pinochet- Junta 
f~ Chile bedeutet . Jetzt ist in Uruguay mit den 
neueren Ereignissen eine Situation eingetreten , 
die man in vielen Aspekten mit der Grausamkeit 
in Chile vergleichen kann . 

Wir sind der Meinung , daß deshalb die Solidari­
tät auch roi t Uruguay verstärkt werden muß . Das 
soll nicht heißen, daß die Solidarität mit Chile 

oder mit anderen Ländern weniger stark entwik­
kelt werden sollte , sondern daß der Kampf gegen 
den Paschismus aus vielen Gründen gemeinsam ge ­
führt werden muß . 

Anmerkungen der Redaktion : 
1) Der Wortlaut der Konstituierung8erklärung und 

des Basisprogramms der Frente Amplio findet 
sich in AlB, Nr . 6-7/1971 ; eine historische 
AnalJse zur ökonomischen und politischen Ent­
wicklung Uruguays in AlB, Nr . 1/1972 . 

2) Die Gewerk5chaftszentrale CNT wurde 1967 ge­
gründet und umfaßt 9~ aller organisierten 
Arbe iter und Angestellten Uruguays . 

;) Vgl. AlB , Nr . 7- 8/1973 
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Laos 
Nach dem vollständigen Sisg über den US- Imperialismus und die innere Reaktion stellte sich für die 
patriotischen Kräfte in Laos die Aufgabe, den künftigen Entwicklungsweg des Landes zu bestimmen. 
Die von uns vorgestellten Dokumente lassen klar erkennen, wie diese laotiscbe Zukunft aussehen 
wird : es geht um die Schaffung der Grundlagen zum Aufbau des Sozialismus . 
Das Aktionsprogramm der Regierung der Volksdemokratischen Republik Laos vom Frühjahr 1976 bestimmt 
exakt die Schwerpunkte und konkreten Aufgaben der Innen- und Außenpolitik des Landes . Der Aufsatz 
von Kaysone Phomvihane, Generalsekretär der Revolutionären Volkspartei von Laos und Ministerpräsi­
dent , ordnet die einzelnen konkreten Maßnahmen in den historischen Zusammenhang des Befreiungskamp­
fes und der Stationen des Sieges über den Imperialismus ein . Die Bedeutung dieser Dokumente liegt 
sowohl in ihrem programmatischen Charakter für die gesellschaftspolitische Perspektive von Laos 
als auch im Beispielcharakter des Weges eines heroischen Volkes, dessen Kampf für die nationale 
Befreiung vom neokolonialen Zugriff des US- Imperialismus in die soziale Befreiung und die soziali­
stische Aufbauarbeit hinüberwuchs . 

Kaysone Phomvihane 

lIe entscheidInIen SeIl itte der Iaotischen RevoUtion 
In den letzten dreißig Jahren führte das laoti­
eche Volk unter Leitung der Revolutionären 
VOlkspartei von Laos (RVPL), der Fortsetzerin 
der ruhmreichen Kommunistischen Partei Indochi­
nas, einen schwererr und opferreichen Kampf gegen 
die imperialistischen Aggressoren für die natio­
nale Befreiung und errang einen vollen Sieg. 

In Ausnutzung der strategisch günstigen Lage , 
die sich aus dem Sieg der sowjetischen Streit­
kräfte und des Sowjetvo lkes über den Faschismus 
ergab , und im Ergebnis der erfolgreichen Vollen­
dung der AugustreVOlution in Vietnam entriB das 
laotische Volk im Jahre 1945 den japanischen Mi­
litaristen und den französischen Kolonialisten 
die Macht und proklamierte die Unabhängigkeit 
se:ner Heimat . Es muBte aber noch neun Jahre 
lang einen ·schweren Kampf gegen die frahzo si ­
sehen Kolonialisten führen, die von neuem in un­
ser Land eingefallen waren . Es folgten weitere 
fast zwanzig Jahre angespannten Kampfes um die 
nationale Befreiung gegen den OS- Imperialismus . 

Obwohl die amerikanischen Imperialisten und ihre 
Handlanger über viele Mittel verfügten und trotz 
aller Grausamkeiten erlitten sie schlieBlich ei ­
ne Niederlage und waren genötigt , sm 21 . Februar 
197, das Abkommen von Vientiane über die Wieder­
herstellung des Friedens und die Schaffung der 
nationalen Einheit zu unterschreiben . 

Die amerikanischen Imperialisten fügten sich je­
doch nicht in ihre Niederlage und setzten ihre 
Wühlereien gegen die laotische Revolution fort . 
Die RVPL festigte mit Hilfe des Volkes ihre Po­
si tionen . Alle Vorstoße der amerikanischen 1111-

perialisten und ihrer Handlanger wurden abga -
wehrt, 
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eine allgemeine Volksbewegung entfaltet . 
die verschiedenen Schichten der Bevölke-

t 

f, 

Ministe rpräsidon t K. Phomvihane 

rung, einschließlich der Mittelschichten, teil­
nahmen . Die Gegner wurden von Furcht und Panik 
ergriffen, die Lage spitzte sich zu und letzten 
Endes ergab sich eine unmittelbar revolutionäre 
Situation. 
Die siegreichen Revolutionen in Südvi~tnam und 
Kambodscha trugen zum Entstehen von für unsere 
Revolution außergewöhnliCh günstigen histori ­
schen Bedingungen bei . 
Das Zentralkomi tee der Partei beSChloß: "Inner­
halb kurzer Frist durch eine Ol'fensive die Ent­
acheidung herbeizuführen und in der Zone des 
Gegners ohne BlutvergieBen die Macht zu ergrei­
fen" . 
Dieser historische Aufstand erfolgte im Mai 1975. 



Am 2 . Dezember 1975 faßte der Nationalkongreß 
der Volksvertretung gemäß den Wünschen des Vol ­
kes den Beschluß über die Abschaffung des alten 
Regimes und die Gründung der Volksdemokratischen 
Republik Laos . Damit war die nationaldemokrati ­
sche' Revolution in unserem Land vollendet . 

Dieser große Sieg hat in der Geschichte des mul­
tinationalen Volkes von Laos nicht seinesglei ­
chen . Er kennzeichnet eine grundlegende Wende im 
Leben der Gesellschaft und leitet ein neues Zeit ­
alter in der Geschichte von Laos ein . Das Volk 
wurde Herr seines Landes und hat für immer das 
Schicksal in seine Hände genommen . Erfüllt von 
Zuversicht und Entschlossenheit beschreitet es 
den Weg des Priedens , der Unabhängigkeit , der 
DemOkratie, der Einheit , der Proeperität und des 
sozialen Fortschritts . 

Der historische Sieg wurde möglich vor allem 
dank der ~ebe des Volkes von Laos zur Heimat 
und dank seiner ruhmreichen Kamprtraditionen , 
die unter Führung der RVPL entwickelt und ver­
vielfacht wurden. Das ist ein Triumph der sieg­
reichen Lehre von Marx und Lenin , die von unse ­
rer Partei unter den Bedingungen der laotischen 
Wirklichkeit schöpfe r isch und selbständig ange ­
wandt wurden . In jeder Etappe des revolutionären 
Kampfes hat die RVPL die entsprechende Strategie , 
die Taktik und die politischen Aufgaben be ­
stimmt, hat sie alle Nationalitäten und alle 

Schichten der Bevölkerung mobilisiert und zusam­
mengeschweißt , ihre politischen und bewaffneten 
Kräfte vermehrt, umsichtig die politischen , mili ­
tärischen, diplomatischen und rechtlichen Formen 
und Methoden des Kampfes miteinander verbunden . 

Unser Sieg erweist sich zugleich als Triumph der 
Kampfgemeinschaft und großen Freundschaft , die 
die Völker von Laos, Vietnam und Kambodscha eng 
im Kampf gegen den gemeinsamen Feind e inigt . Er 
ist gleichzeitig untrennbar von der brüde rlichen 
Solidarität und der großen Hilfe der wachsenden 
und erstarkenden Kräfte des Sozialismus , der na­
tionalen Befreiung, des Friedens , der Demokra­
tie und des FortSChritts , die dem Imperialismus , 
dem Kolonialismus und Neokolonialismus mit dem 
amerikanischen Imperialismus an der Spitze 
SChäge versetzen . 

Nach Gründung der Volksde mokratischen Republik 
Laos ( LVDR) und der erfolgreichen Vollendung der 
nationaldemokratischen Revolution im Lande ging 
das laotische Volk mit revolutionärer Begeiste­
rung und Schwung an die Realisierung des Regie­
rungsprogramms , das vom Kongreß der Volksvertre ­
ter angenommen wurde und auf den Aufbau eines 
friedlichen , unabhängigen, demokratischen , eini ­
gen , prosperierenden und fortschrittlichen Laos 
ausgerichtet ist . 

In den Monaten seither hat unsere Partei - unge­
aChtet der äußerst schwierigen Verhältnisse in 
unserem Lande , das eben erst seine Befreiung er­
langt hat und sich heute an der Schwelle des 
Kampfes um den Sozialismus befindet - eine groBe 
politiSChe Arbeit in der Armee und im Volk ge ­
leistet . Dabei geht es darum , den Sieg zu si ­
chern , das Leben zu normalisieren , dem Volk be ­
wußt zu machen , daß es nun Herr des eigenen Lan­
des ist , die Organe der neuen Macht mit ihren 
Aufgaben bei der Le itung des gesellSChaf tlichen 

1950 im Kampt g e gen 
regierung. darunter 

die franzijei eche n Kolonialieten ~ebilde te 
Kayeone Pho~hane (2. von linke) 

Wide r e tand s _ 
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und wirtscbaftlichen Lebens vertraut zu machen . 
Die richtige Politik der revolutionären Macht hat 
eine erfolgreiche Arbeit zur Umerziehung Zehntau­
sender Soldaten und Offiziere der alten Armee 
und Polizei sowie auch von Beamten des alten Re­

gimes ermöglicht . 

Äuf dem Gebiete der Wirtschaft entfaltete - unge ­
achtet der feindlichen Blockade, der wirtschaft­
lichen Schwierigkeiten, die eine Erbschaft des 
alten Regimes sind - die revolutionäre Macht ei ­
ne Kampagne zur Erweiterung der Produktion und 
zur Sparsamkeit. Dadurch war es möglich, die Ge­
fahr des Hungers abzuwehren . Das Land konnte ei­
ne gute Ernte einbringen . 
In den staatlichen und privaten Unternehmen wur­
de die Produktion in Gang gebracht, und sie be­
friedigt zum Teil den inneren Bedarf . Der Handel 
wurde weiterentwickelt, die ersten staatlichen 
Läden wurden eröffnet , das Verkehrswesen und der 
Transport konnten verbessert und günstige Bedin­
gungen für die Versorgung der Bevölkerung ge­

schaffen werden . Wir sind grundsätzlich für 
Selbstversorgung, nutzen aber auch die reichli­
che Hilfe der sozialisti~chen und anderer be ­
freundeter Länder . 

wadlsomkeit vnd ... volvtiona ... r EnthvsiclJmvs 

Es wurden Maßnahmen getroffen zur Stärkung der 
nationalen Verteidigung und staatlichen Sicher­
heit . Die revolutionären Streitkräfte befinden 
sich in ständiger Kampfbereitscha!t . In Erfüllung 
der ihnen gestellten Aufgaben des Schutzes der 
revolutionären Macht und des Aufbaus der Heimat 
setzen sie den Kampf fort gegen Oberreste der be­
waffneten Formationen der Reaktion und gegen jede 
Art von Spionen und Diversanten. 
Dank der hohen Wachsamkeit der Streitkräfte 
konnten die Umtriebe und Provokationen der thai­

ländi schen Reaktion , die von den amerikanischen 
Imperialisten unters t ützt werden, zunichte ge-

5& 
Soldate n der revolutionäron St reitkrä rte 

macht und die territoriale Unversehrtheit unse ­
rer Heimat gesichert werden . 

Auf dem Gebiet der Kultur besteht die Ilauptauf­
gabe darin, das Volk zum Kampf gegen die uns 
fremde Tradition dar Unterwürfigkeit , die yon 
den Kolonialisten gepflegt wurde, zu mobi lisie-
1'en . Zugleich ent-wickelt sich die revolutionäre 
Literatur und Kunst , erfolgt eine Wiedergeburt 
der herrlichen nationalen Traditionen und bür­
gert sich eine zeitgemäße fortschrittliche Le­
bensart ein. In den Massen wurde eine A~osphäre 
des revolutionären Enthusiasmus geschaffen . Al le 
Unterrichtsanstalten funktionieren wieder nor­
mal , die Grundlagen der dem Wesen nach fort­
schrittlichen Volksbildung konnten gelegt wer­
den. Das Netz der mediziniSChen Institutionen 
wurde erweitert und der Schutz der Volks gesund­
heit verstärkt . 

Auf dem Gebiet der internationalen Beziehungen 
war diese Periode durch eine Reihe von Errungen­
schaften gekennzeichnet. Partei und Regierung 
bemühten sich um Festigung der kämpferischen So­
lidarität und engen Freundschaft mit den BIuder­
völkern Vietnams und Kambodschas, um die Ent­
wicklung der Zusammenarbeit mit den sozialisti ­
schen Bruderstaaten und den nichtpaktgebundenen 
Ländern, waB auf Sympathie und Unterstützung der 
Regierungen und Völker stieß , die für den Frie­
den, für Gerechtigkeit und Fortschritt eintreten. 
Zugleich leisteten wir einen aktiven Beitrag zur 

gemeinsamen Sache des Kampfes gegen den Imperia­
lismus , gegen den alten und neuen Kolonialismus 
mit dem amerikanischen Imperi alismus an der 
Spitze , für Frieden , nationale Unabhängigkeit, 
Demokratie und Sozialismus . 

So hat innerhalb kurzer Frist - ungeachtet al ­

ler Schwierigkeiten und der Wühlarbeit der Fein­
de - das neue System unserer jungen Republik 
seine Vorzüge bei der Verteidigung der nationa­
len Interessen und dem Aufbau einer neuen Ge­
sellschaft demonstriert. 

Der unmiffelbore Ubergang zum Sozialilmus 

Die Siege des laotischen Volkes zeugen anschau­
lich von der Lebenskraft der einfachen Wahrheit, 
daß nationale Unabhängigkeit, Demokrati~ ~d So­
zialismus in unserem Zeitalter untrennbar mit­
einander verbunden sind . Deshalb wird nach dem 
Abschluß der nationaldemokratischen Umgestaltun­
gen und nach der Errichtung der neuen Ordnung 
der nächste und natürliche Schritt der laoti ­
schen Revolution der unmittelbare Obergaus zum 
Sozialismus sein . Besteht doch die historische 
Aufgabe eines volksdemokratischen Staates darin, 
gestützt auf die Diktatur des Proletariats die 
sozialistiscben Umgestaltungen zu verwirklichen 
und den Sozialismus aufzubauen . 



In unserem Lande gibt es alle grundlegenden Vor­
aussetzungen zur Erfüllung dieser Aufgabe , wobei 
jedoch noch große Schwierigkeiten zu überwinden 
sind . Sie sind vor allem bedingt durch die geo­
graphische Lage unseres Landes, das an Thailand 
grenzt , w~lches den Amerikanern als militärische 
Basis dient . Von dort her erfolgt eine beständi ­
ge Wühltätigkeit gegen unsere Revolution , werden 
verzweifelte Versuche unternom:nen , die Verbrei ­
tung der Ideen des Sozialismus in diesem Erdteil 
aufzuhalten . 
Die Schwierigkeiten kommen j edoch nicht zuletzt 
daher , daß sich unser Land lange Zeit unter dem 
Joch des Imperialismus und Feudalismus befand 
und es auch die schwere Last des gegen es ge ­
richteten verheerenden Aggressionskrieges zu 

tragen hatte . 

Grundlage unserer Ökonomik ist das Bestehen ei­
ner zersplitterten Naturallandwirtschaft . Das 
Kulturniveau ist noch recht niedrig . Erstrangige 
Aufgabe ist es, die Volkswirtschaft zu heben , 

die Wunden des Krieges zu heilen , das Leben des 

Volkes allmählich weiter zu verbessern . Vor uns 
steht eine Umgestaltung unserer Kleinproduktion, 
die Schaffung der Grundlagen wirtschaftlicher 
Selbständigkeit und der Obergans zum Aufbau des 

Sozialidmus . 

Bei der Erfüllung dieser schweren, aber edlen 
Aufgabe wird unsere Partei das Banner 'l.Dserer 

nationalen Unabhängigkeit . der Demokratie und 
des Sozialismus hochhalten . Wir sind überzeugt . 
daß dank dem Streben nach Selbstversorgung sowie 
auch dank der wirtschaft lichen , wissenschaftli­
chen und technischen Hilfe von seiten unserer 
sozialistischen Bruderländer und aller Freunde 
in der We lt unser Volk alle Schwierigkeiten zu 
überwinden vermag und ein fortschrittliches , 
aufblühendes Laos schaffen und damit einen wür­
digen Beitrag zur Sache der Weltrevolution lei­
sten wird. . 

(Quelle : Informationsbulletin , Wien , Nr . 9- 10/ 
1976 , S . 66- 69) 

Aktionsprognnlll der Regierung 
der Volksdelllokratischen Republik Laos 

A. Innenpolitisches 
Programm 
I. Politischer und 

militärischer Bereich 

,. All. soliol." Schichten, .thnischen 
Gruppen und Bürg.r eine". weitg.hend 
dos Radlt d~1 Volkei, sein eigener Herr 
I U .ein. fördern, domit die Regierung 
bei der Verwirltlidlung ihr •• Aktion.pro· 
gromms eine f.ste Stllbe erhalt 

0) Den politischen, Bericht. die Erklö· 
rung des Notionalen Kongresses der 
Volksver.trete r und dos Akt ionsprogramm 
der Regierul"Ig der Volbdemokrotjschen 
Republik laos gründlich verbreiten, do· 
mit diese zu einer ejnheitlich~n Grund· 
loge von Ideologie und Aktionen du 
gOMen Vo lkes und der gon.um Armee 
_telen. 

b) 0 1. MOIHIn aufklaren und ertiehen, 
dom ll sie beföhlg! werden, die demo· 
krotischen Freiheiten oU$oDJüben ; den 
Verwal tungsoppa rot bei der Anwendung 
der Gesetze. welche die demokratischen 
Freiheiten des Volkes gorontieren, kon. 
trollieren . 
c) Dem Volk Anregung und Hilfe ge· 
ben bei der Schaffung und Festigung 
der revolutionären Mossenorganisatio. 
nen. domit diese starke Stütten der Ver· 
wattungsorgane im Kampf gegen die 
reaktionä ren Kräfte und die Kneente der 
amerikonisene~ tmperlaUsl<=n werden. 

d) Weitgehend dos Reent der Volks· 

massen . fördem, Ih r eigener Herr l U 

sein, die Massenorgonlsatianen und d ie 
patriotisenen Krafte orgonisierell ulld 
sien auf sie stützeIl : die polltisenen 
PI~ne ';Ind die Pläne fi.ir die Erlleuerullg 
und den Aufbau der IIot lonalen Wirt· 
senaft ulld Kultur verwirklichen. 

2. Festigung und Fl:i,rderung ehr V.~. 
wal!ungsorgane 'fon der lentra"n bis 
zur örtliehen Ebene 

0) Die Räte der Volksvertreter und der 
Verwaltungsaussehüue 0 1,11 ollen Ebe· 
nen festigen: die Kader und Angestell. 
ten erziehen. damit sie eine genaue 
AuffaSiung von ihrer Rolle, ihren Auf· 
gaben. vom Inholt und von den Arbeits· 

methoden der revolutionören Verwal· 
tungsorgo ne erhalten. 

b) Kader einseben und die ehemaligen 
Beamten, die sieh naeh Ihrer politischen 
Umschulung richtig verholten. ouswöh· 
len, ausbilden und einstellen: die Ar· 
beltsordnungen des Ministerrates, des 
Stöndlgen AUSienusses des Minister­
rates, o ller Ministerien. oller Aussen üsse 
und oller Direktionsverbönde S-:hritt für 
Schritt e inführen . um einen guten Ar· 
beitlaqlauf und d ie Verwi rk lichung der 
palitischen Plöne und Orientlerungen 
der Regierung 11,1 gewährleisten. 

c) Allgemeine Wahlen zur Nationalver· 
sammlung vorbere iten und d ie Organe 
der Staatsrnacht vällig rearganlsleren. 

d) Sei der Erörterung e iner neuen Ve r· 
fassung der Volksdemokratischen Repu · 
blik mit der Obersten Volksversam m· 
lung zusammenarbeiten. 

e) Die Sefugn i$Se der Nationa lver· 
lammlung verÖndern. Frogen der Ge· 
setIesverkündung prüfen und Ia.rltt· 
welse die volksdemokratischen Gesetze 
und Verordnungen ausa rbeiten, dos 
Organisationssystem des neuen Ge· 
richtshofes e infO hren. die volksdemokro· 
tische Dik tatu r sichern und festigen. 

3. Erhöhung der Sieherheit auf allen 
Gebieten und Kampf g-;en alle Inter· 
.. nlionl· und Sobotoge.,ersuehe des 
Feinde., Verteidigung der SouvefÖniUit 
des Vaterlande. und der SicNrheil dei 
Volkes, ent.ehIO'Mne Aufrechtemallung 
der solioien Ordnung, Sieh.ru"g der 
administrati.,en Macht und oller revo· 
lutionäre" Krafte 
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0) 00' Volk .rzleh.n, damit ••• t.u 
wod,.om IIt geg.nUbtlr d.n InNI"I.n· 
tlonl.,.rll,ldl.n sowl. Sabotag.. und 
Tau&dlungsman6vem des Feindes : 
-'_ Stoatut ... lch d.r reakUona ... n 
KrOtte, d.r Knecht. d.r am.rlkanlsch.n 
Imperlallst.n .ntgeg.nwlrken : dl. 
Muen AbslchNn d.r am.rlkonllchen 
Imperiallst.n, die In gen.lm.m Eln'ler· 
n.hm.n mit d.n thallo!!ndllch.n Reoktlo· 
na ... n und and.r.n kolonlall.tl.m.n 
KrOtten It.h.n, durc:hk ... uz.n: dl. Bür· 
g.r .rzl.h.n. damit 11. Ih ... Aufgaben 
bei d.r V.rt.ldlgu"iJ d.. VaNrland •• 
und d.r ... volutlana ... n Macht k.nn.n. 

b) Ol.'.nl".n. d l. d.m F.lnd auf d.m 
!allChen Weg gefolgt sind. von d.r RldI · 
tlgkelt d.r Politik der VOR loal Obtlr· 
Nugen, damit si. gut. BUrger werd.n 
und zum Aufbau und zur Verteidigung 
dei VaNriand •• beitragen. 

e) Scnaffung .In.r Itorlt.n Volk.mlllz, 
um ... chtz.ltlg konterrevolutlono!!,. Of\la. 
nl.atlon.n und Aktlvl~t.n d •• feInd •• 
zw verlolgen. zu untersuchen und zu zer· 
sdllagen. 

... Starkung der r .... olutiona ... n Streit· 
krafte und Ihrer mot.rlell.n und tech· 
nlsdlen Orundloge, dam it dl •• e In der 
loge .Ind, a Ue Man6v.r, Jed. Ein­
mlJd'lung und Aggr ... lon von al,l6en 
. owle olle au!rührerlsdlen Handlung.n 
Im Innern des lond.s zu v.r.lteln. 

0) Erorbeltung einer Politik d.r notio­
nol.n V.rt.ldlgung und d.r V.rt.ldl· 
gung d.s gonz.n Volk.s - In .rlt.r 
lInl. d.r Be.tlmmung.n aber d.n M1I1· 
tardl.n.t der Jug.nd lldl.n; UnterltOt· 
zung fOr Offlzl ..... Soldot.n. Ve,..hrt. 
und die Familien d .... r, dIe Ihr l.btln 
fOr dos Vot.rlond hingeg.ben hoben, 
sowl. AusarbeItung von Be.tlmmungen 
fOr den Aufbau d.r Wlrtsdloft. 

b) Intenslvlef\Jng der Ausbildung und 
Ver.tarltung d.r Truppen d.r Infont.rle 
sowie d.r anderen Woffengattung.n. 

e) Entwldllung und Feltlgung d.s Orgo. 
nlsotlonln.t:zel d.r Portllon.n Im gon­
z.n land lowl. gl.lchz.ltlge Sto!!rlcung 
d.,. Kraft. auf Orts·. Kr.ll· und Bezirk.· 
.ben • . 
d) Erheht. V.rt.ldlgung d.r O ... nz.n. 
In'be.ond ..... ntlang d.r W.stgr.n, • . 

11. Wirtschaft und Finan •• n 

1. Aubdlwung d., hodulltion, tchrltt· 
.. IM WiederhersteIlunIl UM Intwlc*· 
lung d... Grundla.. "' nadonal.n 
WirtlChaft. Inabetonde,. d.r Land· und 
'ontwirtlChatl, d ... Indunrl., d .. H.n· 
d_ d .. Vllfbhn ........ sowl. der fi· 
non,· und DMiMnwhtachoft" wobei die 
Land· und 'ontwirtachoft die 1cuI. tor 
die 1ntw4c*lung ..... Il'Idultriftwelee 
iMiden. 

Landwl_ft 
0) Fardef\Jng de. Ack.rbau., d.r Pro· 
duktlon von Nahf\Jng.mltt.'n, der 
GroB· und Klelnvlehauftucht, der FIsch· 
zudl! und des FI.chfongl, um sdlneU d.n 
Bedarf der Bevalk.rung und de. Stoa-58 tel OfT NahrungsmItteln zu decMn und 

Meeting der Vollcsmochlorgone in Vientione 

. inen T.U d.r Produkte .ltportle,.n zu 
kannen. 
b) DIe Bauern d.r Regionen Oberz.u· 
g.n, beraten und Ihn.n helfen, ReIs 01,11 

bewtlss.rt.n Feldern anzubauen, DOn· 
g.mlttel produzt.ren und v.rwenden. 
das Saatgut au.wahlen und dos Pro· 
blem der ZugtIer. und d.r landwirt· 
sdlaftUdlen Oerate IO,en. 
FOr die ErhOhung d.r Produktion mOssen 
die nldlt bearbeiteten ReIsleider neu 
ongel89t und dl. kultlvl.rbaren Flödlen 
und der Anbau von Knollengewad'lSen 
erweitert _rden. 

e) Den Baulrn oU.r ethnIsdIen Grup· 
pen der Reglon.n. In denen mon 
Brondrodung betreibt. helfen, allmClh· 
IIdl Ihr Nomadenleben aufzugeben: es 
muß vernOnhlge Orl.ntlerungen IOr die 
Prodl,lktlon In 'ed.r Ortsdloft In bezl,lg 
auf Acker und Viehzucht geben; Ver· 

besserung der Anbaumethoclen a uf ob· 
gebronnten Flo!Idlen und EfW1Jllerung 
dei Reisanbaus 01,11 trodtenen. In ler· 
rou .nlorm angelegten Feld.rn: Ein. 
sdlr6nkung der Wald rodung. 

d) Schaffung einer bestimmten Anzohl 
von stootllchen Genouenschahen, I,Im 
Indl,lltrlelle Methoden beim Anbau be­
.tlmmt.r Kulturen. bei der Klein· und 
Ora8tr.roulzucht sowie der Flsdlzucht 
zu .rproben. 

For.twlrbd-tatt 
a) hSllegung der Gesetle Ober dl. 
For.twlrtsdloh, PrQfung der Bestlmmun· 
gen und PI&n. Ober den Schutz. dl. 
Nutzung und dl. Pflege der Walder .0· 
wie Ober dl. Aufforstung. 

b) Bildung einer btlstlmmten Anzahl 
von Itoatllchen lorstwlrtsmoftlldlen Oe-



nossenschoften. Die AuHorllung muß 
geplant werden. Gleichzeitig muß der 
staatliche FOr5twirtschoftsdlenst .... !'bes· 
sert werden, damit er In der Loge Ist, 
d ie Nutzung und Verarbeitung oller 
Hölzer 1101 leiten und den Eaport 1101 

kontrollieren. 

c) Die Nutzung der Wölder durch Prl· 
votunternehmen kontrollieren. 

d) Ausbildung von Fodlkröften für den 
Schult der lIootildlen WIUder. 

Ind u.trie 
0) Wledeme"tellung und Gew6hrlel· 
slung der Arbeit der bestehenden Itoot· 
IIdlen oder pr ivaten Beuiebe oder Indu· 
strlellen Unternehmen; Aufrechterhol­
lung der Warenproduktion zur Befrie · 
d lgung der BedOrfnl"e der Bevölkerung 
und deI Stootes lowle fOr den Eaport. 

b) Schaffung einer be.tlmmten Anlahl 
von Industriellen Unternehmen zur Her­
stellung von lond_ und forstwirtschaftlI . 
'chen Produkten und KonsumgOtern 10_ 

wie von Werkzeugmosd'\ lnen ; Errlch· 
tung von Elektrll lUltsbetrleben unter 
der Kontrolle des Stootes. 

e) Prüfung dir Politik gegenaber der 
prlvoten Industrie, Wiederbelebung der 
Leichtindusllie und des Hond_n.:s, 
Entwiddung der Produktion von be· 
stimmten Konsumortlkeln. 

d) Weitete Erkundung der .Erdogerstöt. 
ten und der Hydroenervlequellen, um 
die Pläne lür die Entwlddung der Indu· 
strle ousorbelten zu k!Snnen. 

Handel 
0) Sd!atlung eines stootllchen Han· 
delsnetzes, won Gesdlöltllwelgstellen 
sowie Aul· und Verkaul'lleno$len­
sd'loften. 

b) Zur Befried igung der BedOrfnlsse des 
Volkes und des Staotes organisiert und 
leitet der Staat den gelomten Import 
und Export . 

e) Ausarbeitung einer vernOnftlgen 
Prelspolitlk; Einsetzung der prlvoten 
Höndler als Verantwortliche IOr den 
staatlichen Auf- und Verkauf. 

Verkehrs.e.en 
0) Besdlleunlgung der Reporotur der 
NotlonoistroBe und Bau von bestimm· 
ten neuen Abschnitten der National· 
stroße ; Zusammenorbeit mit Vletnom 
beim B~u der Stroße. die zum Meer 
führt; Ausbesserung und Erweiterung 
des AutostroBensYltems, dos die ver· 
schiedenen Provinzen miteinander ver· 
bindet, sowie StroBenbau Innerholb 
}eder Provinz, 10 doß o lle Krelle mit· 
e inander verbunden sind, 

b) Bildung und Futlgu~ der Staats· 
organe lur Kontrolle de. Stroßen· und 
FluBttonsports. 

e) Kontro lle der Lultverbindungen, um 
deren moterlell-tedlnlsche Bosl . und 
de" Einsatz der Koder zu gewöhrle'· 
sten. 

Finanzen - Devi.en 
0) Prüfung und Änderung des Steu· 
ern- und Gebührensystems : Landwirt· 
schafts- und IndustriegebOhren, Import. 
und Exportgebühren; dos Volk Ober· 
zeugen, daB es leine Steuern voll on 
den Staat bezohlt. 

b) Die Siootsbanken oufbouen und 
Itön.:en, die AnleihepolItik prOfe n. 
e) Den Umlauf ouslöndllcher Devisen 
kontrollieren. 
d) Ausbrbeitung und Anwendung des 
SYllem. der monotl idIen Entlohnung 
und der Unterstüb:ung für Kader, Ar­
beiter und Beamte des Staotes lowle 
Schutt vor sozialem Elend. GroBe 
Woch.omkeit Ist bei dei Einstellung 
... on Personen in die Orgone des Stoa· 
tes zu üben. 
e) PrOfung und Festigung der stootIJ· 
chen FInanzkontrollargone. 

2. Erneue",ng und Aufbau der 101t. 
der nationalen Wirtsdloft entlp,.ct.end 
der unobhängigen notionoien OrlenUe· 
rung, um zum SoJio li lmus voranlU' 
IdI,.iten: 
Zerschlagung der ~irtschoft der 
Komprodoren, Störkung der staatlichen 
WI rtschoftssektoren 
0) AUlorbeitung va" Gesetzen, die dOI 

In der Provinz Som Neuo litlen die.e kiinftigen Lehrerinnen ouf der Schulbank 

Eigentum dei Staates an ölfentlidlem 
Grund und Boden, on Wald, Boden· 
schötzen, Wasserlaufen und on jegll. 
chem Grund und Boden in den groBen 
und kleinen Städten belegen. 

b) Die Besdllognohme und Ventoot· 
Ilchuf\gen wlrtidloftJidler und finonziel. 
leI Grundlagen betreHen in en.ter li· 
nie die der Komprodoren, der Büro­
kohln und der reoktiOr'IÖren Mllitari· 
sten. 

3. Flfderu", und UntetltGtJung der 
WJrts6loft det' notionoleon Bourgeoitle 
In Ih,.n Unternehmen, dIe den notJono· 
len InterelMn dIenen und die leben,· 
bHlngungen des Y6Jlle. , erbesMrn 

0) Die Produktion so gestalten, daß 
der Sloot und die Privatunternehmer 
In den Angelegenheiten ZUlommenor· 
belten, dIe der Stoo t für unbedingt 
notwendIg erodltet und bel denen es 
Möglichkeiten dafür gibt. 
b) Förderung und Unte rstil tzung de r 
notionoien Bourgeol.le bel Ihren An· 
gelegenheiten, die den nationelen In· 
te"nen dienen und die Lebensbedln­
gunge" des Volke. verbenern, gemö B 
den ol"ktlven und Anweisungen des 
Stoates 'und mit Hille de r Arbeit.r. 
cl Oer Stoot erläßt d ie Arbeltsge .. tze 
und d~ Lohnbe.Jtimmungen, regelt da. 
Vemaltnls zwlsdlen den Betrieben und 
den Werkti!lt lg ltO und sichert die Rechte 
de, Arbeiter In den Prlvotbetr leben, 

• . Unter.tObu", der howlnlltO bei der 
Herau.blldung einer kollektlwen Lebens· 
. el ... , um die 'roduktion 11,1 entwldleln 
",nCl d ie Lebenlbed l~ungen I U ..,beI­
.. rn 
0) Die Provlf\len übene"""en und da· 
bei unierstützen, Solldaritötsbrigoden 
zum AUllouidl von Arbelbk~ften zu bll· 
den, _Iche die ausgetauschten Arbeits· 
k~fte genou planen mU"en, um die 
werktötlg.,.. Bauern oller elhnllchen 
Gf\Jppen on das Leben Im Kollektiv zu 
gewöhnen. 

5. Her.tellung won .Irtsdlaftlldlen ... 
ziehungen mit dem Auslond lum gegen· 
.. lt1gen Yortell und ohne politlHfM 
Bedlngu",en In UbereinsUmmung mit 
den 'rlm ipien der Achtung der Unob· 
hil",lgkelt, der Sou.,.rtlnitHt und der 
Oleldlhelt 
0) Prüfung der Autbou· und Entwldl· 
kIngsplane der Wlrtsdloft und Kultur; 
wirtschaftliche Zusommenarbeit mit Viet­
nam, KornbockdKl , d&n scziol1stisdlen 
Ländern und de" anderen Staate" gu· 
ten Willen I, die Möglichkeiten hoben, 
Loo. zu helfen. 
b) Herstellung ... on Hondel.zlehun· 
gen und Bitte um Hille ohne politische 
Bedingungen von vet$dliedenen Uin· 
dem guten Willeni, die loos helfen wol· 
len. ,eine Wirtschaft wleodemen.ustellen 
und zu entwickeln. um die LebeM.bedln· 
gungen des lootlschen Volkel zu nar· 
moll.le"n und 'zu verbenern. 

6. SchoHung ,on . Irtsct.oftlidlen lCon· 
tlollor80nen. Beschleunlgu", der IIrund. 
IlI1Ien~en Studien 
0) Intenslvlef\Jng de r Ausbildung und 
Elnsch der Koder, die In der Loge sInd. 59 
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ssnrittwelse ein System der WirUd\oftl' 
kontrolle oulwbouen. 

b) Studien über die Bev8lkerunguohl. 
den Umfang notütUchlH' Reloloureen. die 
kU"Tlotischen BedIngungen usw. begln. 
nen, um dIe Grundlage lur die Ausar­
bel ... mg der Wlrtschoftspltlne %U schal­
fen. 

111. Kultur· und SOlialwesen 
\ , Söuberung der wom Im~riolllmul 
ve"klawten und werlal.d'lten Kultur, 
SctiaHung einer lortschrittlichen, demo· 
krollIChen und nationalen Kultur 

0) Kontrolle und Entwldtlung des Rund· 
funk· und Agenturinformotlon.dlenstes, 
Änderung des Pressewesens. 

b) Änderung der bestehenden Zeitun­
gen und Hille bei der Herausgabe 
neuer Zeitungen, Erhöhung der Quall­
töt der Information und Agitotion, um 
die Mauen zu elliehen, 
e) P.ublikotion von Artikeln und politi­
senen Büchern. einfoenen Büchern mit 
demokrotlsenem und potriotischem ln­
~II sowie Büchern über RevolutIons_ 
theorie. 
d) Prüfung vef5chiedener Methoden zLir 
Verbesserung der Arbeit der Berufs­
künstler. Gleichzeitig müssen die kul ­
turellen. künstlerischen und literorischen 
Aktivitöten der Bevölkel'lJng gefördert 
werden. 
e) Entschlossen olle geeigneten Maßnah­
men ItIr Beseitigung der Folgen der ver. 
$lc:lovten, reaktlonören und verdorbenen 
K1,I I\ur ergreifen; dos Volk übelleugen. 
daß olle sotialen Obel wie Olüdcssplele. 
H ippletum. Prostitution, Bondi ten_ 
_s.en usw. ausgemellt und rüd:stön. 
d ige Sitterl urld Bröuche, die die Pro_ 
duktion sowie die Oewndheit und d ie 
Exlsterll des Volkes beeirltröchtigen, 
elngew.rön"! bzw. beseitigt werdfm 
müssen. 
f) Studium urld SommkJll9 der olten 
KUrlstgegenstönde, Besuch der rlot io ­
nolen Museerl fUf KUrlst, literatur und 
Geschichte, um die Tatkraft der laoti­
schen Nation beim Aufbau und in der 
rlotio •• olen VerteidigUrlg tu leigerl. 

g) Studium und Auhtelklng VOrl listen. 
Restourierung und Pflege der histori­
schen Denkmöler, die kostbores' Erbe 
der Notion sin.d ; 
h) Verbesserurlg des Reiseverkehri. um 
ousländischerl Besudlem die Besichti . 
gUrlg der Schörlhetten urld des Re ich­
tums unseres landes zu ermöglichen. 

2. Schaffung der Grundlagen eines lort­
,chrittlichen, demokrotischerl und no· 
lionolen Bildungswesens als ein Schrill 
lur Erhöhung des Bildungsnileaus des 
Volkei mit ollen ,einen ethnisenen Grup­
perl und der Ausbildung der Kader, um 
sie in den Diensl des Aufbaus urld der 
Verteidigurlg de. Voterlandes l U stei­, .. 
0) Errichtung VOrl Schulen in aUen DÖr. 
f'trn bzw. in derl Stadtviertelrl; wirk­
same Bekömpfung des Analphabeten­
tUms. insbesondere unter den Jugend­
IIcherl; Erhöhung des KulhJrniveaus der 
Kader, Kämpfer urld AngesteUterl. JO 
daß die Kader on der Basis den Ab-

schluß der Grundschule und die Kade. 
01,11 Bezi rhebene derl Abschluß der 
Oberschule haberI; Erhöhung des kul­
turellerl Niveaus oller Jugendlichen. ins­
bescmdere inrlerholb der Armee und de, 
Krtifte zur Verteldigurlg der Sicherheit. 

b) ÄrlderUrlg und Neuherousgabe von 
lehrbüchern. Dos Lehr!?rogramm muß 
im garllen lond einheitlich seirl. An­
demfalls muß zumindest der reaktio­
rlöre Irlhalt ous dem Programm und 
derl alten LehrbIlchern entfemt werder!. 
e) Erweiterung der Berufsschulen. um 
die unmittelbaren Bedürlrline des Auf­
baus urld der Erltwid:lung der WiMsdlalt 
tu befriedigerl, 
d) Eirlheitlicher Aufbou der Pädagogi­
schen Hoenschulen. Es müuerl olle Vor­
ousselZurlgerl für derl Bou von Univer­
sitöten zur WeiterbHdurlg des Lehrkör­
pers und zur AusbildurIg der Kader der 
verschiederlerl Zweige geschafferl wer­
derl. 
e) ber Staot muß auch Stude nterl wrn 
Studium ins Ausland schld::erl. um die 
Zahl der ausgebildeten Koder schrleU 
IU erhöhen. 
f) Die Bomerl urld Lolerlbonzerl (Perso· 
nen. die nur fü r eine beslimmre Zeit Irl 
der Pagode tätig sirld urld später i rl 
dos rlormale Leben turüd::kehren _ die 
Red.) sowie orldere Geistliche haberl die 
Freiheit. sich mit den Lehrerl Ihrer Re­
ligion vertraut zu machen. 

g) Die Poli-Schulerl urld die Privabchu­
len kontrolJiererl urld orlwe1sen, damit 
sie sich arl die Orierltierurlg des natio­
naleo Bildungswesens halten. 

h) Sport urld KÖrperelliehu.ng 1m Volk, 
vor ollem Urlter den Jugendl1cherl. irl der 
Armee, Irl derl Verwaltungsabteilurlgerl 
und irl den Grurldschulen fördem. 

3, Gesundheitswesen 

0) Die Bewegung der Prophylalle tör­
dem urld beibehalten, 
b) Ausbou des Gesundheitsweserls. Er­
weilen,mg des Netzes VOrl PoliklInikerl, 
med izinisene Behondlung für dos Volk 
mit allerl seinen ethnischerl Gruppen. 
e) Der Staat schaftt die GrundlDgflrl für 
eirle Medikamerltenproduktlon. 

•. Arldere Arbeiten ouf SOlialern Gebiet 
Anstrengungerl tur LösurIg verschiederler 
Probleme wie Beschäftigurlg der 
Arbeitslosen. Fürsorge für Wolsen, 
Greise urld Krieg5beschödlgte. 

B. Außenpolitisches 
Programm 
1. Rechtzeitige VerurteilurIg und ener­
gische Bekömpfung oller neuen Marlö­
ver und Mocherlscholten der amerika . 
nischerl Imperialislen, die zusammen 
mit den thoiländischerl Reaktionörerl die 
lootlschen Reaktiorlöre veronlaßt haberI. 
An5chlöge auf die Unabhängigkeit. die 
Souverönitöt urld dos rlotionole Aufbou­
werk des laotlschen Volkes zu urlter­
rlehmerll lordem, d..:Jß die Vereinigterl 
Stooten von Amerl~a tur Heilung der 

Wunderl des Krieges irl laos gemäß 
dem Vientloner Abkammerl VOrl 1973 
beitragen. 

2. Festigung der Solidoritöt. FreUrld ­
schoft, Zusommenorbeit urld gegensei­
tige Hilfe der Regierung und des Vol ­
kes von Loos mit den Regierungerl und 
Völkern VOrl Vietrlom und Kombodscho, 
damit jedes un5erer lörlder auf dem 

VOrl ihm gewählterl Weg vorans."'"eile" 
kanrl; Vertiefung der Solidarität, der 
Zusammenarbeit mit den ondererl so­
zialistischerl LÖrldefrl auf der Orurldlage 
eines echten Irllernotionalismus, um Url­
ser VaterlonJ aufzubauen und den Frie­
den tu sichern; F3rderung der Freund _ 
schaft und Brüderlienkeit mit dem Ihoi­
IÖrldhchen Volk. 

3. Entwldcl ung guter Bezlehungerl zwi­
schen Loos urld den l Örldern der ~Drit­
len Welt" sowie weiterer diplomoll$mer 
Beziehurlgerl urld ei ries normoien Hon · 
dels mit ollerl Lärldem ohM Unterschied 
ihrer SOllaien und Ideologischerl Ord. 
nUrlg auf der Grurldloge der fÜrll Prin. 
ziaierl der friflldlidlfllrl Koellstent. 

Sloolsprösiderlt Souvannaphong 

4. Entschlossene Unterstützung des 
Kampfes der Völker, Insbesondere der 
Länder Südostasiens, für Frieden, Un o 
abhängIgkeit, Demokratie und sotiolen 
Fortschritt; VOrl derl Vereinigten Slaaterl 
derl Abtug oller Ihrer Truppen und dl~ 

Auflösung ihrer StützpUrlkte irl diesem 
Teil der Welt verlorlgerl. 

Teilrloh me Orl derl Aktivitäten der rlicht­
pcktgebUrldenen LÖrlder lur Sicheru'lg 
der Urlobhörlglgkelt urld SouverÖrli!öt 
der Völker. 

5, Unterstützung der Aktivitäten deI 
UNO urld der anderen internationalen 
OrganisatiOrlen, In denerl Loos Mitglied 
Ist oder seirl wird. um die Internationale 
SteIlurIg zu erhöherl urld die rlctlorlo­
lerl loteresserl VOrl Loos zu wahrerI; zum 
gemeirlsamen Kampf der fortsdlrlttllc.hen 
Völker urld RegierurIgen Irl der Weil für 
Frieden, Gerechtigkeit und 10dalerl 
Forhdlrltt beltrogerl. 

(QueUe: HoriZOrlt, Nr. 11 /1976) 



Korea 
Nachde~ in den ersten drei Teilen der Korosserie (s . AlB Nr . 2 , 5 und 6/1976) die historiscbe Her­
ausbildung der Spaltung des Landes nach dem 2 . Weltkrieg, der Koreakrieg und die wiChtigsten Kenn­
zeichen der unterschiedlichen politischen , ökonomischen und gesellschaftlichen Entwicklung im Nor­
den und im Süden des Landes dargestellt worden sind , bezieht sich der abschließende 4 . Teil auf die 
internationale Dimension des Korea-Problems sowie die Wiedervereinigungsfrage und ihre Behandlung 
in den Vereinten Nationen . 

WoHgang Ritter 

Der Kampf des koreanischen Volkes 
gegen die neokoloniale Herrschaft der USA [4. Teil] 
Der Grund für das außerordentlich starke militä­

rische und politische Engagement der USA in Süd­
korea ist in erster Linie in der enormen Bedeu­

tung"ZU s ehen, die dem Land als ostasiatischem 
Vorposten gegen das sozialistische Lager im Rah­

men der imperialistischen Strategie zugemessen 
wird . 

Siidlcorea ols militärisdl.r 
Vorpost." d.r USA 

So sieht es beispielsweise die groBbürgerlicbe 

Frankfurter Allgemeine Zeitung : 

"Die koreanische Halbinsel ist ein wichtiger 
Punkt im strategischen Konzept Waahingtons . Hier 
sind die beiden kommunistiscben GroBmächte (bier 
sind die UdSSR und die VR China gemeint , d . Red . ) 

. . , . : . . , , . .... . 

unmittelbare Nachbarn . Von Korea bis nacb Japan 
ist nur ein Katzensprung . Gesamtkorea unter kom­
munistischer Herrechaft würde eine wesentlich 
ernetere Bedrohung amerikanischer Interessen im 
Pazifik bedeuten als ein ko~munistiscbes Indo­
cbina . " 1) 

Ganz im Stile der Kaltekriegs- und Roll Back-Po­
litik der USA der 50er Jahre hat Wasbington der­
zeit auf der koreanischen Halbinsel ein giganti ­
sches Militärpotential konzentriert . So sind in 
Südkorea US- Luftwaffen- und Raketeneinheiten sta­
tioniert und 720 Atomsprengköpfe gelagert , 

deren Gesamtstärke dhl Hiroshima- Bombe 600mal 

übersteigt2 ) . So unterhält das Pak- Regime mit 
650 000 Mann eine außergewöhnlicb starke Armee , 
der die Waffen und Ausrüstungen von den USA zur 
Verfügung gestellt werden • 

~11tärparade ~u Ehren Pak a in Se oul 
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Nach der Niederlage in Indochina erweiterte Wa­
shington sogar noch seine militärischen Leistun­
gen für Südkorea, und der damalige Verteidigungs­
minister Schlesinger drohte mit einem offensiven 
Atomschlag gegen die Koreanische Volksdemokrati­
sche Republik (KVDR) . Als zuverlässigste Stütze 
des US- Imperialismua erhielt das Pak-Regime da­
mit im Einklang Clit der "Pazifik- Doktrin" Präsi ­
dent Fords3) vermehrte Unterstützung , während 

gen zum Norden ständig aufrechtzuerhalten, da er 
so mit der dauernden Beschwörung "eines Überfalls 
aus dem Norden" seine diktatoriscbe Herrschaft-
zu legitimieren und unter Bedingungen de s von 
ihm selbst verkündeten Kriegszustandes zu regie­
ren vermag . 

zur gleichen Zeit Länder wie Thailand - bislang 
treuer Partne r der USA in Asien - die Gefahren 
der militärischen US-Präsenz erkannten und die 
Auflösung amerikanischer Stützpunkte durchsetz­
te n . 

Die südkoreanische Armee - vor allem das höhere 
Offizierskorps , das in den Vereinigten Staaten 
ausgebildet wurde - stellt einen wichtigen Fak­
tor für die Dur<:hführung der aggressiven Politik 
des Regimes nach innen wie nach außen dar . 
Selbst der Einsatz von 50 000 innerhalb bestimm­
ter Fristen ausgewechselter südkoreanischer Söld­

ner im Vietnamkrieg , die in den Zeitungen stolz 
über Massaker an der vietnamesischen Zivilbevöl ­
kerung berichteten , wurde indirekt auch zur 
Kriegsvorbereitung gegen das sozialistische Nord­
korea benutzt; während dieser Zeit nahmen die mi­
litärischen Provokationen am 38. Breitengrad 
sprunghaft zu . 

De, Konfrontationskurs Pok Chung His 

Die in Südkorea stationierten , 42000 GI's zäh­
lenden US-Truppen, dienen jedoch nicht nur dazu , 
dem nach dem Vietnam- Debakel stark in Mitleiden­
schaft gezogenen Führungsanspruch der USA in Ost­
asien Nachdruck zu verleihen; sie bilden za­
gleich die zuverlässigste Stütze der Diktatur 
Pak Chung His gegenüber Bestrebungen nach einer 
Demokrat isierung der Gesellschaft in Südkore a 
und der Wiedervereinigung des Landes . Sollten 
sich diese Bestrebungen durchsetzen, würde es 
das Ende der Herrschaft Paks als auch der ameri­
kanischen Militärbasen in Südkorea bedeuten . 
AuBerdem ist Pak daran interessiert , die Spannun-

Dagegen wurden seit der Unterzeichnung des Waf­
fenstillstandsvertrages von Panmunjom (1953) von 
der KVDR zahlreiche konstrukt-ive Vorschläge zum 
Abbau der Spannunsen und zur Erlungung der Wie ­
dervereinigung unterbreitet. 
Dazu gehörte der Vorschlag , Wahlen in groll. Korea 
abzuhalten , an denen sieb alle Parteien frei in 

Korea- Resolution Nr.3390 der UNO 
DI.Vol~ 

Fatstellend. daB die WMMleNerelnlguA{I . 
Koreo$ noch nicht el'Tllk:ht wurd .. ob· 
wohl JO Jahre V_gongM sind. seit 
Korea In Non:! und SGd g .. 1U wurde, 
UM 22 Jahre nodl der Herstlellung des 
WoffenUIUstandes In Korea ventridlen ."". 
EriNWNI on die Verpflichtungen. die 
'IOn de;n Stooten im Elnldo~ mit der 
Chorto d .. VeNlnten Nationen Ober­
nomnwn wurden In bezug out cU. Act.. 
wng des Prinzips der. GI~..d\tI. 
gung und Selb.tbesttlMlung der V6tker 
und In b.zug Ouf dos UiUerIG_ der 
Bnmlsdlung In Ange(egW\heltwl, dIe de, 
InnerJ&ootf{cn.n Ou.etlg-'>ung eine. 
StaotM unCMfegen, 

In lettochI ziehend. daß e. den Plin· 
~n d.,. Ou:uta enbpri<ht, da.s kore· 
onlsm. Volk zu unter"tzen, die uno 
abh6nglge und fdedidle WIede ......... "'· 
gung Hlnu Land." $0 bold wie m6gllch 
ouf der Oalndloge der drei PrinzipIen 
Unobh6nglgkelt, . friedIldIe WIederver· 
..... gung und groBe national. EInheit 
zu errelcben und gün~ge Vorouuet· 
zungen dolOr :w sdv:Iffen, 
Hoffeftd, daß der Norden und der Sij­
den Koreas ihren Ololog zU( BesdMeu· 

nlgoung dem ~'"*"'gung des Lon· 
des Im Geiste der. gemeinsamen Er· 
kUlrung vorn. 4. Juli 1972 und dem von 
der VoIlvflf'lOmmiung ouf Ih'e~ XXVlII. 
Togung om 28. NOV'eR'Iber 1973 g«oS. 
Mn Besd\luß. In dem die gemeinsame 
EttJ6ruog btigrGBt wurde, f6rdem _r· 
d~. 

In letracht 1Wtend, doß mU ein.." 
douemahen Frteden nicht gerechnet 
wwdeno konn. solange der ~nw6r­
tlge Stand des Waffenstillstandes In 
Korea I*beholten wird, 

In a.tradrt IleheNl. daß es :wr Gew6hr· 
IWMung eines douerf1afte,n FriedeM In 
Korea und zur Bachleunlgung .elnor 
IoInObh6nglgwt und friedlichen Wieder· 
.....,.wgung dringend notwendlSi ist. 
neue entscheidende MoSnahmen zu, 
BMndlsJung der aull6ndlaM ' EII\· 
mlschung In die Inneren Angelegen. 
hellien Koreas tU e'gr:elfen. die die 
Spmlnung beseitigen und ~ffTMtbl 
Konillkte In dieser Reglon vethlndem. 

1. 111 der AMlcht. daß .. notwendig Ist. 
dos .Kammando der Verelnt.n Natlo· 
nen· oufwl6.sen und olle unter der 
Flogge der VeNlnten Notlonen In SOd· 
korea stationierten aull6ndi5ochen TNP. 
pen obtu,zlehen: 

2. Fordert die tatJ6ck1lch am Waffen· 
stiflstondlObkommen betelHgtan Seiten 
auf, do$ Koreanische MlIItartsche Wof. 
feMtlIl~kommen durch einen 
Fn-tensvertn:lg :w eruWln als Mo!· 
nahme zur Minderung der Spannung 
und der. Aufntd\lomaLNng und Ftiü. 
DW"'III des FriocWIs In Korea "" Zutam· 
menhortg mit d.,. AufilSsung des . Kom­
mando, der Vereinten Nationen- wnd 
des ROcbuge.s oller. unter. .der Flaggit 
der V.,..lnten Nationen In SOd!cOftlQ 
skltionie1tltn oLIIIIIllndtschen TlJJSlpen: 
3. EtsucN den Nolden und den SQden 
Korea. dri..,- daN", die PriNiplen 
der gemein50mon Nord.SQd.Erld6r:ung 
elnruholten und praku..dle- Moßnahmen 
zu erv ... feft I\Ir Beendigung der vor· 
starkten ROllung, zur draatbchen Re· 
duzlorung der bewoHneten Streldcr6ft1t 
auf bekJen SoIten ouI das gloldle NI· 
veau. tut VertllnderuTlSl bewaffnete.r 
KonfUkte und tur Schaffung von Oaran.­
tien gepn die Oewaltanwendung g.­
gani:iber det andel'Wl Seite, urv;l damit 
die mllltlirtsche KonfrontotJon tU besei­
tigen und einen dauemaften Ft1eden In 
Korea oufl'tlchtzuerhoken. 'dor der Be· 
schl~g der unabh6nglgen und 
friedlichen Wiedervereinigung dti l an· 
deJ f6rdeliidl bt. 
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t::;;;~:i~~~t~i~~der Sowjetunion und 
mit China, aber diese Staaten mischen s ich 
nicht in die inneren Angelegenheiten unseres 
Landes ein . Es gibt in unserem Land weder 80-
wjettruppen noch chinesische Freiwillige . Die 
einzigen auswärtigen Kräfte , die die Souverä­
nität unseres Landes beschränken und der na­
tionalen Wiedervereinigung im We g stehen , sind 
der emerikanische Imperialismus und gewisse 
japanische Reaktic~äre . Um das Land wieder zu 
vereinigen , muß man also dem US- Imperialismus 
und dem japanischen Militarismus entgegentre­
ten , die sich in di e inneren Angelegenheiten 
unseres Lande s einmischen . 
Obwohl die südkoreanischen Behörden dem Prin­
zip der \'Olll Ausland unabhängigen nationalen 
Wiedervereinigung zustimmten , halten sie wei ­
terhin an de l' absurden Behauptung fest , die 
UNO sei keine auswärtige Kraft, die US - Trup­
pen sollten noch lange Zeit in Südkorea blei ­
ben , und Korea sollte durch eine von der UNO 
überwachte Wahl wiedervereinigt werden . 

Situation verschärfen 
derholt ganz eindeutig 
Absicht einer "Invasion des 

weiterhin das 
nationale Wie-

Doch die südkoreanischen Behörden erklären, 
sie könnten unseren Erklärungen keinen Glauben 
schenken und müß~en daher für den Fall einer 
Nord - Siid- Konfrontation ihre "Stärke aufbauen" 
durch die Verstärkung militärischer Anlage n 
an der Grenze und im Hinterland , durch be ­
schleunigte Modernisierung der Bewaffnung so­
wie durch häufigere Militärmanöver . Das ist 
ein ernster Akt der Verschärfung der Spannung 
zwischen Nord und Süd . 
Als ein weiteres Idchtiges Prinzip der natio­
nalen Wiedervereinigung wurde in der gemein­
samen Erklärung die Förderung der Eia~eit der 
Nation , ungeachtet der Onterschlede de r Ideo­
losLe , der Ideale und des Ge se ll schar tsSY-

beiden Te ilen des Landes beteiligen sollten. 
NaChdem diese Lösung abgelehnt worden war , 
SChlug der Norden eine Föderation durch Bildung 
eines Obersten Nationalen Komitees vor , das aus 
ein61' gleich großen An zahl von Repräsentanten 
aus dem Norden und dem Süden sebildet werden 
sollte . Das Komitee sollte unter Beibehaltung der 
unterschiedlichen gesellschaftlichen und pol i ti ­
schen Systeme die wirtschaftliche und kulture lle 
Eutwicklung koordinieren und ganz Korea nach au­
ßen repräsentieren . 
Atwh auf wirtSChaftlichem Gebiet unterbreitete 
die KVDR mehrere Angebote , wie etwa die Liefe ­
rung im Süden dringend benötigter Produkte zu 
günstigen Bedingungen , den Austausch von Ar ­
beitskräften und Technikern und die Lieferung 
billiger Energie . 

stems , herausgestellt . Wenn wir nicht das so­
zi a11stische System Südkorea aufzwin€6D und 
die südkoreanischen Behörden uns nicht zwin­
gen , das kapitalistische System wiederherzu­
stellen, warum sollen dann wir Menschen der 
gleichen Nation gegeneinander kämpfen? Wir 
zwingen Südkorea nicht den Sozialismus auf . 
Das künftige System Siidkoreas wird vom südko­
reanischen Vo lk selbst nach seinem eige~en 
Willen bestimmt werden . Doch die südkoreani ­
sehen Machthaber reden von "einem Sturm der 
Freiheit" gegen den Norden . Das ist ein arro­
gantes Verhal ten zum Ziele der Obstruktion der 
friedl ichen Wiedervereinigung. 

ge , friedliche Wiedervereinigung des Landes 
sind , ohne Unterschied der politischen Auffas­
sungen , der Wel tanschauung und des Glaubens , 
herausbilden . Doch auch nach der Ve röffentl i ­
chung der geme insamen Erklärung tre ten die 
südkoreanischen Behörden die demokratischen 
Recht e mit Füßen und verschärfen die faschi ­
stische Unterdrückung des Volke s , indem sie 
behaupten , es bestehe kein Anl aß , die Antikom­
munistengesetze und die Staatssicherheitsge­
setze zu beseitigen. Sie schränken sogar die 
Aktionsmöglichkeiten der offiziellen Opposi ­
tionspartei en ein und verbieten es ihren Mit­
gliedern , mit uns in Kontakt zu treten . Sie 
verhaft en und kerkern viele Leute ein , nur 
weil sie Kontakte zwischen Nord und Süd und 
die nationale Wiedervereinigung befürwor ten , 
was als Verbrechen gemäß dem Antikommunisten­
gesetz giJt . Vor kurzem sind die südkoreani­
schen Behürden sogar sowe i t gegangen , Patrio­
ten hinr ichten zu lassen , die in Südkorea für 
Demokratie und friedliche Wiedervereinigung 
aufgetreten sind. Das ist nackte Provokation 
gegen uns . Obwohl feierlich der Nation ver­
sprochen worden war , die getroffenen Verein­
barunge:L get reulich zu erfüllen , scheuen sich 
die südkoreanischen Machthaber nicht , sie zu 
brechen . Sie denken dabei nicht an die Folgen 
ihres Ve rrats an der Nation . C . .. ) 

(Quelle : Interview Kim Il Sungs mit der japa­
nischen Tagesze itung Mainichi Shim­
bum im Jahre 1972 , in : Informations­
bulletin , Wien , NI' . 20- 21/1972 , S . 
49- 51 ) 

All diese Vorschläge wurden jedoch , obwohl sie 
weitgehende Vorteile für den Siiden gebracht hät ­
ten , vom Pak- Regime abselebnt . 

Di. Wi.d. ,....r. inigung'g.,prödl. 

Erst im September 1971 kam es angesichts welt­
weiter Entspannungstendenzen unter dem Druck der 
internationalen Öffentlichkeit und der siidkorea­
nischen BevölkeI"I,..ßg zu ersten gemeinsamen Rot­
k.reuzgesprächen . Daraus resultierten politische 
Gespräche zwischen führenden Vertretern der KVllR 

und Südkoreas , die am 4 . Juli 1972 zur Unter­
zeichnung einer gemeinsamen Erklärung zusammen­
kamen . 

In dieser gemeinsamen ErkläI"UDg wurde verein­
bart , 
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daß beide Seiten die Wiedervereinigung "selb­
ständig , oboe Hilte äußerer Kräfte und ohne Ein­
mischung von außen" , "au! friedlichem Wege, oh­
ne Anwendung von Waffengewalt" anstreben und 
"unabhängig von den Unterschieden in der Ideolo­
gie , in den Idealen und Systemen • • . als einhei t­
liche Nation eine groSe nationale Konsolidie ­
rung" erreichen wollen . 4) 

Sehr balä etellte sich Jedoch heraus , daß Pak 
nicht daran dachte, diese Bestimmungen einzuhal­
ten. Im Gegenteil , er verstärkte die Bindungen 
zur USA , 'lieB jeden, der nicht seine Losung von 
der "Vereinigung durcb den Sieg tiber den Kommu­
nismus" unterstützte ins Gefängnis werfen . Als 
Unterbändler schickte Pak zu den Nord -Süd- Ge­
sprächen Li Hu Rak, den Chef des berüchtigten 
Seouler Geheimdienstee, aleo den Verantwortli­
chen für zahllose Verbrecben an südkoreanischen 
Patrioten und Organisator fortgesetzter Provoka­
tionen sm '6. Breitengrad . Weitere Verhandlungen 
mit einem solcb~~ Mann waren für die KVDR nicht 

annehmbar · 
ingesicbts der völlig destruktiven Haltung 
Seouls bot die KVDR im März 1974 den Vereinig­
ten Staaten den Abschluß eines Friedensvertrages 
an, um die Gefahr eines neuen Krieges zu bannen. 
Ala Voraussetzung dazu SOllten die USA, die in 
Wirklichkeit alle Macht in Südkorea in ihren 
Händen halten , sicb verpflichten, ihre Truppen 

abzuziehen und sich nicht !lIehr in die inneren 
ingelegenheiten des Lande s einzumischen , Der 
Norden und der Süden sollten ihre Truppen redu­
zieren und darauf verzichten, Waffen und Kriegs­
ausrüstungen von auBen einzuführen. 
Obwohl ein solcher Vertrag, der das veraltete , 
von der KVDR, der VR China und den - damals noch 
von den USA beherrschten - Vereinten Nationen 
geschlossene Waffenstillstandsabkowmen von Pan­
munjom srsetzen würde, den Frieden dauerhaft si ­
chern könnte, lehnten die USA Verhandlungen dar­

über ab. 

Das Kor.o"'roblem vor d.r UNO 

Die konstruktive Friedeuspolitik der KVDR und 

das we ltweit veränderte Kräfteverhältnis SChlu­
gen sieb j edoch inzwischen auch bei den Beratun­
gen über das Korea-Problem in der UNO nieder. 
Konnte der US- ImperialisMus 1950 die Vereinten 
Nationen noch als Deckmantel zur Verschleierung 
seiner Aggression in Korea mißbrauchen , so ver­
mochte er 1973 nicht mehr zu verhindern, daß die 
KVDR trotz verschiedener Störmanöver in die ON­
Spezial organisationen wao und UNESCO aufsenomQen 
wurde . Damit wurde ein Beschluß der ONO aus dem 
Jahre 1948 aufgehoben, in dem die südkoreanischen 
Behörden als einzig legitime Regierung der ko­
reani schen Halbinsel anerkannt worden waren . 

Im gleichen Jahr nahm der Politische Ausschuß 
der Vereinten Nationen , an dem die KVDR zum er-

&4 stenmal als offizieller Beobacbter teilnahl:l, ei -

ne Resolution über die Anerkennung der in der 

gemeinsamen Erklärung von 1972 festgelegten Prin­
zipien für die friedliche Wiedervereinigung Ko­
reas an und löste die 1947 unter Mißachtung der 
Rechte des koreanischen Volkes gebildete "UNO­
Kommission für die Vereinigung und den Aufbau 

Koreas " auf . 
Nacb Ansicht der KVDR soll demgegenüber die Auf­
nahme Koreas in die UNO erst nach Bildung einer 
Föderation erfol~n . 

Dank der eindeut igen Stellungnahme der KVDR 
gelang es den USA und dem Pak- Regime ebenfalls 
nicht, ihren Plan der gleichzeitigen ON-Aufnahme 
von Nord- und SÜdkorea, mit der sie die Spal~ 
des Landes völkerrecbtlich festzuschreiben such­
ten, in die Tat umzusetzen . Zu einem Höhepunkt 
gestaltete sich sodann die Korea- Debatte des 1 . 
Po litischen AusschuBseo der UNO im Oktober 1975 . 
Dort wurde mit 51 gegen 38 Stimmen erstmalig ei­
ne Resolution angenommen, die die Auflösung des 
"Kommandos der Vereinten Nationen" fOrdert und 
den Abschluß eines Friedensvertrages vorsiebt. 
Ob .... ohl gleichzeitig eine dieser widersprecbende 
Resolution mit 59 gegen 51 Stimmen gebilligt 
wurde, zeigte sicb doch , daS neben den soziali­
stischen Ländern immer mehr nichtpaktgebundene 
Staaten die Politik der KVDR unterstützen . Deut­
licher denn je wurden nun die Anwesenheit aus­
ländischer Truppen (unter der Flagse der Verein­
ten Nationen) und das Fehlen einer friedensver­
traglichen Vereinbarung als Kernproblellle der Ko­
reatrage benannt . 
Desbalb haben die USA, obgleich sie als Mitglied 
des UN- Sicberheitsrates in der Frage der Truppen­
stationierung Jede Lösung mit ihrem Veto blok­
kieren können, dennoch vorsorglich damit begon­
nen , ihre Truppen ofi'iziell unter ihr eigenes 
Kommando zu stellen und nur noch vereinzelt US­
Einheiten unter UN-Kommando zu belassen. 
Während jedoch die Kores-Strategie der USA und 
ihres südkoreaniscben Marionettenregimes inter­
national zusehends an Unterstützung einbüßt , 
wurde die KVDR im August 1975 auf der Konferenz 
der nichtpaktgebundenen Staaten in Lim8 als ot­
fizielles Mitglied aufgenommen , ein Aufnahmean­
trag des Pak-Regimes hingegen abgelehnt . Die 
nordkoreaniscbe Regierung ist damit dem Ziel ih­
rer friedlichen Wiedervereinigungspolitik um ei ­
nen weiteren Schritt nähergekommen . 
Anmerkungen: 
1) Frankfurter Allgemeine Zeit"ung , 4 . 4 .1975 
2) Neues Deutschland, 11 . /12 .10 ,1975 
,) Das Ziel der llll Dezellber 1975 von US- Präsi­

dent Ford auf Hawai verkündeten sogenannten 
"Pazifik-Doktrin" besteht im wesentlichen 
darin , die nach der amerikanischen Niederla­
ge unsicher gewordenen BÜDdnispartnel' wieder 
auf Linie zu bringen , den Einfluß der USA un­
ter Beibehaltung der militärischen Präsenz zu 
sichern und nach Möglichkeit auszubauen . 

4) Zit . nach Unsere Zeit, 14. 7 ,1972 



Ost-limor c 

Als am 5 . Dezember 1975 indonesische Truppen die soeben ausgerufene Demokratische Republik Oat­
Tirner überfallen hatten, nahmen die BRD- Massenmedien davon nur kurze Zeit Notiz . Ohnehin überwo­
gen Stellungnahmen der kapitalhörigen Presse, für die mit dem brutalen A~gressioDaakt lediglich 
"die Ordnung wiederhergestellt " worden war (vgl. hierzu : AlB, NI' . 1/1976) . Für sie war bald - ganz 
im Sinne eines Briefes der indone sischen Regierung an "befreundete Regierungen" wie die de r BRD -
"der Fall Ost-Timor kein praktisches Problem mehr" (Guardian . 22 . 4 . 1976) . 
Doch im selben Brief gab das indonesische Regime zu : "Für die provisorische Regierung", also die 
Marionettenregierung Indones iens in Ost- Timor , "~de der Verzicht auf die (indonesischen) Fre i ­
willigen Selbstmord bedeuten" . Die "Freiwilligen" - auf bis zu ~5 000 Mann geSChätzte Eliteeinhei­
ten der ~ee Djakartas _ bilden in der Ta t die einzige Stütze der Annexionsanhänger gegen die Re­
volutionäre Befreiungsfront Ost - Timors (FRETILIN) . Ihr heldenhafter Kampf machte nicht nur die 
"Blitzkrieg" - Pläne der indonesischen Generäl e zunichte . Er stellt nunmehr für das reaktionäre Su­
harto-Regime Indonesiens sowohl hinsichtlich seines internationalen Ansehens als auch insbesondere 
bezüglich der Verschärfung der inneren Widersprücbe in Indonesien selbst ein fast unlösbares Pro­
blem dar . Schon sm 20 . Dezember 1975 prognostizierte der Guardian : "De r Kampf um Timor könnte In­
donesien ausbluten" . Berichte etwa der australischen Tribune sprechen von Befehlsverweigerungen 
indonesischer Trupren , DemOnstrationen von Soldatenwitwen , wachsenden Differenzen selbst innerhalb 
der militärischen Spitze (Tribune , 21 . 1 . 1976) . 
Unter diesen Bedingungen ist der Freiheitskampf des Volkes von Os t - Timor trotz enormer Schwierig­
keiten und der Oberlegenheit der Invasionsarmee keineswe gs aussichtslos . In der EinSChätzung , die 
Amule Alcatiri Maribim , Staatsminister der De mokratischen Republik Ost-Timor und Repräsentant der 
FRETILIN , in e inem Zeitungsinterview vornimmt , kommt diese r evolutionäre Zuversicht deutlich zum 
Ausdruck . 

Amule Alcatiri Maribim 

Der VoIcswiIerstand gegen 
Iie iIdonesischen 
FRAGE: Herr Minister , wenn Sie gestatten , eine 
allgemeine Frage . Wie stellt sich heute die la­
ge in Ost - Timor dar? 

A. A. I'1ARIBIM : Wir kämpfen weiter mi t vielen 
Schwierigkeiten und verlassen uns dabei zualler­
erst auf unsere eigenen Kräfte . Diese Schwierig­
keiten rühren im wesent lichen von der geopoliti ­
sehen Lage Ost- Timors her , die für unseren Kampf 
ziemlich ungünstig ist . 

Etfolg,.ich.r Wid.ntond 
g.g." die indo" •• i.ch.n Invo.ionllruppe" 

Die Kampfgruppen , die wir bilden, haben den Auf ­
trag , Störangriffe gegen die feindlichen Stel ­
lungen vorzutragen und in den Städten und Dör­
fern unter Schonung der Bevölkerung die feindli ­
chen Strei tkräfte zu vernichten . 
Am vergangenen 19. März sind unsere Truppen in 
Baucau eingedrungen. Nach der vcllständigen Ver­
ni chtung der feindlichen Streitkräfte haben sie 
sich wieder in die Berge zurückgezogen . Am ver­
gangenen 10 . April ist es uns gelungen, 60 Pro ­
zent der feindlichen Kräfte i n Di li zu zerstö­
ren. Große Mengen des Materials wurden erobert . 

'rol •• t. geg.n Suhorto im .ig.n.n land 

Seit seiner Niederlage i n Südost asien - Vietnam, 
Laos und Kambodscha - hat sich die Kriegstreibe ­
re i des I mperi alismus gefestigt und verstärkt . 
Andererseits sind unsere Truppen von den indone­
sischen See - und Luftstreitkräften eingeschlos -

sen . 

Aber trotz aller dieser Schwierigke i ten leisten 

unsere Streitkräfte Wide rstand . So sind wir wäh­
rend der vergangenen fünf W'ochen von der Defen­
sive zur offensiven Akti on übergegangen . Im Lau­
fe des Monats März haben wir Dutzende von Panzern 
und andere Hilitärfahrzeuge zerstört . In den 
letzten neun Monaten haben wir fünf feindliche 
Flugzeuge und sechs Hubschrauber zerstört und 
auße rdem 10 000 indonesische Soldaten kampfunfä­
hig gemacht . 

Vor kurzem haben die Wit wen der in Ost - Timor ge ­
f allenen indonesischen So l daten für di e Einstel ­
lung der Kampfhandlungen gegen unser Land demon­

striert . 

Di e i ndonesischen Truppen befinden sich im Nor­
den des Grenzgebiets, in der Hauptstadt Dili und 
in Baucau. Unser Kampf ist ein Widerstandskampf . 

Wir haben ebenfalls erfahren , daß mehrere indo­
nesische Soldaten s ich geweigert haben, zu kämp­

fen . 
Di e indones ische Regierung war sicher, den von 
der FRETILIN und dem Vol k von Ost - Timor geführten 
Kampf in drei Tagen zu erl edigen , doch der uns 
aufgezwungene Krieg dauert seit neun Monaten an . 
Und in neun Monaten erbitterter Kämpfe hat sie 
nicht mehr erreicht, als ~e di glich 15% uns eres 
Territoriums zu besetzen , der Reat ist unter der 

Kontrolle der FRETILIN. 
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FRAGE: Vor einigen Tagen hat die indonesische 
Regierung angekündigt, s!e werde im Laufe des 
Juni die Annexion der Republik Ost- Timor vorneh­
men, die somit die 27 . Provinz Indonesiens würde . 
Wie werden die revolutionäre Regierung und das 
Volk Timors darauf reagieren? 

A. A. MARIBIM: Die indonesische Regierung ist 
nicht das indonesische Volk . Dieses hat den ge ­
rechten Charakter unseres Kampfes anerkannt , 
aber die indonesische Regierung hat sich immer 
geweigert. die Realität von Ost- Timor zu akzep ­
tieren. 
Da unser Kampf ein nationaler ~Ireiun~skampf 
ist , wollen wi r unsere nationale Unabhängigkei t 
durch die Anwendung .revolutionärer Gewalt zur 
Verni Chtung der feindlichen reaktionären Gelo'al t 
wiedererlangen. Der Beschluß der Annexion unse ­
res Landes wird unser Volk dazu führen, mit noch 
mehr Entschlossenheit und Mut zu kämpfen . Der 
Sieg in unserem Kampf wird die Zerstörung , das 
Scheitern eines imperialistischen Stützpunktes 
in der We lt bedeuten . 
Die Ankündigung, unser Land zu annektieren . zeigt 
der Welt sicher die wahren AbSiChten der indone ­
sischen Regierung . 

FRAGE: KöIlllen Sie, HeDr Minister, die Fakten in 
Erinnerung bringen, die die FRETILIN veraniaßt 
haben, am 26 . November des vergangene n Jahres 
die Unabhängigkeit der Republik Ost - Timor zu 
proklamieren - eine Proklamation, die sm 7. De­
zember die Invasion der indonesischen Truppen in 
Ihr Land zur Folge hatte? 

A. A. MARIBIM: Die Unabhängigkeit ei nes Volkes 
kann nicht diskutiert werden . Das ist ein heili­
ges Prinzip , das wir stets verteidigt baben . 

Wir haben die Unabhängigkeit Ost-Timors nach der 
Gegenoffensive proklamiert, die die FRETILIN ge­

gen di~ UDT und die APODETI geführt hat, reak­
tionäre Bewegungen, die im Sold Indonesiens ste­
hen und die "10m portugiesischen Kolonialismus 
unterstützt wurden . 

Ultgebrod.ener Unobhangigk.ihwille 

Nach zwanzigtägigen Kämpfen im vergangenen Au­
gust gegen die APODETI und die UDT haben wir die 
Kontrolle über das gesamte Territorium erlangt . 

Daraufhin haben wir von der portugiesischen Re ­
gierung die Eröffnung von Verhandlungen verlangt , 
um ein Dekoloniali sierungsprogramm festzulegen. 

Aber die portugiesische Regierung hat schlicht 
und einfach das Land im StiCh gelassen . Deshalb 
haben wir sm 26 . November die Unabhängigkeit un­
seres Landes proklamiert und eine legitime und 
faktische Herrschaft legalisiert . 
Was die Invasion Dilis durch die indonesischen 
Truppen betrifft, so hatten wir sie vOl'hergese ­
hen, wir haben sie sogar öffentlich angeklagt, 
bevor sie realisiert wurde . 
Heute kontrollieren die indonesischen Truppen 

Dili und die zweite Stadt des Landes . Aber da 

unser Kampf gerecht und unser Volk entschlossen 

ist , bis zum Ende durchzuhalten, sind wir uns 
des endgültigen Sie ges gewiß . 
Die Geschichte hat es bewiesen : Ein organisier­
tes und mobilisiertes Volk ist die einzige 
Kraft , die fähig ist , das eigene Geschick zu be­
stimmen und die eigene Gescbichte zu schreiben . 

Obgleich in neunmonatigen Kämpfen mehr als 

60 000 Patrioten - bei einer Bevölkerung von et ­
was mehr als 550 000 Einwohnern - für das ge­
rechte Anliegen unseres Kampfe s gefallen sind, 
ist unser Volk entschlossen, ihn weiterzuführen : 
Frauen, Männer und Kinder kämpfen Sei te an Seite 
für die Verteidigung der territorialen Integri­
tät und der nationalen Souveränität unseres Lan­
des . Die Situation unseres Feindes ist die eines 
Besiegten, j edoch nicbt die eines tiberzeugten . 

Di. portugie.isc:h. legierung 
- kompli:tin DjolrOrfaS 

FRAGE : Wie sind die Beziehungen der revolutio­
nären Regierung von Ost-Timor mit der portugie­
sischen Regierung? 

A. A. f1ARIBIM : 
ist der 

Alles was sich in Ost- Timor e1'eig­
portugiesischen Haltung zuzuschrei-net, 

ben . Wir wissen, daß die portugiesische Regie-
rung Komplizin der indonesischen Regierung ist . 

Es genügt , an die beiden Abkommen von Djakarta 
und Rom zu erinnern, die zwischen den beiden 
Seiten abgeSChlossen wurden . 
Die portugiesische Regierung trägt wegen der 
passiven Haltung, die sie hinsichtlich der Unab­
hängigkeit unseres Landes eingenommen hat , einen 
Teil der Verantwortung für die Ver~rechen, die 
heute begangen werden . 

Wir anerkennen die portugiesische Regierung nicht 
als Verwaltungsmacht, aber wir wünschen , mit die ­
sem Land auf der Basis bilateraler Zusammenar­
beit und nationaler Souveränität Beziehungen 
aufzunehmen . 

FRAGE: Wie erklären Sie sich die Ansprüche ln­
donesiens auf die Republik Ost- Timor? 

A.A. MARIBIM: Um auf diese Frage zu antworten, 
muß man wissen, was die indonesische Regierung 
ist . 
Sie repräsentiert höchstens eine real..-tior.iire 
Minderheit , die 1965 das Massaker an einer Mil­
lion Indonesier verursacht bat , und dies, um die 
Macht zu ergreifen und alle fortschrittlichen 
Kräfte des Landes zu unterdrücken. Diese Minder­
heit kann nicht akzeptieren und dulden, daß ein 
fortschrittliches Nachbarland wie das unsri ge 
von einer revolutionären Bewegung , der FRETILIN, 
geleitet wird . 

Andererseits behauptet die indonesische Regie­
rung, daß das Volk von Ost-Timor dieselben etb-



nischen und "kulturellen Ursprünge habe wie das 
indonesische Volk . Wie , sollte das möglich se~ , 

wo doch Indonesien sich aus mehreren Volksgrup­
pen mit unterschiedlichen Kulturen zusammen­
setztl In Indonesien werden 25 verschiedene 
Sprachen gesprochen . 

tion führt uns zu der SChlußfolgerung , daß di e 
militäriSChen Siege schneller zu erringen sind 
als die der Diplomatie . Die diplomatiache Akt ion 
kann die militärische Aktion lediglich unter­
stützen. Ihr Ziel ist, die Länder , die unsere 
Sache unterstützen, über die Realität zu infor-

Wir können sagen , daß eine ethnische Identität mieren, in der wir leben . 
zwischen dem Volk von Ost-Timor un~ dem von West- Unser Sieg wird ein Beispiel für die Befreiung 
Timor besteht, aber nicht mit dem indonesische~ 

Volk; denn in Indonesien existieren mehrere Völ­
ker . 
Allgemein kann man. sagen, daß 4ie Ansprüche In­
donesiens a.uf unser Land Teil einer imperiali ­
stischen politischen Strategie sind. 

PRAGE: Welches sind die Handlungsperspektiven 
Ihrer Regierung und der PRETILIH? 

A.A.MARlBIM: Die letzte Analyse un~erer Situa-

Kurzinformation 
Puerto RieD 

Am 27 . /28 . Juni d.J . fand auf der Karibikinsel 
Puerto Rico das - nach dem Treffen von Rambouil­
let vom November 1975 - zweite Gipfeltreffen der 
Großmächte USA, Japan ! BRD, Frankreich , Großbri ­
tannien, Italien und Kanada statt . Hauptgegen­
stand de'r Konferenz war der Dialog über koordi ­
nierte Maßnahmen der imperialistischen Hauptlän­
der zur Uberwindung der seit 1974 andauernden 
kapitalistischen Weltwirtschaftskriee , zu Wäh­
rungs - und Handelsproblemen sowie einer ~unzer­
tierten ROhstoffpolitik gegenüber den Entwick­

lungsländern . 

"Erfolge und Mißerfolge de!'! Wirtschaftsgipfels" 

(PAZ, 1 . 7 . 1976) beschäftigten denn au~h aus ­
schließlich die bürgerlichen Massenmedien - aus­
genommen die Süddeutsche Zeitung , ·äie wenigstens 
von der puertori~ischen Bevölkerung Kenntnis 
nahm ,als sie von teils "begeistert Winkenden", 
teils von für die "Unabhängigkeit" Protestieren­
den sprach, die 

"z.u Tausenden die Zufahrtsstraßen zum Konferenz ­
ort blockierten" (SZ, 2~ . 6 . 1976). 

Tatsächlich waren runn 50.000 Menscheu dem Auf­
ruf der Sozialistischen Partei , der Kommunisti­
schen Partei , der Unabhängigkeitspartei und der 
Zentralgewerkschaft Puerto Ricos (Uni ted Labour 
Movement) sefolgt, um in einer machtvollen De ­
monstration im Konferenzort Dorado Beach - 30 km 

von der Landeshaupt;tadt San Juan (450 . 000 Ein­
wohner) 'entfernt - vorrangig "~gen die·kolonia­
le Unterdrückung durcJ:L die USA" zu protestieren 
(vgl.Claridad/USA, 13 . 6 . 1976 und UZ , 29 . 6 . 1976) . 

In Schweigen hüllte man sich hierzulande aucb 
darüber, daß der lokale Gouverneur Puerto Ricos, 
Rarael Hernendez Colon , nicht einmal von deJ.· 

der unterdrückten Völker in dieser Region und in 

der Welt ' sein . 

(Quelle: EI Moudjahi~, Algier, 11 .Mai .1976) 

Adressenänderung 
bitb! 

rechtzeitig 
bekanntgeben! 

Entscheidung der Reßierung Pord , hier einen 
"Krisengipfel" abzuhalten, in Kenntnis gesetzt , 
geschweige denn konsultiert worden war . Dies be­
leuchtet einmal mehr den kolonialen Status Puer­
to Ricos wie sein von den Vereinten Nationen 
1973 bekräftigtes unveräuBerlicpes Recht auf 
Selbstbestimmung und nationale Unabhängigkeit 
von der nordamerikaniachen Kolonialmacht (vgl . 
AlB, Nr . 11- 12/1975) . 

Die USA aber hatten die Antilleninsel demonatra­
tiv zum Tagungsort ~u~erkoren , um anges.ichts der 
in den nächsten Monaten bevorstehenden Puerto 
Rico- Debatte in den Vereinten Nationen ihren Be ­
sitz~~pruch auf die 1898 ero~erte Insel nach­
drücklich unter Beweis zu stellen. In dieser Si­
tuation konnte Washington nur daren gelegen 
sein, die ander~n imperialistischen Großmächte 
an eine Verteidigung der US -Kolonie anzubinden 
und sie auf eine Unterstützung der US-Position 
in den Vereinten Nationen einzu~chwören . 

Bundeskanzler Schmidt und Außenminiater Genscher 
kommt so das zweifelhafte Verdienst zu , nur we­
nige Tage, nach ihrem skandalösen Empfang des 
Rassistenchefs Vorster in Bonn nun mit ihrem Be­
such in Dorado Beach auch ihre Anerkennung des 
Kolonialstatus von Puerto Rico zum Ausdruck ge­
bracht zu haben . 

Bolivien 
Seit dem 9 . Juni d . J . hat die Militärregierung 
Banzer im ganzen Land den Belagerungszustand 
ausgerufen und die staatlichen Minendistri~e 
unter Mili·tärreeht gestellt . Grund waren hier-
für vermutete 'Protestdemonstrationen gegen don 
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Mord vom 3 . Jun~ an dem 19?1 gestürzten anti im­
perialistischen Präsidenten Juan J . Torres 
(siehe AlB 6/1976) , gegen die eine erneute 
Repressionswelle im ganzen Land in Gang ge ­
setzt wurde . Bergbauzentren und" Universit;äten 
- die ~tudeptenbewegung unterstützte schon in 
trimaran Kämpfen aktiv die Streikkämpfe der 
Bergarbeiter - wurden von Armeeinheiten be­
setzt, die FUhrung der Bergarbeitergewerk­
schaft und Studentenvertreter verhaftet , der 
Ausnahmezustand verhängt . 

Weni~ Tage nach dem Ausstand traten Bergar­
beiter und Studenten in den Streik. Er wurde 
zu einer" der größten Streikbewegungen der 
letzten Jahre . Die Bergarbeiter forderten ei­

. De Lohnerhöhub.g um 130%, die Entfernung des· 

Militärs aus dem Grubengebiet, die Freilassung 
der über 100 Verhafteten und die Rückkehrer­
laubnis für 25 verbannte Gewerkschaftsführer 
aus dem Exil. 

Einem Berich~ des Innenministers Pered~ zufol ­
ge haben die 50. 000 bolivianischen Bergarbei­
ter den Streik nach ~ Wochen beendet und ihre 
Artieit wiederaufgenommen ( vg!. Neue Zliricher 

Zeitung: , Fernausg.abe , 30 . 6 . 1976) . 
Doch hat dieser Streik neue Kreise gege~ die 
Militärregierung erreicht . So erkl8.rte der 
Erzbischof von Coch~amba , Armado Gutierrez , 
daß 

"die Kirche den V"orgängen nicht tatenlos zuse ­
hen (könne) und auf die segenwärtigen Probleme 
aufmerksam machen (müsse)" (Süddeutsche Z!!Ii ­
tung , 30 . 6.1976) • 

IirlkIdIllll der Sozialistischen Republik V'lIItnam ----, 
Gemäß den Beschlüssen der gemeinsamen beratenden 
politisChen Konferenz von Delegationen aus Nord­
und Südvietnam über die Wiedervereinigung des 
Landes , die im November 1975 in Ho Chi Minh­
Stadt getagt hatte (siehe AIB , Nr.1/1976), fand 
nun vom 24 . Juni bis 5 . Juli 1976 in Hanoi die 
erste Nationalversammlung des wiedervereinigten 
Landes statt . 

Die am 25 . April 1976 in ganz Vietnam gewählten 
492 Abgeordneten vollzogen in der konstituieren­
den Sitzung die formelle staatliche Wiederverei­
nigung Nord- und Südvietnams und faBten darüber 
hinaus äuBerst wichtige Beschlüsse für die wei­
tere Entwicklung Vietnams . 

1 . Das wiedervereini.Bte Vietnam wird.- den Namen 
"SoziaHstische Rep,:"blik Vietnam" (SRV) führen . 

2 . Staatsflagge ist die bisherige Flagge der 
DRV, die auf rotem Grund einen goldenen Stern 
trägt. Ebenfalls werden das Staatswappen (mit 

·neuer Inschrift "Sozialistische Republik Viet;­
nam") und die bisherige Nationalhymne der DRV 
für den neuen Staat ··übernommen . 
Das hat allerdings nichts mit einer angeblichen 
diktatorischen Dominanz des Nordens über den SÜ-

'''den zu tun, wi:e man?h9 bürgerliche JJokenrufer 
glauben machen möchten. Vielmehr erklärt es sich 
aus dem historischen Tatbestand, daß Ho Chi Ninh 
1945 die "Demokratische Republik Vietnam" (DRV) 
auf dem Territcrium des gesamten Vietnam prokla­
miert hat . 

3 . Hauptstadt des Landes ist Hanoi, die größte 
Stadt des Landes . Die Metropole des südlic~n 
Landesteiles wurde offiziell von ~aigon in Ho 
Chi Ninh- Stadt umbenannt. 

4 . Eine 36-köpfige Kommission wurde mit der Aus­
arbe~ung einer neuen Verfassung beauftragt ; bis 
zu deren Inkrafttreten 'gilt die Verfassung der 

DRV v:on 1956. 

5. Die staatlichen Institutionen des Landes sind 
die Nationalversammlung , der Präsident so~ie die 
beiden Vizepräsidenten, das dtändige Komitee der 
Nationalversammlung , die Regierung, der Nationa­
le V~rteidigungsrat , das Oberste Volksgericht 
und die Generalstaatsanwaltschaft . 

6 . Einstimmig wurde der bisherige Präsident der 
DRV, Ton Duc Thang, zum Präsidenten der SRV ge­
wählt . Ohne Gegenstimme wurde Truong Chinh Vor­
sitzender des Ständigen Komitees der National ­
versammlung, sowie Pham Van Dong Ministerpräsi­
dent der ?ozial i stischen Republik Vietnam. 
Zu Vize präsidenten wurden Nguyen Luong Bach und 
Nguyen Huu Tho ernannt . 

7 . Der von d~r Versammlung beratene und verab­
schiedete Fünfjahrplan für 1976- 1980 legt dep 
Schwerpunkt auf die verstärkte sozialistische 
Aufbauarbeit im Norden bei gleichzeitiger sozia­
listischer Umgestaltung im Süden sowie eine mög­
lichst weitreichende Koordinierung der wirt­
schaftlichen Entwicklung. 

Höhepunkt der Diskussion der Nationalversammlung 
war zweifellos der politische Bericht des 1 . Se­
kretärs des ZK der Partei .der Werktätigen Viet­
nams, Le Duan . In 15 bis 20 Jahren, so erklärte 
Le Duan, solle in ganz Vietnam die materisll­
technische Basis des Sozialismus geschaffen sein; 

,Uf internationaler Ebene werde Vietnam Schulter 
an Schulter mit den sozialistischen Ländern und 
jenen Kräften schreiten, die einen unermüdlichen 
Kampf für Fri eden, Unabhängigkeit und 
Sozialismus führen. 


